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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

1.) Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter über 

die Beschwerde von XXXX , am  XXXX geb., StA. der Republik Aserbaidschan, vertreten durch 

die Weh Rechtsanwalt GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und 

Asyl vom 01.09.2022, Zl. XXXX , zu Recht erkannt: 

 

A) Die Beschwerde wird gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG, Bundesgesetz über das Verfahren der 

Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz), BGBl I 33/2013 idgF, als 

unbegründet abgewiesen, mit der Maßgabe, dass die Spruchpunkte des angefochtenen 

Bescheides zu lauten haben: 

 

„I. Ihr Antrag auf internationalen Schutz wird in Bezug auf die beantragte Zuerkennung des 

Status eines Asylberechtigten gemäß § 68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl. 

Nr. 51/1991 idgF (AVG) zurückgewiesen. 

 

II. Ihr Antrag auf internationalen Schutz wird in Bezug auf die beantragte Zuerkennung des 

Status eines subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf Ihren Herkunftsstaat Aserbaidschan 

gemäß § 68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl. Nr. 51/1991 idgF (AVG) 

zurückgewiesen. 
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III. Ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen wird Ihnen gemäß §§ 57 AsylG 

nicht erteilt.  

 

IV. Gemäß § 10 AsylG iVm § 9 BFA-VG, BGBl. I Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF, wird gegen Sie eine 

Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Absatz 1 FPG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 (FPG) idgF, 

erlassen.  

 

V. Es wird gemäß § 52 Absatz 9 FPG festgestellt, dass Ihre Abschiebung gemäß § 46 FPG nach 

Aserbaidschan zulässig ist. 

 

VI. Gemäß § 55 Absatz 1a FPG besteht keine Frist für die freiwillige Ausreise ab Rechtskraft der 

Rückkehrentscheidung.“ 

 

B) Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

2.) Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter über 

die Beschwerde von XXXX , am  XXXX geb., StA. der Republik Aserbaidschan, vertreten durch 

die Weh Rechtsanwalt GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und 

Asyl vom 01.09.2022, Zl. XXXX , zu Recht erkannt: 

 

A) Die Beschwerde wird gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG, Bundesgesetz über das Verfahren der 

Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz), BGBl I 33/2013 idgF, als 

unbegründet abgewiesen, mit der Maßgabe, dass die Spruchpunkte des angefochtenen 

Bescheides zu lauten haben: 

 

„I. Ihr Antrag auf internationalen Schutz wird in Bezug auf die beantragte Zuerkennung des 

Status eines Asylberechtigten gemäß § 68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl. 

Nr. 51/1991 idgF (AVG) zurückgewiesen. 

 

II. Ihr Antrag auf internationalen Schutz wird in Bezug auf die beantragte Zuerkennung des 

Status eines subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf Ihren Herkunftsstaat Aserbaidschan 

gemäß § 68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl. Nr. 51/1991 idgF (AVG) 

zurückgewiesen. 
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III. Ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen wird Ihnen gemäß §§ 57 AsylG 

nicht erteilt.  

 

IV. Gemäß § 10 AsylG iVm § 9 BFA-VG, BGBl. I Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF, wird gegen Sie eine 

Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Absatz 1 FPG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 (FPG) idgF, 

erlassen.  

 

V. Es wird gemäß § 52 Absatz 9 FPG festgestellt, dass Ihre Abschiebung gemäß § 46 FPG nach 

Aserbaidschan zulässig ist. 

 

VI. Gemäß § 55 Absatz 1a FPG besteht keine Frist für die freiwillige Ausreise ab Rechtskraft der 

Rückkehrentscheidung.“ 

 

B) Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

3.) Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter über 

die Beschwerde von XXXX , am  XXXX geb., StA. der Republik Aserbaidschan, gesetzlich 

vertreten durch den Vater XXXX , am  XXXX geb., und die Mutter XXXX , am  XXXX geb., diese 

wiederrum vertreten durch die Weh Rechtsanwalt GmbH, gegen den Bescheid des 

Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 01.09.2022, Zl. XXXX , zu Recht erkannt: 

 

A) Die Beschwerde wird gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG, Bundesgesetz über das Verfahren der 

Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz), BGBl I 33/2013 idgF, als 

unbegründet abgewiesen, mit der Maßgabe, dass die Spruchpunkte des angefochtenen 

Bescheides zu lauten haben: 

 

„I. Ihr Antrag auf internationalen Schutz wird in Bezug auf die beantragte Zuerkennung des 

Status eines Asylberechtigten gemäß § 68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl. 

Nr. 51/1991 idgF (AVG) zurückgewiesen. 

 

II. Ihr Antrag auf internationalen Schutz wird in Bezug auf die beantragte Zuerkennung des 

Status eines subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf Ihren Herkunftsstaat Aserbaidschan 

gemäß § 68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl. Nr. 51/1991 idgF (AVG) 

zurückgewiesen. 
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III. Ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen wird Ihnen gemäß §§ 57 AsylG 

nicht erteilt.  

 

IV. Gemäß § 10 AsylG iVm § 9 BFA-VG, BGBl. I Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF, wird gegen Sie eine 

Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Absatz 1 FPG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 (FPG) idgF, 

erlassen.  

 

V. Es wird gemäß § 52 Absatz 9 FPG festgestellt, dass Ihre Abschiebung gemäß § 46 FPG nach 

Aserbaidschan zulässig ist. 

 

VI. Gemäß § 55 Absatz 1a FPG besteht keine Frist für die freiwillige Ausreise ab Rechtskraft der 

Rückkehrentscheidung.“ 

 

B) Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

4.) Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter über 

die Beschwerde von XXXX , am  XXXX geb., StA. der Republik Aserbaidschan, gesetzlich 

vertreten durch den Vater XXXX , am  XXXX geb., und die Mutter XXXX , am  XXXX geb., diese 

wiederrum vertreten durch die Weh Rechtsanwalt GmbH, gegen den Bescheid des 

Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 01.09.2022, Zl. XXXX , zu Recht erkannt: 

 

A) Die Beschwerde wird gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG, Bundesgesetz über das Verfahren der 

Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz), BGBl I 33/2013 idgF, als 

unbegründet abgewiesen, mit der Maßgabe, dass die Spruchpunkte des angefochtenen 

Bescheides zu lauten haben: 

 

„I. Ihr Antrag auf internationalen Schutz wird in Bezug auf die beantragte Zuerkennung des 

Status eines Asylberechtigten gemäß § 68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl. 

Nr. 51/1991 idgF (AVG) zurückgewiesen. 

 

II. Ihr Antrag auf internationalen Schutz wird in Bezug auf die beantragte Zuerkennung des 

Status eines subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf Ihren Herkunftsstaat Aserbaidschan 

gemäß § 68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl. Nr. 51/1991 idgF (AVG) 

zurückgewiesen. 
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III. Ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen wird Ihnen gemäß §§ 57 AsylG 

nicht erteilt.  

 

IV. Gemäß § 10 AsylG iVm § 9 BFA-VG, BGBl. I Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF, wird gegen Sie eine 

Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Absatz 1 FPG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 (FPG) idgF, 

erlassen.  

 

V. Es wird gemäß § 52 Absatz 9 FPG festgestellt, dass Ihre Abschiebung gemäß § 46 FPG nach 

Aserbaidschan zulässig ist. 

 

VI. Gemäß § 55 Absatz 1a FPG besteht keine Frist für die freiwillige Ausreise ab Rechtskraft der 

Rückkehrentscheidung.“ 

 

B) Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

5.) Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter über 

die Beschwerde von XXXX , am  XXXX geb., StA. der Republik Aserbaidschan, gesetzlich 

vertreten durch den Vater XXXX , am  XXXX geb., und die Mutter XXXX , am  XXXX geb., diese 

wiederrum vertreten durch die Weh Rechtsanwalt GmbH, gegen den Bescheid des 

Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 01.09.2022, Zl. XXXX , zu Recht erkannt: 

 

A) Die Beschwerde wird gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG, Bundesgesetz über das Verfahren der 

Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz), BGBl I 33/2013 idgF, als 

unbegründet abgewiesen, mit der Maßgabe, dass die Spruchpunkte des angefochtenen 

Bescheides zu lauten haben: 

 

„I. Ihr Antrag auf internationalen Schutz wird in Bezug auf die beantragte Zuerkennung des 

Status eines Asylberechtigten gemäß § 68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl. 

Nr. 51/1991 idgF (AVG) zurückgewiesen. 

 

II. Ihr Antrag auf internationalen Schutz wird in Bezug auf die beantragte Zuerkennung des 

Status eines subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf Ihren Herkunftsstaat Aserbaidschan 

gemäß § 68 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl. Nr. 51/1991 idgF (AVG) 

zurückgewiesen. 
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III. Ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen wird Ihnen gemäß §§ 57 AsylG 

nicht erteilt.  

 

IV. Gemäß § 10 AsylG iVm § 9 BFA-VG, BGBl. I Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF, wird gegen Sie eine 

Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Absatz 1 FPG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 (FPG) idgF, 

erlassen.  

 

V. Es wird gemäß § 52 Absatz 9 FPG festgestellt, dass Ihre Abschiebung gemäß § 46 FPG nach 

Aserbaidschan zulässig ist. 

 

VI. Gemäß § 55 Absatz 1a FPG besteht keine Frist für die freiwillige Ausreise ab Rechtskraft der 

Rückkehrentscheidung.“ 

 

B) Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrenshergang 

I.1. Die beschwerdeführenden Parteien (in weiterer Folge als „bP“ bzw. gemäß der Reihenfolge 

ihrer Nennung im Spruch kurz als „bP1 – bP5“ bezeichnet) sind Staatsangehörige der Republik 

Aserbaidschan und brachten nach rechtswidriger Einreise nach Österreich am 24.09.2019 

beim Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl als nunmehr belangten Behörde (in weiterer 

Folge kurz als „bB“ bezeichnet“) ihre ersten Anträge auf internationalen Schutz ein. 

 

Die männliche bP1 und weibliche bP2 sind verheiratet und die Eltern der minderjährigen 

männlichen bP3, männlichen bP4 und weiblichen bP5.  

 

I.1.1. Am selben Tag fand unter Beiziehung eines Dolmetschers für Türkisch die 

niederschriftliche Erstbefragung der bP1, bP2 und bP3 vor Organen des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes statt. 
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Dabei gab die bP1 zu ihren Fluchtgründen an, dass sie sich in Aserbaidschan gegen das Regime 

aufgelehnt und öffentlich demonstriert habe, weshalb sie am 05.10.2017 festgenommen und 

drei Monate in Haft verbracht habe. Am 22.01.2018 sei sie erneut für zwölf Tage verhaftet 

und zusammengeschlagen worden. Am 23.07.2019 sei ihr vom Gericht mitgeteilt worden, 

dass sie sich für ihre Tätigkeiten verantworten müsse. Sie habe gewusst, dass sie für lange Zeit 

verurteilt werden würde und womöglich im Gefängnis sterben werde, weshalb sie mit ihrer 

Familie geflüchtet sei. 

 

Die bP2 berief sich im Wesentlichen auf die von der bP1 angegebenen Fluchtgründe und 

ergänzte, dass die Polizei bei ihnen zu Hause gewesen und ihr gegenüber handgreiflich 

geworden sei. Außerdem sei es zu einem Vorfall in der Schule ihrer Kinder gekommen, bei 

dem diese von fremden Männern abgeholt werden sollten. Sie habe die Kinder daraufhin aus 

der Schule genommen und einige Zeit nicht mehr dorthin gehen lassen. Sie vermute, dass es 

sich bei den Männern um Leute der Regierung gehandelt habe, die ihnen hätten schaden 

wollen. 

 

Die bP3 führte zu den Fluchtgründen aus, dass sie die Gründe für die Ausreise aus dem 

Herkunftsstaat nicht kenne. Die bP1 habe lediglich vor ein oder zwei Monaten gesagt, dass sie 

das Land verlassen müssten. Ob die bP1 im Gefängnis gewesen sei, wisse sie nicht. 

 

I.1.2. Am 03.08.2020 wurde die bP1 in Anwesenheit einer Dolmetscherin für die Sprache 

Russisch vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl einvernommen. Dabei gab sie zu 

ihren Fluchtgründen befragt im Wesentlichen an, dass ihre Probleme mit den 

Demonstrationen am 19.01.2019 begonnen hätten. Sie sei vom Bezirksgericht zu 15 Tagen 

Freiheitsstrafe verurteilt und währenddessen geschlagen und mit Strom gefoltert worden, bis 

sie ohnmächtig geworden sei, und habe anschließend fünf Tage im Spital behandelt werden 

müssen. Als sie sich an die Ombudsfrau gewandt und anschließend bei der Staatsanwaltschaft 

wegen der Folter ausgesagt habe, habe die Polizei von ihr verlangt, die Aussage 

zurückzuziehen und sie mit dem Tod bedroht. Unbekannte hätten sich in der Schule ihrer 

Kinder nach deren Schulterminen erkundigt, sodass sie diese immer zur Schule begleitet hätte. 

Ein anderes Mal sei die bP1 mit zwei weiteren Parteimitgliedern von der Polizei verhaftet und 

immer wieder geschlagen worden, bis sie ohnmächtig geworden sei, und habe anschließend 

zwölf Tage im Spital und danach zu Hause behandelt werden müssen. Als sie mit ihren Kindern 

in Moskau gewesen sei, seien vier Polizisten bei ihr eingebrochen, um nach ihr zu suchen und 

sie festzunehmen. Sie hätten ihre Frau (bP2) vor den Augen ihrer achtjährigen Tochter (bP5) 

geschlagen, weshalb diese (bP2) zwei Tage im Spital gewesen sei. Als die bP1 
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zurückgekommen sei, sei sie am Flughafen verhaftet worden, habe einen Tag in Schubhaft und 

anschließend 20 Tage im Gefängnis verbracht. Die Freunde ihres Bruders hätten 25 000 Dollar 

Lösegeld organisiert, um sie frei zu bekommen. Der Staatsanwalt, der das Lösegeld 

übernommen habe, habe ihr empfohlen, das Land zu verlassen. Anschließend sei sie 

untergetaucht, um die Ausreise zu organisieren. 

 

Die bP2 führte zu ihren Fluchtgründen im Wesentlichen aus, dass ihr Ehemann in 

Aserbaidschan Probleme mit dem Staat und der Polizei habe, weil er die Wahrheit gesagt und 

bei Meetings teilgenommen habe. An einem Feiertag, der „res publica“ genannt werde, sei er 

geschlagen worden. Er sei zwölf Tage in Behandlung gewesen. Als sie mit ihrer Tochter alleine 

zu Hause gewesen sei, seien Beamte in der Wohnung gewesen und hätten auch sie 

geschlagen. 

 

Die bP3 gab zu ihren Fluchtgründen an, dass es für sie und ihren Vater gefährlich geworden 

sei. Sie selbst sei nicht bedroht worden, ihre Eltern dagegen schon. Ihr Vater sei von 

Polizeibeamten mit dem Tod bedroht worden und dreimal inhaftiert gewesen, die bP3 wisse 

allerdings nicht, was der Grund dafür gewesen sei. Ihre Mutter habe überall auf den Händen 

und Knien Wunden und Prellungen von den Schlägen gehabt. In der Schule habe sie keine 

Probleme gehabt, ihre Lehrerin habe jedoch erzählt, dass einmal zwei Männer dort 

aufgetaucht seien und die Stundenpläne von ihr und ihrem Bruder (bP4) mitgenommen 

hätten. 

 

I.1.3. Die Anträge der bP auf internationalen Schutz wurden folglich mit im Akt ersichtlichen 

Bescheiden der bB vom 18.09.2020 gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status 

eines Asylberechtigten nicht zuerkannt. Gem. § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG wurde der Status des 

subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat der bP nicht zugesprochen. Ein 

Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß § 57 AsylG wurde nicht 

erteilt. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG iVm § 9 BFA-VG wurde in Bezug auf die bP eine 

Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und gemäß § 52 Abs. 9 FPG 

festgestellt, dass eine Abschiebung in die Republik Aserbaidschan gemäß § 46 FPG zulässig ist.  

 

I.1.4. Nach Durchführung weiterer Erhebungen wurden die Beschwerden der bP mit ho. 

Erkenntnis vom 13.07.2021, Zl. W242 2235971-1/15E (bP1), W242 2235974-1/15E (bP2), 

W242 2235973-1/13E (bP3), W242 2235969-1/11E (bP4) und W242 2235975-1/11E (bP5), in 

allen Spruchpunkten abgewiesen. 
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I.1.4.1. In der Begründung gelangte das Bundesverwaltungsgericht zum Ergebnis, dass die 

Angaben der bP zu ihren Fluchtgründen, insbesondere in Bezug auf die Teilnahme der bP1 an 

Demonstrationen in Aserbaidschan sowie ihre Mitgliedschaft in einer oppositionellen Partei 

als unglaubwürdig anzusehen seien. Wenngleich aus den Länderfeststellungen hervorgehe, 

dass Sympathisanten oppositioneller Parteien, insbesondere auch solche der von der bP 

genannten Partei „Musavat“ sowie Teilnehmer friedlicher Demonstrationen willkürlichen 

Verhaftungen ausgesetzt sein könnten, sei im Hinblick darauf, dass die bP1 kaum Kenntnisse 

zur Partei, für die sie politisch tätig gewesen sein soll, gezeigt habe, obwohl sie behauptete, 

nicht bloß Sympathisant, sondern deren Mitglied zu sein, keine konkreten Aufgaben benennen 

konnte, die ihr innerhalb der Partei zugekommen wären, sich ihre Beteiligung auch sonst im 

Wesentlichen auf eine Demonstration im Jänner 2019 beschränkte und ihre Schilderungen 

teilweise nicht mit den Informationen aus der von der bB herangezogenen 

Anfragebeantwortung übereinstimmen, sei nicht glaubhaft, dass die bP1 wegen politischer 

Aktivitäten und Mitgliedschaft in einer oppositionellen Partei in ihrem Herkunftsstaat einer 

Verfolgung ausgesetzt sei. Daran vermöge auch der von der bP1 vorgelegte Mitgliedsausweis 

nichts zu ändern, zumal dieser knapp zehn Jahre vor den von der bP1 behaupteten Ereignissen 

ausgestellt worden sei und keinerlei Informationen zur Stellung der bP1 innerhalb der Partei 

oder ihren Aktivitäten enthalte. 

 

Die von der bP1 zur Bekräftigung ihres Fluchtvorbringens vorgelegten Urkunden hätten 

mehrere Ungereimtheiten aufgewiesen. Bei den mit 05.10.2019, 22.01.2019 und 15.09.2019 

datierten Beschlüssen eines Bezirksgerichts falle auf, dass in sämtlichen Verfahren die gleiche 

Richterin in Anwesenheit desselben Schriftführers und desselben Staatsanwaltes entschieden 

haben soll, obwohl es sich laut Geschäftszahlen um jeweils unterschiedliche Verfahren 

gehandelt hätte und der Beschluss vom 15.09.2019 eine Ausschreibung zur Fahndung betreffe, 

während den beiden anderen Beschlüssen ein Verwaltungsstrafverfahren zugrunde liege. 

Weiters hätte ein amtswegig durchgeführter Vergleich des Briefkopfes des in den Beschlüssen 

angeführten Bezirksgerichts mit den entsprechenden Daten auf der Website des Gerichts (vgl. 

https://courts.gov.az XXXX , abgerufen am 09.07.2021) ergeben, dass die Website eine andere 

Postleitzahl enthält, als die im Original vorgelegten Beschlüsse, obwohl die jeweils angeführte 

Straße samt Hausnummer ident sei. Zudem würden die im Original vorgelegten Beschlüsse die 

E-Mail-Adresse  XXXX enthalten, während das in der E-Mail-Adresse auf der Website 

enthaltene Wort „ XXXX “ mit a – nicht wie in den Beschlüssen mit e – geschrieben werde. 

Aufgrund dieser Diskrepanzen ging das Gericht nicht davon aus, dass es sich bei den im Original 

vorgelegten und als Beschlüsse bezeichneten Schriftstücken um echte Urkunden handelte. 
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Ein Vergleich des mit 23.07.2019 datierten und laut deutscher Übersetzung als „spezielle 

Mahnschrift“ betitelten Schreibens mit dem mit 28.03.2019 datierten und laut Übersetzung 

als „Ladung“ bezeichneten Schreiben würde zeigen, dass diese jeweils von derselben Person 

unterzeichnet wurden. Jedoch würden beide Schreiben unterschiedliche Briefköpfe mit 

unterschiedlichen Adressen enthalten. So sei im Schreiben vom 23.07.2019 als agierende 

Behörde die Generalstaatsanwaltschaft, der Republik Aserbaidschan, Untersuchungsdirektion 

für schwerwiegende Strafsachen, angeführt, während im Schreiben vom 28.03.2019 von der 

Staatsanwaltschaft der Republik Aserbaidschan, Staatsanwaltschaft der Stadt Baku, die Rede 

sei. Im Schreiben vom 23.07.2019 sei – anders als in jenem vom 28.03.2019 – weder eine 

Postleitzahl, noch eine Telefon- bzw. Faxnummer oder E-Mail-Adresse enthalten. 

Demgegenüber stamme die auf dem Schreiben vom 28.03.2019 abgebildete Stampiglie von 

der Generalstaatsanwaltschaft der Republik Aserbaidschan und nicht, wie im Briefkopf 

angeführt, von der Staatsanwaltschaft der Stadt Baku. Das Gericht habe daher auch erhebliche 

Zweifel an der Echtheit dieser Schreiben und seien diese sohin nicht geeignet, das 

Fluchtvorbringen der bP1 glaubhaft zu machen. 

Das mit 20.09.2019 datierte Schreiben enthalte weder eine förmliche Bezeichnung der 

Behörde, noch eine Adresse oder Telefonnummer. Da somit nicht einmal der Ursprung des 

Schreibens verifiziert werden könne, erwecke auch dieses im Original vorgelegte Schriftstück 

den Eindruck, dass es sich dabei nicht um eine echte Urkunde handelt. 

Ebenso wenig lässt sich das Fluchtvorbringen des bP1 mit den vorgelegten Bestätigungen über 

die Krankenhausaufenthalte belegen.  

Das in der mündlichen Verhandlung zusätzlich vorgelegte und ebenfalls mit dem Briefkopf der 

Generalstaatsanwaltschaft der Republik Aserbaidschan versehene Schreiben vom 20.11.2020 

allein vermöge den gewonnenen Eindruck eines unglaubwürdigen Fluchtvorbringens nicht zu 

beseitigen. Zum einen sei dazu nämlich keine beglaubigte Übersetzung in die deutsche 

Sprache vorgelegt worden, obwohl die Beschwerdeführer schon mit Schreiben vom 

14.04.2021 ausdrücklich darüber belehrt worden seien, und seien sie damit ihrer 

Mitwirkungspflicht nicht nachgekommen. Zum anderen habe die bP1 in der 

Beschwerdeverhandlung angegeben, das Schreiben stamme aus Oktober 2020, während das 

Schriftstück mit 20.11.2020 datiere, womit sie den Eindruck vermittelte, dass sie den Inhalt 

des Schriftstückes selbst nicht genau kennt. 

 

Insgesamt sei aufgrund der zahlreichen Widersprüche innerhalb der Angaben der bP1 und der 

bP2 und der Diskrepanzen in den als Beweismittel vorgelegten Unterlagen nicht davon 

auszugehen, dass die bP in ihrem Herkunftsstaat aus politischen Gründen einer konkreten und 
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individuellen Gefahr vor Verfolgung von erheblicher Intensität ausgesetzt wären und lasse sich 

aus den Länderfeststellungen auch keine kinderspezifische Form der Verfolgung ableiten. 

 

I.1.4.2. Zu den persönlichen Verhältnissen der bP im Bundesgebiet traf das ho. Gericht 

nachstehende Feststellungen: 

 

„Die Beschwerdeführer reisten im September 2019 mit einem von der ungarischen Botschaft 

in Baku ausgestellten Schengen-Visum („C-Visum“) über Ungarn und Deutschland nach 

Österreich und stellten am 24.09.2019 Anträge auf internationalen Schutz. 

 

Die Beschwerdeführer leben gemeinsam in einer Unterkunft der Caritas und beziehen 

Leistungen aus der Grundversorgung. 

 

Der BF1 und die BF2 sind in der Lage, eine kurze Unterhaltung auf Deutsch zu führen. Sie 

besuchten mehrere Deutschkurse, bestanden die ÖIF-Integrationsprüfung auf Sprachniveau A1 

und verrichten gemeinnützige Tätigkeiten. 

 

Der BF3, spricht sehr gut Deutsch, schloss am 20.12.2020 die ÖIF-Integrationsprüfung auf 

Sprachniveau A2 positiv ab, besuchte in den beiden vergangenen Schuljahren die 

Polytechnische Schule und wurde zuletzt in allen Fächern positiv beurteilt. Für das Schuljahr 

2021/2022 hat er eine Zusage einer Handelsschule. Der BF4 besuchte im zweiten Semester des 

Schuljahres 2019/2020 die dritte Klasse sowie im vergangenen Schuljahr die vierte Klasse einer 

Mittelschule und nahm von 31.08.2020 bis 11.09.2020 an der Sommerschule teil. Die BF5 ging 

im Schuljahr 2019/2020 in die erste Klasse sowie im vergangenen Schuljahr in die zweite Klasse 

Volksschule und nahm von 31.08.2020 bis 11.09.2020 an der Sommerschule teil. 

Die Beschwerdeführer haben regelmäßig Kontakt zu ihren Nachbarn. Sie haben in Österreich 

keine Familienangehörigen. 

 

Der BF1, die BF2, der BF3 und der BF4 sind in Österreich unbescholten, die BF5 ist nicht 

strafmündig.“ 

 

I.1.5. Eine gegen das Erkenntnis vom 13.07.2021, Zl. W242 2235971-1/15E (bP1), W242 

2235974-1/15E (bP2), W242 2235973-1/13E (bP3), W242 2235969-1/11E (bP4) und W242 

2235975-1/11E (bP5), eingebrachte außerordentliche Revision wurde vom VwGH mit 

Beschluss vom 13.01.2022, Zl. Ra 2021/14/0386 bis 0390-8, zurückgewiesen. 
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I.2. In weiterer Folge ignorierten die bP1 und bP2 ihre gesetzliche Obliegenheit, gemeinsam 

mit ihren Kindern (bP3 – bP5) das Bundesgebiet zu verlassen und verharrten rechtswidrig in 

diesem. 

 

I.2.1. Über beim BVwG eingebrachten Schriftsatz vom 01.03.2022 stellten die bP einen Antrag 

auf Wiederaufnahme des Verfahrens sowie weitere Anträge auf die Gewährung von 

internationalem Schutz. Im Wesentlichen begründeten die bP ihre nunmehrigen Anträge mit 

dem Vorliegen von zwei neuen Beweismitteln, aus denen sich begründete Furcht vor 

Verfolgung bei einer Rückkehr nach Aserbaidschan ergäbe.  

 

Einerseits liege der bP1 nunmehr ein Schreiben vor, in dem die Partei Musavat bestätige, dass 

die bP1 aktives Mitglied gewesen sei, an Versammlungen teilgenommen habe, diese auch 

finanziell unterstützt habe und aus diesem Grund verfolgt werde. Das 

Bundesverwaltungsgericht habe seinerzeit die Mitgliedschaft mit einer unzutreffenden 

Begründung bestritten und tatsächlich die Parteien verwechselt. Andererseits sei die bP1 mit 

neuer Gerichtsentscheidung vom 25.01.2022 wegen Finanzierung von Terrorismus und 

anderer Straftaten für schuldig befunden und zu einer Freiheitsstrafe von 13 Jahren verurteilt 

worden. Demnach soll die bP1 „mehrfach in sozialen Medien die Regierung in Aserbaidschan 

kritisiert und beschimpft (haben), und unwahre Informationen verbreitet (haben), die unter 

Menschen Verwirrungen hervorrufen können, sowie terroristische Organisationen finanziert 

(haben).“ 

 

Diese Urkunden seien über den Kurierdienst  XXXX von einem Boten am 17.02.2022 in Istanbul 

an die bP1 gesandt und ihr am 21.02.2022 zugestellt worden. 

 

Zu ihren persönlichen Verhältnissen in Österreich äußerten sich die bP dergestalt, dass die bP3 

die Mittelschule abgeschlossen habe und inzwischen die erste Klasse der 

Bundeshandelsschule  XXXX besuche. Die bP3 wäre stets hervorragender Schüler gewesen, 

aufgrund des unsicheren Aufenthaltsstatus und der damit verbundenen Belastung hätten die 

Schulleistungen im ersten Halbjahr 2021/22 jedoch nachgelassen. Die bP4 sei Schüler der 

vierten Klasse der Mittelschule und werde im Juni die Mittel- und damit die Pflichtschule 

abschließen. Die bP5 besuche die Volksschule. Die bP1 und bP2 hätten am 21.02.2022 den 

Vorbereitungslehrgang zum Pflichtschulabschluss begonnen. Die bP1 könne bei der Firma  

XXXX als Zeitungsausträger arbeiten. Die bP2 sei aufgrund längerer Erkrankung von ihrem 

Hausarzt zum Facharzt für Psychiatrie, Dr. XXXX , überwiesen worden. Nach beiliegender 

Bestätigung des Facharztes vom 21.02.2022 leide die bP2 an einer posttraumatischen 
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Belastungsstörung mit Angst und Insomnie. Nach der Erstbehandlung sei am 09.02.2022 ein 

Kontrolltermin erfolgt und habe die Medikation laut beiliegenden Medikamentenblättern 

erhöht werden müssen. Die Aufenthaltsbeendigung widerspreche sohin einerseits dem 

Kindeswohl und würde andererseits die Gesundheit der bP2 massiv beeinträchtigen. 

 

Die Lichtbilder des ungeöffneten Kuverts samt Öffnung und Inhalt sowie entsprechende 

integrationsbegründende Unterlagen wurden dem Schreiben als Anhang angeschlossen.  

 

I.2.2. Am 02.03.2022 wurden die bP von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes der 

PI Dornbirn im Beisein ihrer rechtsfreundlichen Vertretung zu ihren Folgeanträgen einer 

Erstbefragung unterzogen. 

 

Die bP1 brachte zu ihren Fluchtgründen befragt vor, dass sie in der Zwischenzeit von einem 

aserbaidschanischen Gericht rechtskräftig zu 13 Jahren Freiheitsstrafe verurteilt worden sei. 

Auch hätte sie eine Bestätigung über ihre Mitgliedschaft in der Partei Musavat, bei der sie seit 

2009 Mitglied wäre, erhalten. Im Rückkehrfall befürchte die bP1, festgenommen und 

inhaftiert zu werden. Ihr Leben wäre dort in Gefahr.  

 

Die bP2 – bP5 beriefen sich auf den Familienverband mit der bP1 und deren Fluchtgründe.  

 

I.2.3. Am 16.05.2022 (bP1) bzw. 18.05.2022 (bP2 – bP5) wurden die bP von der zur 

Entscheidung berufenen Organwalterin der bB niederschriftlich einvernommen. Die 

wesentlichen Abschnitte der parteinschaftlichen Einvernahmen der bP gestalteten sich dabei 

wie folgt (auszugsweise Wiedergabe aus den angefochtenen Bescheiden): 

 

bP1: 

„Gesundheitszustand 

H: Haben Sie irgendwelche Krankheiten? Sind Sie in ärztlicher Behandlung und nehmen Sie 

Medikamente ein? 

A: Zu einem Psychiater gehe ich. Sein Name ist Dr.  XXXX in XXXX . Psychisch geht es mir nicht 

so gut. Ich muss auch dreimal täglich Tabletten einnehmen. Zusätzlich bin ich auch noch bei 

Frau Dr. XXXX . Wegen exogenen Belastung. Die Tabletten heißen: Doxa Zosin (sind für 

Panikattacken, wenn ich nachts aufwache, bekomme ich Herzrasen und Schweißausbrüche, 

ich habe Angstzustände, dass ich wieder eingesperrt werde, wie damals), Deanxit (Die 

Tabletten nehme ich auch für Panikattacken in der Nacht für die Zustände, die ich bekomme, 
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wie Herzrasen, Schweißausbrüche), Quetiapin (alle drei Medikamente habe ich gleichzeitig von 

Dr. Nemes verschrieben bekommen). 

Anmerkung: Unterlagen werden vorgelegt. 

F: Seit wann nehmen Sie diese Medikamente? 

A: Ich kann mich nicht mehr genau daran erinnern, weil ich beim Denken auch Probleme habe, 

ich vermute seit Februar 2022.“ 

[…] 

F: Wann haben Sie erstmals gedanklich den Entschluss gefasst, einen neuerlichen Antrag auf 

internationalen Schutz zu stellen? 

A: Soweit ich mich erinnern kann, am 03. März 2022. 

Vorhalt: Ihren neuen Asylantrag haben Sie 02.03.2022 gestellt. 

A: Ich weiß nur, dass es im März 2022 war, ich weiß nicht mehr genau, ob am 02. oder 3. März 

2022. 

F: Sie haben am 24.09.2019 einen Asylantrag gestellt, der am 13.07.2021 in 2. Instanz 

abgewiesen und am 14.07.2021 rechtskräftig wurde. Warum stellen Sie am 02.03.2022 erneut 

einen Asylantrag? 

A: Am 25.01.2022 bin ich in Aserbaidschan für 13 Jahre Gefängnis verurteilt worden, weil die 

Republik Aserbaidschan vorwirft, dass ich aus Österreich eine terroristische Gruppe finanziell 

unterstütze. Ich kann das sowieso nicht machen kann, weil ich mit der Familie von der Caritas 

gelebt habe. 

F: Warum stellen Sie gleichzeitig einen Antrag auf Wiederaufnahme? 

V: Weil man beim ersten Asylverfahren dem AW nicht geglaubt hat, weil der AW keine 

Beweismittel gehabt hat. Die Wiederaufnahme haben wir deshalb gestellt, weil das BVwG 

beim Erkenntnis vom 14.07.2021 die Beschwerde als unbegründet abgewiesen hat, weil die 

Partei keine Beweismittel vorgelegt hat. 

Vorhalt: Beim Erstverfahren hat der AW den Ausweis der Musavat-Partei im Original vorgelegt. 

A: Es gibt zusätzlich dieses Schreiben der Partei. Das Schreiben ist vom 05.01.2022, das 

bestätigt, dass die VP seit 2009 Mitglied der Partei ist, an Versammlungen teilgenommen hat 

und die Partei auch finanziell unterstützt hat. Das BVwG hatte keineBeweismittel vorgelegt 

bekommen. Dieses Schreiben widerlegt die Begründung des BVwG, und bestätigt, dass 

begründete Furcht vor Verfolgung besteht. 

F: Was haben Sie sich von Ihrem neuerlichen Asylantrag erwartet? 

A: Ich wünsche mir, dass das Asylverfahren positiv abgeschlossen wird und ich mit meiner 

Familie hier bleiben darf. 

F: Sind Ihre Angaben, die Sie bei Ihrer Erstbefragung des Folgeantrags vor der Polizei bei der PI 

Dornbirn Fremdenpolizei gemacht haben, richtig und wahrheitsgetreu? 



- 15 - 

A: Ja. 

F: Haben Sie bei der Erstbefragung vor der Polizei alles gesagt, was Sie sagen wollten? 

A: Alles, was ich gefragt wurde, habe ich beantwortet. 

F: Wurden alle Ihre Angaben vor der Polizei am 02.03.2022 richtig und vollständig protokolliert 

und rückübersetzt? 

A: Ja. Es war kein Dolmetscher dort. Alles, was ich verstehen können habe, habe ich verstanden. 

Meine Vertretung war dabei. 

V: Es war glaube ich das Problem, dass die Polizei keinen Dolmetscher für Aserbaidschanisch 

organisieren konnte. Sein Sohn XXXX  musste dann übersetzen. 

Raum wird gelüftet. Kurze Pause. 

Vorhalt: Das Erstverfahren ist mit Rechtskraft vom 14.07.2021 abgeschlossen. Was möchten 

Sie dazu sagen? 

A: Ich war total gestresst und hatte Depressionen und habe Angstzustände bekommen und ich 

habe dann zurückdenken müssen, wie ich gefoltert wurde und alles. Ich hatte große 

Angstzustände. 

F: Was war ihr erster Asylgrund? 

A: Wo? In Feldkirch oder bei der Polizei? 

F: Was war der Grund für Ihren Antrag auf internationalen Schutz beim Erstverfahren? 

A: Es war auch der gleiche Grund, dass ich im Gefängnis in Aserbaidschan eingesperrt und 

verfolgt wurde. 

F: Warum können Sie nicht zurück nach Aserbaidschan? 

A: Mich und meine Familie werden sie sofort umbringen, wenn ich einmal ins Gefängnis 

hineinkomme, komme ich dann nicht mehr heraus. Mich und meine Familie würden siesofort 

vom Flughafen abholen, ins Gefängnis stecken, mich würden sie dann foltern, bis ich sterbe, 

ich komme da nicht mehr lebend heraus. 

F: Wann sind Ihnen diese Sachen für den neuerlichen Asylantrag bekannt geworden? 

A: Die Gründe sind alle gleich, was dazu gekommen ist, war, am 25.01.2022 wurde die 

Bezirksgerichtsentscheidung. Das Urteil für die 13-jährige Haft. Laut der Vertretung: Herr  XXXX 

hat die Ladung, die er zugestellt bekommen hat, ohne aufzumachen, der Vertretung Kanzlei 

Weh und Harg, der Vertreterin Frau  XXXX übergeben. V: Laut AV der Kanzlei: Am 21.02.2022 

hat der AW das Kuvert bekommen. Am 17.02.2022 wurde es in Istanbul/Türkei aufgegeben. 

Am 22.02.2022 wurde es der Kanzlei Weh ungeöffnet übergeben. 

F. Von wem wurde das Kuvert in der Türkei aufgegeben? 

A: XXXX . Es ist so, der Brief ist in Baku angekommen bei meinem Bruder, bei dem ich früher 

gewohnt habe. Mein Bruder hat den Brief an einen Freund, einem ukrainischen Staatsbürger 

namens  XXXX mitgegeben, der  XXXX hat das dann seiner Freundin  XXXX gegeben, Frau  XXXX 
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hat den Brief dann per Post an Herrn  XXXX nach Österreich geschickt. Der Brief ist dann am 

21.02.2022 in Österreich angekommen. 

F: Wann hat Ihr Bruder den Brief bekommen? 

A: Ich weiß nicht genau, er müsste drei bis fünf Tage vor dem 17.02.2022 bei meinem Bruder 

angekommen sein. 

F: Wo ist das Originalurteil und das Originalkuvert? 

V: Das Originalurteil habe ich hier. 

F an V: Sind Sie bereit, das Originalurteil der Behörde zu übergeben? 

A: Ja. 

F: Wo ist das Originalkuvert? 

A: Das was mein Bruder bekommen hat. 

Vertretung: Alle Dokumente waren in einer Klarsichtsfolie im Kuvert. 

A: Ich weiß nicht, ob mein Bruder das aufbewahrt hat oder nicht, wenn wir das gewusst hätten, 

hätten wir das aufbewahrt. 

V: Das wird noch abgeklärt, ob der Bruder das noch hat. 

Anmerkung: Das Originalurteil wird der Behörde übergeben. Das Kuvert aus der Türkei wird 

der Behörde übergeben. Anmerkung: AW wird der Vertretung und dann dem BFA noch den 

Medikamentenplan übergeben. 

F: Welches Gericht hat Sie verurteilt? 

A: Das Bezirksgericht  XXXX in Baku. 

F: Haben Sie mit dem Gericht schon zu tun gehabt? 

A: Das  XXXX Bezirksgericht ist das Gericht für den ganzen Bezirk, mit dem habe ich schon zu 

tun gehabt. 

F: In welchem Bezirk ist das Gericht XXXX ? 

A: Es ist der Bezirk XXXX , Stadt Baku, in der Straße XXXX . 

F: Der wie vielte Bezirk ist das? 

A: Es gibt keine Nummerierung. 

Vorhalt: Es gibt schon eine Nummerierung. 

A: Es gibt keine Nummerierung. Mir ist keine Nummerierung bekannt. 

F: Warum war gerade das Bezirksgericht  XXXX für Sie zuständig? 

A: Weil ich dort gewohnt habe, ist das  XXXX Bezirksgericht für das zuständig. 

F: Sie haben im Bezirk  XXXX gewohnt? 

A: Ja. Ich habe dort gewohnt, deshalb war auch das Bezirksgericht  XXXX zuständig. 

Vorhalt: Trotzdem wissen Sie nicht, dass  XXXX der  XXXX  Bezirk ist? 

A: Das ist mir nicht bekannt, ich kenne es nur namentlich. 

F: Was steht in dem Urteil vom Bezirksgericht? 
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A: Mir wird vorgeworfen, dass ich eine Terrorgruppe von Österreich aus finanziert habe und 

die Mitbürger von der Republik Aserbaidschan aufhetze und dass ich zu 13 Jahre Freiheitsstrafe 

verurteilt wurde. 

Vorhalt: Von Österreich aus, steht nicht im Urteil. Was sagen Sie dazu? 

A: Von Österreich aus soll ich es finanzieren und von Österreich aus die Leute aufhetze. 

Vorhalt: Es steht nur: der im Ausland lebt. 

A: Sie wissen sowieso nicht, wo ich mich gerade aufhalte, weil ich ihnen das nie gesagt habe, 

wo ich wohne, das habe ich nur so gesagt in der Erklärung, dass wir (die Dolmetscherin und 

ich) uns besser verstehen. Wenn sie das rausbekommen würden, wo ich wohnhaft bin, würden 

sie mich auch hier verfolgen. 

Kurze Pause. Raum A wird gelüftet. 

F: Welcher Richter hat Sie verurteilt? 

A: Es müsste sicher draufstehen, ich habe das Kuvert ja nicht selber aufgemacht, sondern der 

Anwaltskanzlei übergeben. 

F: Warum braucht das Schreiben einen Monat, bis es zu Ihnen geschickt worden ist? 

A: Ich weiß nicht, ich bin nicht der Richter. Ich habe darauf keinen Einfluss. 

V: Es kann schon 5 Tage bis 1 Woche dauern, bis das Urteil verschickt wurde und dann aus 

Aserbaidschan rausging mit XXXX . 

F: Bei dem vorgelegten Dokument des Erstverfahrens die Email: Adresse des 

Bezirksgerichts contact@ XXXX  

Auf der Hompage des Bezirksgerichts von Baku steht bei den Kontaktinformationen die 

Email-Adresse: contact@ XXXX , bei dem im neuen Verfahren vorgelegten Dokuments steht 

bei der Kontaktadresse des Bezirksgerichts Nasimi die Email-Adresse: contact@ XXXX  

Wie erklären Sie sich das? 

A: Ich kann mir das schon erklären, alle drei Jahre wird die Email-Adresse geändert, wie auch 

Straßennamen geändert werden. 

F: Ist es das gleiche Gericht? 

A: Es sind zwei Gebiete,  XXXX und XXXX , die Gebiete überschneiden sich, das Gericht ändert 

in zwei, drei Jahre die Email-Adressen, es wurden auch die Straßennamen in diesen Gebieten 

geändert. 

F: Was hat das mit „military“ zu tun? 

A: Ich weiß das nicht. ich gebe Ihnen das Einverständnis und Sie können dort nachfragen. 

V: Weil das ein Strafgericht ist. 

Vorhalt: Auch der Briefkopf passt nicht. Anmerkung: Dem AW wird der Auszug von der 

Homepage und der Briefkopf vom Urteil gezeigt. 

A: Der Stern mit den 8 Spitzen ist das echte Emblem, das Originale, das was Sie haben, kenne 

ich nicht. V und AW haben gleichzeitig die Homepage aufgemacht, AW aber unter google. AW 
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sagt: Unter  XXXX würde eine andere Straße kommen. AW zeigt ein Urteilskopf mit dem Logo:  

XXXX Rayon Mehkemesi 

V: Wenn man die E-Mail Adresse: contact@ XXXX , eingibt, wird man an die Homepage  XXXX 

Bezirksgericht weitergeleitet. 

Anmerkung: AW zeigt sich empört und es wäre ihm eine Fälschung unterstellt worden. 

A: Ich wäre auch lieber zu Hause geblieben, dort hatte ich ein Auto, etc. Mein Bruder hat es 

verkauft. 

F: Wie erklären Sie sich die hohe Aktenzahl des Urteils XXXX , die Zahl ist viel zu hoch für Jänner 

XXXX . 

A: Ich weiß nicht. 

F: Haben Sie noch weitere Gründe, weshalb Sie Ihr den Folgeantrag gestellt haben? 

A: Meine Vertretung hat noch ein Schreiben von der Partei, dass es mir im Heimatland nicht 

gut geht. (wurde bereits mit dem Antrag vorgelegt). Sonst habe ich keine weiteren Gründe. Ich 

möchte noch hinzufügen, die Kinder sind auch psychisch am Ende, nach dem negativen 

Bescheid sind die Noten in der Schule rapide gesunken. Vorher war er gut in der Schule. Meiner 

Frau geht es auch nicht gut. Sie hatte schon einen Termin bei Dr. Nemes. Aktuell nimmt sie 5 

oder 9 verschiedene Tabletten täglich, soweit ich weiß. 

Jetzt habe ich alles gesagt. 

Anmerkung: Original wird vorgelegt. 

F: Haben Sie sämtliche Gründe und Vorfälle, welche Sie zum Verlassen Ihres Heimatlandes 

veranlasst haben, angeführt? 

A: Ja. 

F: Wurde Ihnen ausreichend Zeit eingeräumt, Ihre Probleme vollständig und so ausführlich, wie 

Sie es wollten, zu schildern? 

A: Ja. 

F: Sie werden nochmals auf das Neuerungsverbot im Beschwerdeverfahren aufmerksam 

gemacht. Ich frage Sie daher jetzt nochmals, ob Sie noch etwas Asylrelevantes angeben 

möchten oder etwas vorbringen möchten, was Ihnen wichtig erscheint, ich jedoch nicht gefragt 

habe? 

A: Ich habe verstanden. Für das ist auch meine Anwältin da, der ich sehr vertraue. 

F: Sind Ihre minderjährigen Kinder gesund? 

A: Meine 10-jährige Tochter ist gesund, sie spürt nicht so viel, sie kriegt nicht so viel mit, meine 

zwei Jungs sind körperlich gesund, aber psychische angeschlagen und ängstlich, dass sie zurück 

in die Heimat müssen. Tofiq ist total psychisch angeschlagen, weil er mich gefragt hat, was uns 

passieren wird, wenn wir zurück müssen und er seine Freunde in der Handelsschule nicht mehr 

sehen kann. 
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F: Wer vertritt Ihre minderjährigen Kinder? 

A: Ich und meine Frau. 

F: Haben Ihre minderjährigen Kinder eigene Fluchtgründe? 

A: Meine Kinder haben keine eigenen Fluchtgründe. Sie beziehen sich auf die Gründe ihres 

Vaters. 

F an V: Haben Sie noch Fragen? 

V: Ja. 

V: Was haben Sie für Sprachdiplome? 

A: A1, A2, B1 habe ich absolviert, aber wegen des Negativbescheides nicht mehr zur B1-

Prüfung antreten dürfen. 

V: Sie und Ihre Frau möchten den Hauptschulabschluss nachholen. Wann können Sie Ihre 

Prüfung machen? 

A: Seit Februar 2022 machen wir den Hauptschulabschluss, Geschichte, Geografie, 

Mathematik, Deutsch, Gesundheit und Soziales. Im Juli 2022 fangen die Prüfungen an, das 

Semester endet ca. im Februar 2023. 

V: Haben Sie auch freiwillige Arbeiten gemacht? 

A: Ich habe im Caritasheim als Hausmeister gearbeitet, als gärtner auch in verschiedenen 

Gärten alles Mögliche gemacht, wie Rasen mähen. Nach diesem zweiten Negativbescheid, den 

ich bekommen habe, hat die Caritas gesagt, dass ich nichts mehr arbeiten darf.  XXXX hätte 

von der Schule aus eine Fahrt nach Deutschland gehabt, er hat aber leider nicht teilnehmen 

dürfen. Er durfte nicht mitfahren, dadurch war  XXXX sehr, sehr traurig. Das hat ihn auch 

psychisch fertig gemacht. er war der einzige, der nicht mitfahren durfte. 

Kurze Pause, Raum A wird gelüftet. 

Pause von 12:50 – 13:14 Uhr 

F: Wie sieht Ihr aktueller Tagesablauf aus? 

A: Um 5:30 Uhr in der Früh stehe ich auf, dann richten wir Frühstück her für die Kinder, um ca. 

7:05 bringe ich die Kinder in die Schule, von 7:30 bis 11 Uhr teile ich Zeitungen aus, um 12:30 

hole ich die Tochter zum Mittagessen ab, um ca. 13:40 bringe ich die Tochter wieder in die 

Schule, um 16:30 wird die Tochter wieder abgeholt, die Schule ist ca. 3 km entfernt, dann 

machen wir Hausaufgaben, danach spielen wir Fußball oder Rad fahren, das ist nicht immer 

so, wegen dem Pflichtschulabschluss, habe ich vereinbart, ob ich eine Stunde später anfangen 

darf, weil ich auch die Zeitungen verteile, die Pflichtschule dauert bis 17:00, deswegen kann 

ich die Tochter nicht immer von der Schule abholen. Wenn ich demnächst Vollzeit arbeite, wird 

sich das demnächst ändern. 

F: Was hat sich an Ihrer persönlichen Situation in Österreich geändert? 
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A: Familiär nichts, durch die Arbeitsstelle bei  XXXX kenne ich mich mit den Adressen gut aus, 

es entstehen Bekanntschaften durch Smalltalks, Weiterbildungen. Auch in der Schule fühle ich 

mich wohl, weil ich mich bestätigt und wahrgenommen fühle. Ich habe ein gutes Verhältnis 

mit den Lehrern. 

F: Haben Sie inzwischen den Führerschein? Haben Sie ein eigenes Auto? 

A: Den Führerschein habe ich jetzt in Österreich nachgemacht. Von  XXXX habe ich einen Kredit 

bekommen in Höhe von 3000 €, weil ich als Zusteller ein Auto bekomme, ein Betrag von 150 € 

wird mir abgebucht. Von diesem Vertrag werde ich Ihnen eine Kopie zukommen lassen, wenn 

Sie wollen. 

F: Was spricht dafür, dass Sie in Österreich bleiben sollen? 

A: Weil ich mich in Österreich wohlfühle und sicher fühle, mittlerweile habe ich Arbeitsstellen, 

wo ich arbeiten kann und mich integriert habe. Ich finde es auch für die Kinder, sie haben sich 

gut integriert, sie beherrschen die deutsche Sprache gut, es wäre ein fataler Fehler, sollten die 

Kinder noch einmal woanders von vorne anfangen sollen. Durch den Negativbescheid haben 

die Noten sich auch rapide verschlechtert.  XXXX hat vorher nur einen 3er und in den anderen 

Fächern sehr gut und gut gehabt, danach hat sich das rapide verschlechtert. 

F: Was haben Sie nun in Österreich weiter vor? 

A: Mein Ziel ist es, dass ich vollzeitig arbeite und für meine Familie selbst sorge, mein Ziel ist 

es, dass ich nicht von der Caritas abhängig bin, sondern für meine Familie selbst sorge, dass 

ich für meine Familie selber sorgen kann. Ich möche auch, dass die Kinder ohne Angst sich hier 

weiterbilden und eine gute Schule besuchen und ich will, dass meine Kinder einen guten 

Schulabschluss haben und einen guten Abeitsplatz, ich habe mich bei der post.at beworben 

und auch Prüfungen absolviert und den Job aber leider nicht bekommen wegen dem negativen 

Bescheid, weil ich für den Arbeitsmarkt nicht zugelassen bin. Ich habe für 20 Tage 388,80 € 

bekommen, da haben sie schon 150 € wegen dem Kredit (von den 3000 €) für das Zustellauto 

abgezogen, wenn ich aber vollzeit arbeiten würde, wäre es 1200 € von XXXX , abhängig 

welches Gebiet ich betreue, dann kann ich auch noch Pizza ausliefern, meine Frau würde auch 

1200 € bekommen. Es würde sich problemlos ausgehen. Es sind zwei Geschäftsmänner in der 

Pizzeria XXXX , die möchten auch, dass ich bei ihnen anfangen kann, sie haben zwei Filialen. In 

XXXX , eine in XXXX . 

Situation bei Rückkehr: 

F: Was erwartet Sie im Falle Ihrer Rückkehr nach Aserbaidschan? 

A: Ich habe Angst, wenn ich zurück gehen muss, sie würden mich sofort vom Flughafen abholen 

und mich ins Gefängnis schicken und foltern wie damals als sie mich geschlagen haben und 

gefoltert haben. Ich mache mir mehr Sorgen um meine Kinder und habe Todesangst. 

F: Haben Sie sonst noch Befürchtungen? 



- 21 - 

A: Wenn ich im Bett liege und die Nachbarn die Tür aufs Versehen zuhauen, springe ich aus 

dem Bett heraus und mein Herz rast, ich will das nicht mehr erleben. Ich war in einem Zimmer 

drinnen im Gefängnis, wurde an ein Eisenbett an Händen und Füßen gefesselt, da wurde mir 

220 Volt für 10 sec und für 15 sec verabreicht. Da habe ich sogar gespürt, wie mein Herz 

rauskommt. Ich wurde auch an den Fußsohlen geschlagen mit einem Kautschuk-

Wasserschlauch geschlagen bis ich bewusstlos wurde, die Augen habe ich in meiner Zelle 

wieder geöffnet. Das befürchte ich wieder, wenn ich abgeschoben werde. 

F: Wären Sie abgesehen von der behaupteten Bedrohung wirtschaftlich in der Lage, sich wieder 

in Aserbaidschan niederzulassen und selbständig Ihren Lebensunterhalt zu bestreiten? 

A: Ja. 

F: Sind Sie bereit freiwillig in Ihr Heimatland zurückzukehren? 

A: Nein. 

LA: Sind Sie mit amtswegigen Erhebungen und Überprüfungen bezüglich Ihrer Person und Ihrer 

Angaben vor Ort in Ihrem Heimatland, eventuell durch einen Vertrauensanwalt der 

Österreichischen Botschaft, einverstanden? 

VP: Ja. 

Erklärung: Ihnen wird nun die Möglichkeit eingeräumt, in die vom BFA zur Beurteilung Ihres 

Falles herangezogenen allgemeinen Länderfeststellungen des BFA zu Ihrem Heimatland 

Aserbaidschan, samt den darin enthaltenen Quellen Einsicht und gegebenenfalls schriftlich 

Stellung zu nehmen. Diese Quellen berufen sich vorwiegend unter anderem auf Berichte von 

EU-Behörden von Behörde von EU-Ländern aber auch Behörden anderer Länder, aber auch 

Quellen aus Ihrer Heimat wie auch zahlreichen NGOs und auch Botschaftsberichten, die im 

Einzelnen auch eingesehen werden können. 

V: Ich möche eine schriftliche Stellungnahme. Es wird Ihnen eine Frist bis zum 30.05.2022 

gewährt. 

Anmerkung: Die Länderfeststellungen werden der Vertretung per Mail zugeschickt. 

… 

F: Hatten Sie während dieser Befragung irgendwelche Probleme? 

A: Natürlich hatte ich Probleme, weil mir das psychisch immer wieder hochkommt. 

F: Haben Sie alles verstanden bzw. konnten Sie der Vernehmung ohne Probleme folgen? 

A: Ja. 

F: Konnten Sie den Dolmetscher während der gesamten Befragung einwandfrei verstehen? 

A: Ja. 

F: Wollen Sie abschließend noch etwas anführen? 

A: Ich möchte mich noch bedanken, dass Sie sich für mich Zeit genommen haben. 
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Ich habe Nachbarn von Syrien und Afghanistan, wenn wir hier leben, gelten die österr. Gesetze, 

sie sollen sich zusammenreißen, ich habe mir hier noch nie etwas zu schulden kommen lassen, 

ich halte mich an österr. Gesetze. Österreich sollte mir die Chance geben, hier weiter zu leben, 

wir möchten nicht sterben. Das Land Österreich würde sehen, dass wir gesetzesfreundlich und 

eine fleißige Familie sind. 

[…] 

Nach erfolgter Rückübersetzung: 

F: Wurde Ihnen vom Dolmetscher alles korrekt rückübersetzt und Ihre Einvernahme richtig 

protokolliert? 

A: Ja. 

F: Möchten Sie etwas berichtigen oder ergänzen? 

A: Nein. 

Frage an den Dolmetscher: Ist die Niederschrift aus Ihrer Sicht richtig und vollständig? 

Antwort des Dolmetschers: Ja 

Anmerkung des LA: Da der Dolmetscher nicht vor Ort ist (Video-Übertragung), ist ein 

Unterschreiben der Niederschrift nicht möglich. Daher wird die mündliche Zustimmung des 

Dolmetschers protokolliert. D: Ich stimme zu. 

F: Möchten Sie eine Kopie der Niederschrift? 

A: Ja, bitte. 

AW wird eine Kopie ausgefolgt. 

Vermerk: Ausdrücklich wird festgehalten, dass der Antragsteller während dieser Vernehmung 

zeitlich und örtlich orientiert war, der Antragsteller einen völlig normalen Eindruck machte, auf 

die Fragen klar und spontan antwortete. Es ergaben sich während dieser Vernehmung keinerlei 

Anzeichen, dass der Asylwerber psychisch beeinträchtigt wäre.“ 

 

bP2: 

„Gesundheitszustand 

H: Haben Sie irgendwelche Krankheiten? Sind Sie in ärztlicher Behandlung und nehmen Sie 

Medikamente ein? 

A: Ich nehme jeden Tag neun verschiedene Tabletten ein, habe panische Attacken, besuche 

den Psychiater Dr. XXXX , er ist Facharzt für Psychiatrie. 

F: Seit wann sind Sie in psychiatrischer Behandlung? 

A: Seit Jänner 2022. Wie ich mich erinnern kann, muss ich zum vierten Mal, am 23.05.2022 

noch einmal dorthin. 

F: Hat sich Ihr Zustand seither verbessert, seit Sie zu Dr.  XXXX gehen? 
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A: Am Anfang bin ich mit der Hoffnung dorthingegangen zu Herrn Dr. XXXX , aber es ist nicht 

besser geworden, Dr. Nemes hat mir dann andere Medikamente aufgeschrieben und seit mein 

Mann diesen Beschluss des Bezirksgericht bekommen habe, habe ich mich so aufgeregt, dass 

ich Herzrasen und Atembeschwerden bekommen, diesen Stress dieses Neuantrags hat dazu 

geführt, dass ich 8 kg abgenommen habe, sogar wenn ich darüber rede, kommen mir die 

Tränen und das macht mich sehr traurig. Ich kann nicht sagen, dass ich zu 100 % gesund bin. 

[…] 

F: Sie haben am 24.09.2019 einen Asylantrag gestellt, der mit Erkenntnis vom 13.07.2021 in 2. 

Instanz abgewiesen wurde. Warum stellen Sie am 02.03.2022 erneut einen Asylantrag? 

A: Am 25.01., vielleicht war es auch am 21.02.2022, haben wir einen Brief bekommen, was ich 

mich so erinnern kann, haben wir einen Brief bekommen von Aserbaidschan, was drinnen 

stand, Terroristen, Verurteilung, …, habe ich von meinem Mann gehört, dann haben wir den 

Entschluss gefasst. AW weint. Das stimmt alles nicht, das ist alles nicht wahr, was meinem 

Mann vorgeworfen wird, wie soll ich das meinen Kindern erklären. 

AW weint. 

F: Geht es wieder? 

V: Können wir auf die Toilette gehen? 

LA: Ja. 

Kurze Pause wird gemacht. Raum A wird gelüftet. 

F: Was haben Sie sich von Ihrem neuerlichen Asylantrag erwartet? 

A: Ich habe große Hoffnung, dass wir hierbleiben können, sie werden meinen Mann töten, 

wenn wir wieder zurückkehren. Es ist sowieso einen Riesenschande für uns, dass uns das 

vorgeworfen wird, mit dieser Schande müssen wir leben, wir sind ca. 2,5 Jahre in Österreich, 

haben nach den Regeln gelebt und werden es weiterhin tun, wir haben uns nichts zuschulden 

kommen lassen, ich hoffe, dass unser Antrag nicht abgelehnt wird und positiv ist. Unsere 

Kinder haben hier eine zukunft, was sie in Aserbaidschan nicht haben, wir haben von null 

angefangen, das machen wir alles für unsere Kinder, es ist auch sehr schwierig, in einem 

anderen Land von null anzufangen, da wir ja in Aserbaidschan alles gehabt haben, ein Auto 

und eine Eigentumswohnung. Wir werden beide hier arbeiten für unsere Zukunft und für 

unsere Kinder und uns eine Zukunft selber aufbauen. 

AW weint wieder, während sie erzählt. 

F: Sind Ihre Angaben, die Sie bei Ihrer Erstbefragung des Folgeantrags vor der Polizei bei der PI 

Dornbirn Fremdenpolizei gemacht haben, richtig und wahrheitsgetreu? 

A: Ja. Ich habe nie gelogen, es entspricht alles der Wahrheit. Wenn wir zurückkehren, werden 

sie uns alle auch töten, damals waren sie in meiner Wohnung und haben mich geschlagen vor 
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den Augen meiner Tochter. Meine Tochter haben sie in ein anderes Zimmer gezerrt. Sie haben 

damals nach meinem Mann gesucht. 

F: Haben Sie bei der Erstbefragung vor der Polizei alles gesagt, was Sie sagen wollten? 

A: Ja. Alles, was ich gefragt wurde, habe ich beantwortet. Ich hatte einen Knoten im Hals, dass 

ich teilweise nicht reden konnte. 

F: Wurden alle Ihre Angaben vor der Polizei am 02.03.2022 richtig und vollständig protokolliert 

und rückübersetzt? 

A: Ja. Soweit ich verstehen konnte, es wurde mir das nicht rückübersetzt,d a kein Dolmetscher 

vorhanden war. 

Vorhalt: Das Erstverfahren ist mit Rechtskraft vom 14.07.2021 abgeschlossen. Was möchten 

Sie dazu sagen? 

A: Was soll ich dazu sagen, ich hoffe, dass wir hierbleiben können, ich schäme mich sehr, wenn 

ich sagen muss vor Bekannten, dass ich erneut einen negativen Bescheid bekommen habe, ich 

stehe als Lügnerin da, uns wurde nicht geglaubt. 

AW weint wieder. Kurze Pause. 

F: Haben Sie eigene Fluchtgründe oder beziehen Sie sich auf die Fluchtgründe Ihres Ehemannes 

beim Folgeantrag? 

A: Ich habe keine eigenen Gründe. Ich beziehe mich auf die Fluchtgründe meines Mannes. 

F: Sind Ihre minderjährigen Kinder gesund? 

A: Ja. Körperlich geht es ihnen gut, psychisch sind sie am Ende. Sie sehen es auch bei den Noten. 

Diese sind rapide gesunken. Nachts steht unsere Tochter immer wieder auf und hat Angst, das 

liegt vielleicht auch an mir, da ich panische Zustände habe, und ich sie beeinflusse. Ich bemühe 

mich bzw. wir bemühen uns sehr, dass die Kinder nicht so viel mitbekommen, natürlich 

bekommen sie ungewollt immer wieder etwas mit. Weil unser Sohn nicht nach Deutschland 

mitdurfte mit der Schule, war er psychisch sehr angeschlagen. 

F: Wer vertritt Ihre minderjährigen Kinder? 

A: Ich und mein Mann. 

F: Haben Ihre minderjährigen Kinder eigene Fluchtgründe? 

A: Meine Kinder haben keine eigenen Fluchtgründe. Sie beziehen sich auf die Fluchtgründe 

ihres Vaters. 

F: Wann sind Ihnen diese neuen Gründe Ihres Mannes bekannt geworden? 

A: Am 25.01.2022 oder am 21.02.2022. Sie haben ihn als Terroristen bezeichnet und dass er 

Terroristen unterstützt. 

F: Was genau ist am 25.01.2022 gewesen? 

A: Am 21.02.2022 haben wir den Brief vom 25.01.2022 bekommen, als ich gehört habe, dass 

es um Terroristen ging, wurde mir ganz schlecht, ich weiß gar nicht, was da drinnen stand. 
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F: Wer ist Ihre Kontaktperson in Aserbaidschan? 

A: Soweit ich es weiß, der Bruder von meinem Mann. 

F: Wann haben Sie von dem Schreiben erfahren? 

A: Da wo wir angemeldet sind, da ist ein Brief angekommen, es muss zu meinem Schwager 

gekommen sein, wir haben ja mit niemandem sonst Kontakt, an das Datum kann ich mich nicht 

erinnern. 

F: An wen ist das Originalschreiben zugestellt worden? Wer hat das Urteil vom Gericht 

übernommen? 

A: Es muss der Schwager, der Bruder von meinem Mann sein. Mein Mann hat mir gesagt, dass 

ein Brief gekommen ist, als ich das Wort Terrorist gehört habe, war ich nicht mehr ansprechbar. 

F: Wann hat Ihr Mann das erste Mal von diesem Brief gehört? 

A: Ich weiß es gar nicht, er sagt mir auch nichts, weil ich 9 verschiedene Tabletten nehmen 

muss, ich muss auch ruhig und gelassen bleiben, deshalb sagt mir mein Mann auch nichts, er 

will alles selbst lösen, er möchte mir nichts sagen. 

Kurze Pause, Raum A wird gelüftet, VP bekommt wieder Wasser. 

F: Wer hat den Brief aufgemacht? 

A: Soweit ich mich erinnern kann war es nicht der 25.01.2022, sondern der 21.02.2022. ich 

entschuldige mich sehr, ich kann mich durch die Attacken und aufregungen nicht richtig 

erinnern. 

F: Von wem genau war dieses Schreiben gekommen? 

A: Es ist vom Bezirksgericht gekommen, auf Nachfrage, gibt die Partei an, sie weiß den Namen 

des Beziksgerichts nicht. 

Anmerkung: Die AW sagt, sie will das auch nicht alles wissen, weil ihr das nicht guttut. 

F: Haben Sie das Schreiben vom Bezirksgericht gesehen bzw. gelesen? 

A: Ich habe es gesehen, aber nicht gelesen. Sowieso haben wir es ungeöffnet der Frau 

Rechtsanwältin übergeben. 

F: Wann und wo haben Sie das Schreiben gesehen? 

A: An dem Tag, wo der Brief angekommen ist, haben wir es sofort der Recshtanwältin gebracht 

und dort haben wir es gesehen. Es war einen Tag vorher schon im Postverteiler, weil ein gelber 

Zettel drinnen war, wir haben es abgeholt. Ich glaube, dass es hinterlegt war. Ich bin mir aber 

nicht sicher. 

F: Hat Ihr Schwager den Brief geöffnet? 

A: Ja. Es war geöffnet, weil kein Originalkuvert mehr dabei war, es ist auch ohne Originalkuvert 

in Österreich angekommen. 

F: Wie ist das Schreiben gekommen? 
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A: Ich kann nicht genau sagen, wie es war, der Brief kam zuerst beim Bruder meines Mannes 

an, dann entweder ist der Brief in die Ukraine oder wurde von einem ukrainischen Staatsbürger 

abgegeben und dann nach Istanbul. Ich weiß es nicht mehr genau. Ich weiß es nicht mehr. Ich 

möchte keine falschen Angaben machen oder lügen. Lügen möchte ich nicht. Genauer weiß 

das alles mein Mann. Was ich noch weiß, es ist von einer Frau bei der Post in Istanbul 

aufgegeben worden. 

F: Was genau steht in dem Schreiben drinnen? 

A: Ihm wird vorgeworfen, dass er eine terroristische organisation finanziert und zu 13 Jahren 

Haft verurteilt wird, genau weiß es meine Rechtsanwältin, weil wir das Schreiben übersetzen 

lassen haben. Genau weiß es meine Rechtsanwältin, genau weiß es auch mein Mann. 

F: Kennen Sie dieses Bezirksgericht XXXX ? 

A: Nein. Aber ich weiß, wo sich dieses Gericht befindet. 

F: Hatte Ihr Mann mit diesem Gericht schon zu tun gehabt? 

A: Mein Mann wurde ja damals verhaftet, deshalb glaube ich, dass er mit dem Bezirksgericht  

XXXX zu tun gehabt hat. 

F: Wer ist XXXX ? 

A: Soweit ich weiß, ich bin mir nicht sicher, es dürfte diese Frau sein, die den Brief aufgegeben 

hat. 

F: Wer ist XXXX ? 

A: Ich weiß nicht. Darf es meine Rechtsanwältin beantworten? 

V: Herr  XXXX hat gesagt, es ist eine Unternehmensfirma, er hat mir das vorgestern erklärt, ich 

habe es aber vergessen. Ich kann ihn das fragen. 

F: Haben Sie noch weitere Gründe, weshalb Sie Ihr Heimatland verlassen/den Folgeantrag 

gestellt haben? 

A: Nein. Soweit ich weiß, habe ich alles erwähnt. Ich möchte hier bleiben. 

F: Haben Sie sämtliche Gründe und Vorfälle, welche Sie zum Verlassen Ihres Heimatlandes 

veranlasst haben, angeführt? 

A: Ja. 

F: Wurde Ihnen ausreichend Zeit eingeräumt, Ihre Probleme vollständig und so ausführlich, wie 

Sie es wollten, zu schildern? 

A: Ja. Danke, dass Sie sich zeit für mich genommen haben, ich muss mich auch entschuldigen, 

dass ich geweint habe und vielen Dank. 

F: Sie werden nochmals auf das Neuerungsverbot im Beschwerdeverfahren aufmerksam 

gemacht. Ich frage Sie daher jetzt nochmals, ob Sie noch etwas Asylrelevantes angeben 

möchten oder etwas vorbringen möchten, was Ihnen wichtig erscheint, ich jedoch nicht gefragt 

habe? 
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A: Ich habe verstanden. 

F: Wie sieht Ihr aktueller Tagesablauf aus? 

A: Um ca. 5:30 Uhr in der Früh stehe ich auf, danach richte ich Frühstück für die Familie her, 

mein Mann bringt die Kinder in die Schule, von 8:00 bis 18:00 bin ich dann in der Schule, um 

ca. 19:30 bin ich zu Hause, da mache ich den Abwasch, Bügelwäsche, was halt so ansteht im 

Haushalt, ich koche, um ca. 23:00 Uhr gehe ich ins Bett. Am Wochenende haben wir 

Familientag, gehen spazieren, Rad fahren usw. ich möchte Altenpflegerin werden, deshalb 

möchte ich freiwillig bzw. eherenamtlich im Altenheim arbeiten, weil ich die alten Leute 

respektiere bzw. lieb habe. Der Betreuer hat schon mitnmir geredet, dass ich nachtmittags im 

Altenheim ehrenamtlich arbeiten könnte, da ich vormittags in der Pizzeria arbeiten werde, die 

Arbeit in der Pizzeria ist vormittags. 

F: Was hat sich an Ihrer persönlichen Situation in Österreich geändert? 

A: Die deutsche Sprache habe ich gelernt, ich besuche die Schule, ich wollte immer 

Krankenschwester werden, in der Schule haben wir ein Fach Gesundheit und Soziales, in dieem 

Fach werden wir auch gut unterrichtet. Ich freue mich auf meine Arbeit in der Pizzeria und 

freue mich auch, dass ich neue Leute kennenlernen darf. Ich möchte noch hinzufügen, dass ich 

die B1-Prüfung absolviere, es ist mir wichtig, dass ich die deutsche Sprache richtig und schön 

sprechen kann. 

F: Was spricht dafür, dass Sie in Österreich bleiben sollen? 

A: Ich beherrsche die sprache, natürlich muss ich mich noch mehr bemühen, ich fühle mich in 

Österreich wohl, auch meine Kinder. Mein Mann und ich arbeiten hier. Meine Kinder fühlen 

sich hier wohl und haben hier Freunde, wir alle möchten hier nicht weg und wollen nicht wir 

von Null anfangen, wir sind schon älter, das würde uns psychisch fertig machen, wenn wir hier 

weg müssten. Auch die Ärzte, wo wir in Behandlung sind, kennen unsere Krankengeschichte 

und wir haben auch eine Beziehung aufgebaut. 

Situation bei Rückkehr: 

F: Was erwartet Sie im Falle Ihrer Rückkehr nach Aserbaidschan? 

A: Es wird eine Katastrophe werden, wenn wir zurückgeschickt werden, sie werden nicht nur 

meinen Mann töten, sondern auch mich und die Kinder, wir haben große Angst, natürlich hat 

mein Mann den Haftbescheid, aber sie werden uns alle töten, weil wir eine Familie sind. Ich 

erwarte gar nichts von Österreich bzw. soziale Hilfen, ich möchte nur eine Genehmigung, dass 

ich hier arbeiten kann, ich habe schon eine Arbeitsstelle, ich möchte hier alles selbst aufbauen 

wie auch schon in Aserbaidschan ohn jegliche Hilfe von außen. Nicht einmal in Aserbaidschan 

haben wir bei unseren Eltern um Hilfe gebeten. Das möchte ich hier in Österreich auch machen. 

F: Haben Sie sonst noch Befürchtungen? 

A: Nein. 
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F: Wären Sie abgesehen von der behaupteten Bedrohung wirtschaftlich in der Lage, sich wieder 

in Aserbaidschan niederzulassen und selbständig Ihren Lebensunterhalt zu bestreiten? 

A: Ja. Natürlich. Ich habe inzwischen, da meine Eltern gestorben sind, zwei Wohnungen. 

F: Sind Sie bereit freiwillig in Ihr Heimatland zurückzukehren? 

A: Nein. 

LA: Sind Sie mit amtswegigen Erhebungen und Überprüfungen bezüglich Ihrer Person und Ihrer 

Angaben vor Ort in Ihrem Heimatland, eventuell durch einen Vertrauensanwalt der 

Österreichischen Botschaft, einverstanden? 

VP: Ja. 

[…] 

F: Hatten Sie während dieser Befragung irgendwelche Probleme? 

A: Ein bisschen panische Attacken habe ich schon leicht gespürt. Das hat aber mit Ihnen nichts 

zu tun. Es ist nur die Belastung. 

F: Haben Sie alles verstanden bzw. konnten Sie der Vernehmung ohne Probleme folgen? 

A: Ja. 

F: Konnten Sie den Dolmetscher während der gesamten Befragung einwandfrei verstehen? 

A: Ja. Sehr gut. Es gab keine Probleme. 

F: Wollen Sie abschließend noch etwas anführen? 

A: Nein. Vielen Dank. Ich habe alles gesagt. Ich hoffe, dass ich hierbleiben darf. 

F an V: Haben Sie noch Fragen? 

A: Ja. 

V: Warum wurde der Brief in Istanbul bei der Post aufgegeben? 

A: Die Briefe werden sofort geöffnet, wenn sie den Namen meines Mannes sehen, weil mein 

Mann gesucht wird, der Brief würde nicht ankommen. 

V: Wer hat diese Person organisiert? 

A: Soweit ich weiß, hat der Bruder meines Mannes das organsiert und sogar Geld bezahlt, denn 

niemand würde ein Dokument außer Landes bringen, weil mein Mann gesucht wird. 

V: Wissen Sie, wann Ihr Schwager diesen Brief bekommen haben? 

A: Ich weiß es zwar nicht, aber mein Mann weiß es sicher. 

F an V: haben Sie noch weitere Fragen? 

V: Nein. Bis Freitag bekommen Sie noch Urkunden vorgelegt und bis 30.05.2022 die 

Stellungnahme. 

[…] 

Nach erfolgter Rückübersetzung: 

F: Wurde Ihnen vom Dolmetscher alles korrekt rückübersetzt und Ihre Einvernahme richtig 

protokolliert? 
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A: Ja. 

F: Möchten Sie etwas berichtigen oder ergänzen? 

A: Nein. 

Frage an den Dolmetscher: Ist die Niederschrift aus Ihrer Sicht richtig und vollständig? 

Antwort des Dolmetschers: Ja 

Anmerkung des LA: Da der Dolmetscher nicht vor Ort ist (Video-Übertragung), ist ein 

Unterschreiben der Niederschrift nicht möglich. Daher wird die mündliche Zustimmung des 

Dolmetschers protokolliert. D: Ich stimme zu. 

F: Möchten Sie eine Kopie der Niederschrift? 

A: Ja, bitte. 

AW wird eine Kopie ausgefolgt. 

Vermerk: Ausdrücklich wird festgehalten, dass der Antragsteller während dieser Vernehmung 

zeitlich und örtlich orientiert war, der Antragsteller einen völlig normalen Eindruck machte, auf 

die Fragen klar und spontan antwortete. Es ergaben sich während dieser Vernehmung keinerlei 

Anzeichen, dass der Asylwerber psychisch beeinträchtigt wäre.“ 

 

bP3 – bP5: 

Die bP3 – bP5 machten keine eigenen Fluchtgründe geltend, sondern beriefen sich auf den 

Familienverband mit der bP1. 

 

I.2.4. Mit im Spruch ersichtlichen Bescheiden der bB vom 01.09.2022 wurden die Anträge der 

bP auf die Gewährung von internationalem Schutz gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen 

und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem. § 8 Abs. 1 Z 1 

AsylG wurde der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat der 

bP nicht zugesprochen (Spruchpunkt II.). Ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen 

Gründen gemäß § 57 AsylG wurde den bP nicht erteilt (Spruchpunkt III.). Gemäß § 10 Abs. 1 Z 

2 AsylG iVm § 9 BFA-VG wurden in Bezug auf die bP Rückkehrentscheidungen gemäß § 52 Abs. 

2 Z 2 FPG erlassen (Spruchpunkt IV.) und gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass eine 

Abschiebung in die Republik Aserbaidschan gemäß § 46 FPG zulässig ist (Spruchpunkt V). Die 

Frist für die freiwillige Ausreise wurde gem. § 55 Abs. 1 bis 3 FPG mit 14 Tagen ab Rechtskraft 

der Rückkehrentscheidungen festgesetzt (Spruchpunkt VI.).  

 

I.2.4.1. Die bB ging im Wesentlichen hinsichtlich der von der bP1 vorgelegten Unterlagen aus 

Aserbaidschan (Urteil, Bestätigungsschreiben) aus näher bezeichneten Gründen von einer 

Fälschung aus.  
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I.2.4.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat der bP traf die belangte 

Behörde wiederum ausführliche und schlüssige Feststellungen.  

 

I.2.4.3. Rechtlich führte die belangte Behörde neuerlich aus, dass weder ein unter Art. 1 

Abschnitt A Ziffer 2 der GFK noch unter § 8 Abs. 1 AsylG zu subsumierender Sachverhalt 

hervorkam. Es ergaben sich weiters keine Hinweise auf einen Sachverhalt, welcher zur 

Erteilung eines Aufenthaltstitels aus berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß § 57 AsylG 

führen würde und stelle die Rückkehrentscheidung auch keinen ungerechtfertigten Eingriff in 

Art. 8 EMRK dar, weshalb die Rückehrentscheidung in Bezug auf den Herkunftsstaat der bP 

und die Abschiebung dorthin zulässig seien.  

 

Aus dem Titel des Familienverfahrens ergaben sich in Bezug auf die bP2 – bP5 keine 

anderslautenden Bescheide.  

 

I.2.5. Gegen die oa. Bescheide wurde mit im Akt ersichtlichen Schriftsatz innerhalb offener 

Frist Beschwerde im vollen Umfang erhoben. Im Wesentlichen verwiesen die bP nach 

Wiederholung des aus ihrer Sicht maßgeblichen Sachverhaltes auf eine über ihre 

Rechtsvertretung bei der bB eingebrachte Stellungnahme vom 31.05.2022, wobei der 

Beweiswürdigung der bB wie folgt entgegengetreten wurde: 

 

„Nach der Niederschrift der Einvernahme des Erstantragsstellers, Seite 11, hat sich die 

Einvernahmeleiterin danach erkundigt, weshalb das neu vorgelegte Schreiben des Gerichtes 

„einen Monat (braucht), bis es zu Ihnen geschickt worden ist?“ Der Antragsteller kann dies 

nicht beantworten, es kommt allerdings auch in Österreich vor, dass Gerichtsschreiben trotz 

elektronischen Rechtsverkehrs über einen Monat dauern, bis sie zugestellt werden. Die 

Antragsteller können nachvollziehbarerweise keine Angaben zu E-Mail-Adressen, Aktenzahlen 

etc. des Gerichtes in Baku machen. Auch die Frage des Layouts der Gerichtsbeschlüsse und 

Entscheidungen sowie unterschiedliche E-Mail-Adressen sind nicht entscheidungswesentlich, 

jedenfalls aber kein Indiz für eine vermeintliche Unglaubwürdigkeit. Anlässlich der 

Einvernahme wurde lange über verschiedene E-Mail-Adressen des Gerichtes diskutiert und 

weshalb dies bei der Kontaktadresse auf dem neu vorgelegten Dokument auf @ XXXX  endet. 

Die Antragsteller übermitteln eine aktuelle Onlinerecherche. Dort scheinen bei der 

Kontaktadresse des Gerichtes „Baku City  XXXX District Court“ eine Webpage: www. XXXX “ 

aus, während eine Zeile weiter die E-Mail-Adresse dieses Gerichtes contact@ XXXX  lautet. Die 

Homepage des Gerichtes und die E-Mail-Adresse haben sohin unterschiedliche Endungen. Auf 

Google Maps kann der „ XXXX Rayon Court“ gefunden werden. Er wird laut angeschlossenem 
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Ausdruck auf Google Maps sowohl Nasimi als auch als Nesimi geschrieben. Das Ganze direkt 

in zwei untereinander liegenden Zeilen, ist Google Maps damit unglaubwürdig? Offenkundig 

gibt es unterschiedliche Schreibweisen, unterschiedliche Kontakt- und Emailadressen und 

unterschiedliche Homepages. Sofern das Bundesamt Zweifel an der Echtheit der Dokumente 

haben sollte, wird 

b e a n t r a g t, zum Beweis dafür, dass die vorgelegten Dokumente echt sind, einen 

länderkundigen Sachverständigen zu bestellen oder im Wege der zuständigen österreichischen 

Berufsvertretungsbehörde, eines Vertrauensanwaltes oder einer sachkundigen Person vor Ort 

entsprechende Erhebungen durchführen zu lassen. Nach Wikipedia ist die Gerichtsorganisation 

in Aserbaidschan kompliziert. Es existieren Amtsgerichte, Bezirksgerichte, Militärgerichte, 

Gerichte für schwere Verbrechen der Republik Aserbaidschan, ein Gerichtshof für schwere 

Verbrechen der autonomen Republik Nachitschewan, Verwaltungsgerichte, zwei Oberste 

Gerichtshöfe, Berufungsgerichte und das Verfassungsgericht. Eine Abfrage auf der Homepage 

www.courts.gov.atz weist in Baku eine große Zahl verschiedenster Gerichte vom Berufungs- 

über Verwaltungs- und Handelsgerichten bis hin zu Militärgerichten, Bezirks- oder 

Stadtgerichten aus. Auf der Homepage der aserbaidschanischen Gerichtsorganisation scheint 

jedenfalls jener Richter als existent auf, der den Beschluss vom 25.01.2022 erlassen hat. Auch 

dieser könnte im Rahmen einer allfälligen Überprüfung vor Ort befragt werden. Nach dem 

Länderbericht ist allen Gerichten gemein, dass sie korrupt und regierungsabhängig sind sowie 

tatsächlich der Exekutive unterstehen. Das vorgelegte Länderinformationsblatt ist inzwischen 

über eineinhalb Jahre alt und weist nicht die nach ständiger Rechtsprechung des 

Verfassungsgerichtshofs erforderliche Aktualität auf. Die Einschränkungen und Folgen der 

COVID-19 Pandemie werden ausdrücklich nicht beurteilt und sind tatsächlich auch nicht 

absehbar. Jedenfalls ergibt sich aus dem Länderinformationsblatt, dass es den Antragstellern, 

insbesonders den hier sehr gut integrierten Kindern nicht möglich und zumutbar ist, 

zurückzukehren.“ 

 

Im Übrigen sei die bB rechts- und tatsachenirrig vorgegangen und wurde der formale 

Entscheidungsaufbau der behördlichen Bescheide in Bezug auf die ausgewiesenen 

Tatsachenfeststellungen moniert.  

 

I.2.6.1. Mit Note des ho. Gerichts vom 23.02.2023 wurde dem Verbindungsbeamten des BMI 

in Georgien und Aserbaidschan ein Erhebungsersuchen unter Anhang des von der bP1 

vorgelegten Urteils des Bezirksgerichts  XXXX vom  XXXX GZ: XXXX , sowie der Bestätigung der 

Partei MUSAVAT vom XXXX , Nr. XXXX , jeweils mit Übersetzung, zum Zweck der Überprüfung 

der Authentizität übermittelt.  
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I.2.6.2. Am 13.03.2023 langte die entsprechende Anfragebeantwortung ein, aus der 

hervorgeht, dass es sich bei den von der bP1 vorgelegten Schreiben um Fälschungen handelt. 

Als wesentliche Gründe wurden angeführt: 

 

Das Urteil sei widersprüchlich und schlecht gefälscht. Das Gerichtsurteil beziehe sich auf einen 

bestimmten Artikel des Strafgesetzbuches, obwohl der Angeklagte wegen einer 

Ordnungswidrigkeit/Verwaltungsübertretung verurteilt worden wäre. Die Entscheidung des 

Gerichts sei nicht als Urteil bezeichnet worden. Gemäß dem Gesetzbuch über 

Ordnungswidrigkeiten/Verwaltungsstrafen sei es nicht möglich, zu einem Verwaltungsarrest in 

der Dauer von 13 Jahren verurteilt zu werden. Es seien nur 3 Monate möglich. Das Urteil 

entspreche nicht der juristischen/gerichtlichen Diktion und sei sein Umfang für ein solches 

Urteil zu gering. Eine derartige Strafe könne nicht vom Bezirksgericht verhängt werden. Die 

verwendete Geschäftszahl sei nicht dem genannten Gericht zugeordnet, die genannte 

fortlaufende Zahl könne schließlich nicht schon im Jänner erreicht worden sein.  

 

Weiters wurde im Antwortschreiben zu dem von der bP1 vorgelegten Schreiben der Musavat- 

Partei angeführt, dass dies der Anwalt als Fälschung qualifiziert habe und die bP1 nicht unter 

den Mitgliedern der Musavat-Partei auffindbar gewesen wäre. 

 

I.2.7. Das ho. Gericht ordnete für den 11.04.2023 eine Beschwerdeverhandlung an. 

Gemeinsam mit der Ladung wurden den bP Feststellungen zur asyl- und 

abschiebungsrelevanten Lage in Aserbaidschan übermittelt. Weiters wurden die 

Verfahrensparteien eingeladen, durch die vollständige Beantwortung eines mitgeschickten 

Fragenkataloges, welcher sich in Bezug auf die bP insbesondere auf die Bescheinigbarkeit der 

Identität und die Gründe des gegenständlichen Antrages, die aktuellen Rückkehrhindernisse, 

sowie die privaten und familiären Anknüpfungen im Bundesgebiet bezieht, an der Feststellung 

des Sachverhalts mitzuwirken und bereits vor dem Verhandlungstermin allfällige 

Bescheinigungsmittel vorzulegen bzw. ein allfälliges ergänzendes Vorbringen zu erstatten. 

 

I.2.7.1. Die bP brachten mit Schriftsatz vom 04.04.2023 eine „Beschwerdeergänzung“ ein, in 

dem sie sich im Wesentlichen zu ihren persönlichen Verhältnissen im Bundesgebiet äußerten. 

Die bP würden seit mittlerweile über dreieinhalb Jahren völlig unbescholten in Österreich 

leben und hätten sich sehr gut integriert. Das Privat- und Familienleben der bP hätte sich seit 

Erlassung des Erkenntnisses des Bundesverwaltungsgerichtes vom 14.07.2021 weiter 

verdichtet und sei eine vollständige Neubeurteilung erforderlich. Die Familie beziehe keinerlei 
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staatliche Unterstützung und komme für ihren Lebensunterhalt selbst auf. Die bP1 sei Inhaber 

der Gewerbeberechtigung „Güterbeförderung mit KFZ“ und arbeite als selbstständiger 

Paketzusteller. Sie verdiene durchschnittlich EUR XXXX ,-- netto monatlich. Sie sei bei der 

Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen pflichtversichert und zahle Steuern. Das 

Arbeitsmarktservice Bludenz habe der bP2 mit Bescheid vom 03.06.2022 eine 

Beschäftigungsbewilligung für die Tätigkeit als Küchenhilfe erteilt. Sie arbeite seit Juni 2022 

durchgehend beim selben Arbeitgeber und bringe monatlich durchschnittlich EUR XXXX ,-- 

netto ins Verdienen. Die bP kämen für ihre Unterkunft selbst auf und bezögen keine 

Grundversorgung. Die bP1 und bP2 hätten bereits an mehreren Deutschkursen teilgenommen. 

Beide hätten im Juli 2021 die A2-Integrationsprüfung bestanden. Die 18-jährige bP3 verfüge 

über hervorragende Deutschkenntnisse und habe die B1-Sprachdiplomprüfung bereits am 

06.08.2021 problemlos bestanden. Sie habe das neunte Schuljahr an der Polytechnischen 

Schule in Bludenz abgeschlossen und suche derzeit eine Lehrstelle als Elektrotechniker. Die 15-

jährige bP4 besuche die Polytechnische Schule in XXXX . Die zwölfjährige bP5 besuche die 

vierte Klasse Mittelschule in XXXX . Neben der sprachlichen und beruflichen Integration 

verfügten die bP auch über einen Freundeskreis in Österreich. Die bP1 verrichte für die Caritas 

Remunerantentätigkeiten.  

 

Die gesamte Familie habe sich auch strafrechtlich nichts zu Schulden kommen lassen. Die 

Eltern gingen einer geregelten Beschäftigung nach und bezögen keinerlei staatliche 

Unterstützung. Sie hätten Deutschkenntnisse auf A2- bzw. B1-Niveau und hätten sich während 

ihres Aufenthaltes hervorragend integriert. 

 

Die entsprechenden integrationsbegründenden Unterlagen wurden als Beilage zum Schreiben 

dargereicht.  

 

I.2.8. Am 11.04.2023 fand die Beschwerdeverhandlung statt. Das BFA blieb der Verhandlung 

entschuldigt fern, die bP waren persönlich anwesend, ebenso ihre rechtsfreundliche 

Vertretung. 

 

I.2.8.1. Der wesentliche Verlauf der Verhandlung wird wie folgt wiedergegeben: 

 

„… 

RI: Hat sich an den Gründen Ihrer Asylantragstellung seit Erhalt des angefochtenen Bescheids 

etwas geändert? 
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P: Gegen mich liegt ein Hafturteil von 13 Jahren vor und sollte ich zurückkehren, würde ich 

sofort am Flughafen verhaftet werden.  

 

RI: Ist Ihnen der Inhalt der Beschwerdeschrift bekannt? 

P: Ja. 

 

RI: Halten Sie den Inhalt der Beschwerdeschrift und die dort gestellten Anträge aufrecht? 

P: Ja. 

 

RI: Sie haben sich bereits beim BFA und auch im Beschwerdeverfahren zu Ihren privaten und 

familiären Verhältnissen haben im Beschwerdeverfahren auch von sich aus entsprechende 

Unterlagen vorgelegt. Wollen Sie sich hierzu weitergehend äußern bzw. hat sich diesbezüglich 

etwas geändert? 

RV: Ich hätte noch eine Buchungsbestätigung der letzten bezahlten Miete und 

Schulnachrichten.  

RV legt vor:  

- Buchungsbestätigung der letzten bezahlten Miete 

- Schulnachrichten 

Werden in Kopie zum Akt genommen. 

P1: Meine Frau ist erwerbstätig und arbeitet und ich auch und das ist alles. Wir bekommen 

auch keine Sozialhilfe. Alles was uns vorliegt haben wir vorgelegt. 

 

RI: Wollen Sie Ihren bereits beschriebenen und durch Befunde bzw. medizinische Unterlagen 

beschriebenen Gesundheitszustand ergänzen? 

P1: Alles ist so geblieben wie es ist. Nur der Stress ist mehr geworden. 

 

Einzelne Befragung der P 

Befragung der P1 

RI: Wollen Sie etwas angeben, was die anderen P nicht willen sollten? 

P: Nein. 

 

RI: (ohne Dolmetscher) Sprechen Sie Deutsch? 

P: Bisschen ja. 

 

RI: (ohne Dolmetscher) Stellen Sie sich bitte kurz vor. 

P antwortet auf Aseri: Ich habe die Frage nicht verstanden. 
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P: Ich arbeite auf Postzustellung. Und ich um drei Uhr aufgestanden und Fahren auf Lager und 

sortiere Pakete, jeden Tag ca. 280-300 Pakete zugestellt. Und dann bis 18:00 Uhr arbeiten.  

 

RI: (ohne Dolmetscher) Was haben Sie gestern gemacht? 

P: Gestern? Gestern ich habe aufgestanden mit meiner Familie und nach Linz gefahren.  

 

RI: Sie stellten bereits im September 2019 einen Antrag auf internationalen Schutz, welcher in 

weiterer Folge nach Erschöpfung des Instanzenzuges und Ablehnung der Behandlung der 

Beschwerde durch den VfGH, sowie der Zurückweisung der Revision durch den VwGH 

rechtskräftig abgewiesen wurde. 

Warum sind Sie damals Ihrer gesetzlichen Obliegenheit zum Verlassen des Bundesgebietes 

nicht nachgekommen? 

P: Weil sowohl gegen mich und gegen meine Familie große Gefahren in meinem Heimatland 

warten bis hin zum Tod. Nachdem dort auf mich außer Gefahren nichts wartet, habe ich 

Österreich nicht verlassen.  

 

RI: Ihr Antrag wurde seitens der belangten Behörde abgewiesen und wurde im angefochtenen 

Bescheid die Entscheidung begründet. Wie treten Sie den Argumenten der belangten Behörde 

entgegen. 

P: Ich halte es für grundlos, warum mein Antrag abgewiesen wurde. Weil ich diese Abweisung 

sowohl grundlos und auch ohne Fundamente betrachte. Ich habe den Behörden und dem 

Gericht aus meinem Heimatland Originalurkunden vorgelegt, welche mir hier aus meinem 

Heimatland zugestellt wurden. Diese wurden auch hier beglaubigt übersetzt. Das alles geschah 

auf staatlicher Ebene. Deshalb verstehe ich den Grund der Ablehnung nicht. 

 

Dolmetscher gibt auf Rückfrage des RV an, dass im Aserbaidschanischen der Gebrauch des 

Wortes „grundlos“ auch mit „ohne Grund“ übersetzt werden kann. „Unbegründet“ wäre ein 

anderes Wort.  

 

RI: Haben sich in Bezug auf Ihre vorgebrachten Ausreisegründe und Rückkehrhindernisse über 

Ihre vorgetragene nunmehrige Verurteilung durch das Bezirksgericht  XXXX vom 25.01.2022 

hinausgehende weitergehende Änderungen ergeben? 

P: Das ist der letzte Gerichtsbeschluss, in dem es darum geht, dass ich Terror finanziere, das ist 

eine Begründung. Wie könnte ich damit, wo das Geld gerade für die Ausgaben meiner Familie 

reichte, auch noch eine terroristische Organisation unterstützen und finanzieren. Vor diesem 

Urteil gab es noch andere Beschlüsse, aber dieses Urteil ist das härteste und zeigt, dass meine 
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Rückkehr so gefährlich ist wie der Tod selbst. Nachgefragt gebe ich an, darüber hinaus gibt es 

nichts Neues.  

 

RI: Was würde Sie in Ihrem Herkunftsstaat konkret erwarten? 

P: Mich würde man sofort an der Grenze verhaften.  

 

RI: Warum haben Sie erst jetzt eine Bestätigung über Ihre Mitgliedschaft bei der Musavat-

Partei vorgelegt? 

P: Ich hätte damit nicht gerechnet, dass ich eine Abweisung bekomme. Deshalb habe ich diese 

Bestätigung vorher gar nicht gebraucht. Nachdem alles so ausgegangen ist, habe ich den Herrn  

XXXX gebeten und gesagt, dass man mir nicht glaubt und erst nach dieser Bitte haben sie mir 

eine Bestätigung geschickt.  

 

Bei Rückübersetzung: 2019 habe ich den Mitgliedsausweis der Partei schon vorgelegt, es ist 

nicht so, dass damals nichts vorlegte. Nachdem mir nicht geglaubt wurde, habe ich dann 

zusätzlich die Parteibestätigung vorgelegt. Ich holte einen Unterstützungsbrief. 

 

RI: Sie wissen spätestens seit September 2020, dass man Ihnen nicht glaubt. Die Bestätigung 

haben Sie doch erst anlässlich Ihrer nunmehrigen Antragstellung im März 2023 vorgelegt. 

P: Bis zuletzt habe ich nicht gedacht, dass ich eine Abweisung bekommen werde. Und erst 

danach war ich gezwungen zu bitten, dass man mir eben diese Bestätigung schickt.  

 

RI: Wie haben Sie von der Verurteilung durch das Nasimi Bezirksgericht vom 25.1.2022 

erfahren? 

P: Mein Bruder hat mich damals angerufen und gesagt, dass mir ein Brief zugestellt wurde, 

dass er das entgegengenommen hat und ich habe mir meinem Anwalt darüber gesprochen 

und gesagt, dass das Original ungeöffnet hierher geschickt werden soll. Wir haben dann den 

Brief hier geöffnet und das ganze fotografisch dokumentiert. Bis dahin kannte ich den Inhalt 

nicht.  

Bei Rückübersetzung: Mir wurde das Urteil nach Hause zugestellt. 

 

RI: Wurde Ihnen in Aserbaidschan auch schon während Ihres Aufenthaltes die Begehung dieser 

Straftat vorgeworfen? 

P: Dass ich eine terroristische Organisation unterstützt haben soll, darüber wurde mir nichts 

vorgeworfen.  
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RI: Wurde bereits vor Ihrer Ausreise eine Anklage gem. Art. 214-1 AZ-StGB erhoben? 

P: Während ich in Aserbaidschan gelebt habe, wurde keine Anklage gegen mich erhoben. Der 

Paragraf Art. 214-1 AZ-StGB ist mir nicht bekannt. Dass ich während ich in Österreich lebe, den 

Terrorismus finanzieren und andere gegen den Staat aufhetzen soll, ist mir neu.  

 

RI: Gehen Sie davon aus, dass die aserbaidschanischen Behörden wissen, dass Sie sich in 

Österreich aufhalten? 

P: Darüber habe ich keine Information. Das weiß ich nicht.  

RI: Haben die österreichischen Justizbehörden jemals mit Ihnen Kontakt wegen eines 

Auslieferungsgesuches der aserbaidschanischen Behörden etc. aufgenommen? 

P: Nein. 

 

RI: Sagt Ihnen der Name  XXXX etwas? 

P: Ich kenne ihn als eine Person, die der Bruder von  XXXX ist. (BF beschreibt den Werdegang 

von XXXX ).  

 

RI erörtert den Flüchtlingsstatus und das dokumentierte Interesse Aserbaidschans an seiner 

Person. (Auslieferungsersuchen an Österreich und internationale Fahndung) 

P: Ich habe immer gedacht, dass er im Iran Asyl bekommen hat, aber seit einem Jahr habe ich 

mitbekommen, dass er Asyl in Österreich bekommen hat. Wo er sich aufhält, weiß ich nicht. Ich 

weiß, dass er im Jahr 1994 oder so etwas in die Richtung aus Aserbaidschan geflüchtet ist, 

während der Regierung von Haydar ALIYEV. Nachdem sein Bruder  XXXX ermordet wurde.  

 

RI: In welcher Sprache kommunizieren Sie im Familienkreis? 

P: Aserbaidschanisch. Die Kinder reden untereinander und mit den Freunden eher auf Deutsch. 

 

Fragen des RV: 

RV keine Fragen. 

 

Befragung der P2 

RI: Wollen Sie etwas angeben, was die anderen P nicht willen sollten? 

P: Nein.  

 

RI: (ohne Dolmetscher) Sprechen Sie Deutsch? 

P: Ja. 
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RI: (ohne Dolmetscher) Stellen Sie sich bitte kurz vor. 

P: Okay. Ich bin 47 Jahre alt. Ich heiße XXXX . Ich komme aus Aserbaidschan. Ich bin verheiratet. 

Ich habe drei Kinder und einen Mann. Ich bin Lehrerin von Beruf. Mein Hobby ist Kochen und 

lesen.  

Anm. des Dolmetschers bei Rückübersetzung: Da die Frau spricht, heißt es „ XXXX “. 

RI: Ihr Antrag wurde seitens der belangten Behörde abgewiesen und wurde im angefochtenen 

Bescheid die Entscheidung begründet. Wie treten Sie den Argumenten der belangten Behörde 

entgegen. 

P: Wir sind von der polizeilichen Verfolgung aus Aserbaidschan geflüchtet und haben in 

Österreich um Asyl angesucht. Leider wurde der Antrag abgewiesen. Wir sind leider in der 

Situation, dass wir nicht beweisen können was passiert ist, obwohl wir Dokumente darüber 

vorgelegt haben. Wir haben alles vorgelegt, aber man hat uns nicht geglaubt. Wir haben alle 

Dokumente, wir waren in Krankenhäusern in Aserbaidschan. Ich habe eine Arbeit und möchte 

die Vergangenheit vergessen. Ich war beim Psychologen und habe viele Medikamente 

eingenommen.  

 

RI: Was würde Sie in Ihrem Herkunftsstaat konkret erwarten? 

P: Damals hat man meinen Mann nicht finden können und deshalb hat man mich verprügelt 

vor meinen Kindern. Ich war sogar im Spital. Das würde mir jetzt auch wieder passieren, wenn 

sie meinen Mann nicht finden.  

 

RI: Was würde Ihre Kinder im Falle einer Rückkehr konkret erwarten? 

P: Dasselbe würde auch meine Kinder erwarten. Um ihren Vater zu finden würden sie auch sie 

unter Druck setzen, was sie auch schon gemacht haben.  

 

RI: Sie stellten bereits im September 2019 einen Antrag auf internationalen Schutz, welcher in 

weiterer Folge nach Erschöpfung des Instanzenzuges und Ablehnung der Behandlung der 

Beschwerde durch den VfGH, sowie der Zurückweisung der Revision durch den VwGH 

rechtskräftig abgewiesen wurde. 

Warum sind Sie damals Ihrer gesetzlichen Obliegenheit zum Verlassen des Bundesgebietes 

nicht nachgekommen? 

P: Weil ich daran geglaubt habe, dass die Gerechtigkeit am Ende gewinnen wird und dass das 

Recht seinen verdienten Platz einnehmen würde.  

 

RI: Seit wann wissen Sie, dass Ihr Mann in Aserbaidschan zu einer 13-jährigen Haftstrafe 

verurteilt wurde? 
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P: Meinen Sie 2018, als er das erste Mal verurteilt wurde?  

 

RI: Die Verurteilung im Jänner 2022. 

P: Es war ein Brief zugestellt worden. Es wurde meinem Schwager zugestellt und er hat meinen 

Mann angerufen. Mein Mann wollte mir nichts sagen, weil ich damals Medikamente einnahm. 

Ich habe es dann mit der Zeit erfahren. Es muss ca. im Februar gewesen sein. Wenn ich mich 

nicht irre.  

 

RI: In welcher Sprache kommunizieren Sie im Familienkreis? 

P: Normalerweise Aserbaidschanisch aber gelegentlich Russisch. Die Kinder untereinander 

mehr Deutsch.  

 

Fragen des RV: 

RV hat keine Fragen 

 

Befragung der P3 im Beisein der gesetzlichen Vertretung 

 

RI: (ohne Dolmetscher) Sprechen Sie Deutsch? 

P: Ja. 

 

RI: (ohne Dolmetscher) Stellen Sie sich bitte kurz vor. 

P: Ich bin XXXX . Ich bin aus Aserbaidschan. Ich wohne jetzt in XXXX . Ich bin am 03.08.2005 

geboren. Ich bin in die Polytechnische Schule und in die HAS gegangen.  

 

Weitere EV ohne Dolmetsch 

 

RI: Was würde Sie in Ihrem Herkunftsstaat konkret erwarten? 

P: Das wird schlecht für meinen Vater und meine Familie. Mein Vater geht dann in den Knast. 

Ich glaube die Polizei kommt dann auch zu uns nachhause. 

 

RI: Wie lange haben Sie in Aserbaidschan die Schule besucht? 

P: 8 Jahre.  

 

RI: In welcher Sprache kommunizieren Sie im Familienkreis? 

P: Zuhause Aserbaidschanisch aber ich kann andere Sprache auch.  
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RI: Wie standen Sie damals zur Entscheidung Ihrer Eltern Aserbaidschan zu verlassen? 

P: Das ist für meine Familie für mich, Bruder und Schwester auch gut. Wir hatten viel Stress mit 

der Polizei.  

RI: Wie ist es Ihnen die erste Zeit nach Ihrer Ankunft in Österreich gegangen? 

P: Gut. Ich habe viele Freunde gefunden. Mit die habe ich immer draußen gespielt und Deutsch 

gelernt, weil die haben mit mir immer viel gesprochen.  

 

RI: Wollen Sie sich zu Ihren Anknüpfungspunkten in Österreich weiter äußern? 

P: Ich will Lehre machen, aber ich darf nicht, weil ich habe eine weiße Karte. Das AMS hat mir 

das auch gesagt. Ich wollte auch in die Schule gehen, die haben mir das auch gesagt. Ich will 

als Programmierer hier in Österreich arbeiten.  

 

Fragen des RV: 

RV: Haben Sie die Schule abgeschlossen? 

P: Das Poly und die HAS habe ich schon abgeschlossen.  

 

RV: Aus der Bestätigung ergibt sich, dass noch entschieden wird, ob Sie im Herbst weiter in die 

Schule gehen können. 

P: Ja. 

 

RV: Haben Sie die Mitteilung schon bekommen? 

P: Nein. 

 

RV: Haben Sie noch Freunde aus Aserbaidschan? 

P: Ja, viele. Aber ich spreche mit ihnen nicht mehr. 

 

RV: Wollen Sie in Österreich bleiben? 

P: Ja. 

 

RV: Sie wohnen noch bei der Familie? 

P: Ja. 

 

RV: Ihre Freunde sprechen Deutsch? 

P: Ja. 

 

RV keine weiteren Fragen 
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Befragung der P4 im Beisein der gesetzlichen Vertretung 

RI: (ohne Dolmetscher) Sprechen Sie Deutsch? 

P: Ja. 

RI: (ohne Dolmetscher) Stellen Sie sich bitte kurz vor. 

P: Ich bin XXXX . Ich bin 15 Jahre. Ich gehe in die Schule.  

 

Weitere EV ohne Dolmetsch 

 

RI: Was würde Sie in Ihrem Herkunftsstaat konkret erwarten? 

P(Frage wird auf Wunsch übersetzt.): Höchstwahrscheinlich Probleme. 

 

RI: Welche Probleme? 

P: Vater Probleme. 

 

RI: Wie lange haben Sie in Aserbaidschan die Schule besucht? 

P: 6 Jahre. 

 

RI: Wie standen Sie damals zur Entscheidung Ihrer Eltern, dass Sie Aserbaidschan verlassen? 

P(Frage wird auf Wunsch übersetzt.): Normal. 

 

RI: Wie ist es Ihnen die erste Zeit nach Ihrer Ankunft in Österreich gegangen? 

P: Eigentlich bisschen schwer, weil ich nicht Sprache konnte. 

 

RI: In welcher Sprache kommunizieren Sie im Familienkreis? 

P: Aserbaidschanisch.  

 

RI: Wie stellen Sie sich Ihre Zukunft vor? 

P: Ich will nach der Schule eine Lehre machen.  

 

RI: Wollen Sie sich von sich aus äußern über Ihr Leben in Österreich? 

P(Frage wird auf Wunsch übersetzt.): In Österreich ist mein Leben gut. 

 

Fragen des RV:  

RV: Haben Sie Freunde in Österreich? 

P: Ja. 
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RV: Was machen Sie mit denen? 

P: Fußball spielen. 

 

RV: Spielen Sie in einer Mannschaft oder Hobbymäßig? 

P: Hobbymäßig. 

 

RV: Spielen immer die gleichen? 

P: Ja. 

 

RV: Gibt es sonst noch irgendwelche Hobbys? 

P: Schwimmen.  

 

RV: Wo? 

P: In XXXX . 

 

RV: Möchten Sie nach Aserbaidschan zurück? 

P: Nein. 

 

RV keine weiteren Fragen 

 

Befragung der P5 im Beisein der gesetzlichen Vertretung 

 

RI: Wollen Sie mit Sie oder Du angesprochen werden? 

P: Sie. 

 

RI: (ohne Dolmetscher) Sprechen Sie Deutsch? 

P: Ja. 

 

RI: (ohne Dolmetscher) Stellen Sie sich bitte kurz vor. 

P: Ich bin XXXX . Ich komme aus Aserbaidschan. Ich bin 11 Jahre alt und ich habe viele Freunde. 

Ich mag meine Schule. Ich mag meine Freunde. Ich habe viele Freunde. 

 

Weitere EV ohne Dolmetsch 

 

RI: Wie lange haben Sie in Aserbaidschan die Schule besucht? 
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P: Ich weiß es nicht. Ich bin aber in Aserbaidschan in die Schule gegangen. 

RI: In welcher Sprache kommunizieren Sie im Familienkreis? 

P: In der Muttersprache. 

 

RI: Wie standen Sie damals zur Entscheidung Ihrer Eltern Aserbaidschan zu verlassen? 

P: Ich will in Österreich bleiben.  

 

RI: Wie ist es Ihnen die erste Zeit nach Ihrer Ankunft in Österreich gegangen? 

P: Meine Lehrerin hat mir geholfen Deutsch zu reden. Und auch meine Freunde haben mir 

geholfen.  

 

RI: Wollen Sie sich zu Ihren Anknüpfungspunkten in Österreich weiter äußern? 

P: Meine Freunde rufen mich an, wir gehen manchmal zum Schwimmbad, ins Museum, ins 

Kino, Spazieren oder zum Spielplatz.  

 

RI: In welches Museum gehen Sie da? 

P: Ich habe den Namen vergessen. 

Fragen des RV: 

RV: Macht Ihr Sport gemeinsam? 

P: Ja. 

 

RV: Und was? 

P: Wir machen Bewegung. 

 

RV: Wissen Sie schon wo Sie in der Zukunft sein wollen? 

P: Ja, in Österreich. 

 

RV: Was wollen Sie in der Zukunft werden? 

P: Anwältin. 

 

RV keine weiteren Fragen. 

 

Weitere gemeinsame Befragung der P 
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RI: Ihnen wurden gemeinsam mit der Ladung Feststellungen zur asyl- und 

abschiebungsrelevanten Lage in Aserbaidschan zur Kenntnis gebracht. Wollen Sie sich heute 

hierzu noch kurz äußern? 

P2: Von Caritas haben wir etwas bekommen vom BFA. Meinen Sie das? 

 

RI: Ich meine die Feststellung der Staatendokumentation zur allgemeinen Situation in 

Aserbaidschan. 

P2: Meinen Sie über die Politik? 

RI: Da geht es um die allgemeine Lage. Auch um die Politik. 

P1: Ich habe schon alles angegeben. Die Lage wird von Tag zu Tag schwieriger. In der letzten 

Zeit gibt es mehr Folterfälle gegenüber den Politischen Häftlingen. Es gibt immer wieder 

Verhaftungen ohne Grund, von den Journalisten bis zu den einfachen Bürgern.  

 

RI in weiterer Folge erörtert in weiterer Folge die Aussprache und Schreibweise des Bezirks  

XXXX anhand der originalen Schreibweise auf Aseri („ XXXX “) insbesondere im Lichte der 

Aussprache bzw. der Transskription des in der deutschen bzw. englischen Sprache nicht 

existenten Buchstaben „ə“ und die dazu getroffenen Ausführungen der belangten Behörde in 

den angefochtenen Bescheiden. 

(Dolmetsch erörtert die Unterschiede zwischen den Lateinischen Alphabet in aserischer und in 

türkischer Schreibweise.)  

 

RI: Eine Einschau in das Strafrecht der Republik Aserbaidschan durch das ho. Gericht ergab 

Folgendes: 

 

Es gibt im Strafgesetzbuch der Republik Aserbaidschan einen Art. 214.1 und einen Artikel 214-

1 (bei beiden beträgt die höchstzulässige Freiheitsstrafe 12 Jahre): 

 

Quellen: Criminal Code of the Republic of Azerbaijan (as of 2002) (English version) (excerpts) | 

LEGISLATIONLINE; Microsoft Word - Criminal Code - English - Source-Legislation Online.doc 

(ohchr.org)  

 

Article 214.  

Terrorism 214.1. Terrorism, that is making of explosions, fires or other actions posing threat to 

death of people, drawings of the damage to their health, causings of significant property 

damage or other socially dangerous consequences, for the purpose of violation of public safety, 

light of the panic among the population or rendering of impact on decision making by public 
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authorities or the international organizations, and also threat of making of similar actions with 

the same purpose it is punished by imprisonment by term from ten to twelve years with 

confiscation of proberty. 

 

Article 214-1. Financing of terrorism - Adopted by the law of the Azerbaijan Republic from May 

17, 2002 

Deliberate full or partial, direct or indirect reference of money resources or other property for 

commitment of terrorism or accumulation of money resources or other property in the same 

purposes – 

is punished by imprisonment for the term from eight up to twelve years with confiscation of 

property 

 

Dt. Arbeitsübersetzung 

Artikel 214.  

Terrorismus 214.1.  

Terrorismus, d.h. das Vornehmen von Explosionen, Bränden oder anderen Handlungen, die den 

Tod von Menschen, das Herbeiführen von Gesundheitsschäden, das Verursachen erheblichen 

Sachschadens oder andere sozial gefährliche Folgen mit sich bringen, zum Zweck der 

Verletzung der öffentlichen Sicherheit, im Lichte der die Panik unter der Bevölkerung oder die 

Einflussnahme auf die Entscheidungsfindung der Behörden oder der internationalen 

Organisationen, sowie die Drohung, ähnliche Handlungen mit demselben Ziel zu begehen, wird 

mit einer Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwölf Jahren bestraft 

Vorsätzlicher vollständiger oder teilweiser, direkter oder indirekter Bezug von Geldmitteln oder 

anderem Eigentum zur Begehung von Terrorismus oder Anhäufung von Geldmitteln oder 

anderem Eigentum für die gleichen Zwecke – wird mit Freiheitsstrafe von acht bis zu zwölf 

Jahren und mit Einziehung des Vermögens bestraft. 

 

Artikel 214-1. Finanzierung des Terrorismus – In das Gesetz der Republik Aserbaidschan vom 

17. Mai 2002 aufgenommen. 

Vorsätzlicher vollständiger oder teilweiser, direkter oder indirekter Bezug von Geldmitteln oder 

anderem Eigentum zur Begehung von Terrorismus oder Anhäufung von Geldmitteln oder 

anderem Eigentum für die gleichen Zwecke – wird mit Freiheitsstrafe von acht bis zu zwölf 

Jahren und mit Einziehung des Vermögens bestraft. 

 

Eine Bestrafung mit einer Freiheitsstrafe von 13 Jahren ist rechtlich nicht vorgesehen. 
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Bei der Einziehung des Vermögens handelt es sich um eine Zusatzstrafe. Eine Umwandlung in 

eine zusätzliche Freiheitsstrafe ist rechtlich nicht vorgesehen. 

 

(Eine englischsprachige Version des aserbaidschanischen Strafgesetzbuches liegt in der 

Verhandlung auf) 

 

P1: Das ist das Urteil eines Richters über den ich nichts sagen kann. Es wurde mir zugestellt und 

im Gegenwart des Anwalts wurde der Brief geöffnet.  

 

RI: Sowohl bei Art 214.1 als auch bei Art. 214-1 handelt es sich eindeutig im 

Gerichtstatbestände und im keine Verwaltungsübertretungen, weshalb es nicht sein kann, dass 

Sie wegen der Ihnen vorgeworfenen Tat mit einer Verwaltungsstrafe belangt worden sein 

sollten. 

RV: In dem Schreiben vom Bezirksgericht  XXXX sind mehrere Paragrafen. Im Urteil sind weitere 

Paragrafen genannt, welche eine Höhere Freiheitsstrafe vorsehen (10-14 Jahre). 

 

RI: In Bezug auf das von Ihnen vorgelegte Urteil des Bezirksgericht  XXXX vom 25.1.2022 

wandte sich das ho. Gericht an die Österreichische Botschaft in Baku mit der Bitte der Prüfung 

der Echtheit und Authentizität, welche unter Einschaltung eines aserbaidschanischen 

Rechtsanwaltes, welche die ÖB Baku als vertraulich erachtet, mitteilte, dass es sich um eine 

Fälschung handelt. Als wesentliche Gründe wurden angeführt: 

Das Urteil ist widersprüchlich und schlecht gefälscht 

Das Gerichtsurteil bezieht sich auf einen bestimmten Artikel des Strafgesetzbuches, obwohl der 

Angeklagte wegen einer Ordnungswidrigkeit/Verwaltungsübertretung verurteilt wurde. 

Die Entscheidung des Gerichts wurde nicht als Urteil bezeichnet. 

Gemäß dem Gesetzbuch über Ordnungswidrigkeiten/Verwaltungsstrafen ist es nicht möglich, 

zu einem Verwaltungsarrest in der Dauer von 13 Jahren verurteilt werden. Es sind nur 3 Monate 

möglich. 

Das Urteil entspricht nicht der juristischen/gerichtlichen Diktion und ist sein Umfang für ein 

solches Urteil zu gering. Eine derartige Strafe kann nicht vom Bezirksgericht verhängt werden. 

Die verwendete Geschäftszahl ist nicht dem genannten Gericht zugeordnet, die genannte 

fortlaufende Zahl kann nicht schon im Jänner erreicht worden sein. 

 

Weiters wird im Antwortschreiben zu dem von Ihnen vorgelegten Schreiben der Musavat-Partei 

ebenfalls angeführt, dass dies der Anwalt als Fälschung qualifizierte und Sie nicht unter den 

Mitgliedern der Musavat-Partei auffindbar waren. 
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P1: Ich habe auch meinen Ausweis, meinen Mitgliedsausweis im Original vorgelegt. Das 

Gerichtsurteil des Bezirkes wurde mir per Post zugestellt, wer hätte es Fälschen sollen. 

Abgesehen vom Gerichtsurteil ist auch mein Mitgliedsausweis gefälscht?  

P2: Würde in Aserbaidschan Recht herrschen, warum sollten wir hier um Asyl ansuchen? Wir 

haben dort alles gehabt, Arbeit, unser Haus, Vermögen. Wir haben alles verlassen, warum 

sollten wir hier so ein Dasein führen?  

 

RV beantragt eine Stellungnahmefrist von 4 Wochen. Diese wird gewährt. 

RI fragt die P, ob sie noch etwas Ergänzendes vorbringen wollen. 

P1: Ich erwarte eine gerechte Entscheidung vom Gericht. Wir wollen hier leben. Ich arbeite 14 

Stunden am Tag. In meinem Heimatland habe ich nicht so viel gearbeitet. Ich möchte hier leben 

mit meiner Familie und ein Teil der Gesellschaft werden, weil ich und meine Familie schon müde 

sind von all diesen Gerichtsinstanzen. Wenn ich hierbleiben könnte, würde ich meine Arbeit 

vergrößern und auch die Steuern und Abgaben zahlen.  

P2: Wie mein Mann sagt bin ich auch schon müde von den Prozessen. In Aserbaidschan haben 

wir alles gehabt, so wie ein Auto. Wir sind seit drei Jahren hier. Wir wollen hierbleiben und wir 

bitten um eine Chance mit den Kindern hier bleiben zu dürfen. Ich arbeite 11 Stunden am Tag 

und bin gerne auch bereit noch mehr zu arbeiten.  

 

[…] 

RI: Wurde das rückübersetzt was Sie vorher angaben oder wollen Sie weitere Korrekturen 

anbringen? 

P1&P2: Wir haben alles gehört und bestätigen es.  

 

RI: Wollen Sie sich zu den Angaben der jeweils anderen P äußern? 

P1&P2: Nein. 

…“ 

 

I.2.9. In Entsprechung der den bP in der Beschwerdeverhandlung eingeräumten Möglichkeit 

zur Abgabe einer Stellungnahme zu den erörterten Ungereimtheiten bzw. Fälschungs-

merkmalen an den zur Vorlage gebrachten Schriftstücken aus Aserbaidschan äußerten sich die 

bP –nachdem ihnen vom ho. Gericht zuvor eine Fristerstreckung von zwei Wochen gewährt 

wurde– mit am 22.05.2023 beim ho. Gericht eingebrachten Schreiben dahingehend, dass im 

gegenständlichen Fall kein „klassisches Strafurteil“ vorliege und die bP dazu keine Erklärung 

abgeben könnten, zumal sie das entsprechende Briefkuvert ungeöffnet an ihren 
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Rechtsvertreter übergeben hätten. Neben der Möglichkeit der Fälschung bestünden aber noch 

andere Möglichkeiten, nämlich, dass es sich zum einen um einen Protokolls- bzw. 

Urteilsvermerk handeln könnte, der „schlecht ausgefertigt“ worden sei. Derartige Fehler 

hätten „vor Jahrzehnten auch in Österreich passieren können“. Zum anderen könne es sich um 

ein Abwesenheitsurteil handeln, zumal es in vielen Ländern Europas üblich sei, diese 

summarisch zu erlassen, um dann dem Verurteilten Gelegenheit zu geben, nach seinem 

Erscheinen vor Gericht einen förmlichen Strafprozess zu erwirken. Es könne sich auch um ein 

Urteil handeln, das nur für Fahndungszwecke zusammenkonstruiert worden sei. Es werde 

daher beantragt, „in den Akt Einsicht zu nehmen und zu verifizieren, um was es sich konkret 

handelt.“ 

 

Im Übrigen wiederholten die bP ihr Vorbringen zur allgemeinen Lage in Aserbaidschan und 

verwiesen auf den Aspekt des im gegenständlichen Fall zu berücksichtigenden Kindeswohls.   

 

 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

 

1. Feststellungen (Sachverhalt) 

Der maßgebliche Sachverhalt ergibt sich im Wesentlichen aus dem wiedergegebenen 

Verfahrensgang, welcher im Umfang seines unstrittigen Aussagekerns zum hier 

entscheidungswesentlichen Sachverhalt erhoben wird, und stellen die nachstehend 

getroffenen Feststellungen Konkretisierungen und Abrundungen hierzu dar: 

 

Bei den bP handelt es sich um im Herkunftsstaat der Mehrheits- und Titularethnie angehörige 

Aseris, welche aus einem überwiegend von Aseris bewohnten Gebiet ( XXXX ) stammen, die 

Sprachen Aseri (bP1 – bP5), Türkisch (bP1) sowie Russisch (bP1) beherrschen und sich zum 

dortigen Mehrheitsglauben des Islam bekennen. 

 

Die bP1 schloss in Aserbaidschan zwei Studien ab und war bis zumindest Juni 2019 

durchgehend berufstätig. Die bP2 absolvierte eine Ausbildung zur Konditorin, arbeitete vor 

ihrer Ehe drei Jahre bei einem Mineralölunternehmen und nahm anschließend gelegentlich 

private Backaufträge an. Die bP lebten in  XXXX gemeinsam in einer 88 m2 großen 

Eigentumswohnung, die nach wie vor im Eigentum der bP1 steht. Die bP2 ist zur Hälfte 

Eigentümerin eines Landhauses samt Grundstück im Ausmaß von insgesamt 1.200 m2, das 

vorher im Eigentum ihrer Eltern stand. 
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Die bP3 – bP5 sind in Aserbaidschan geboren und besuchten dort bis zu ihrer Ausreise die 

Schule. 

 

Die bP sind in  XXXX in einer Wohnung, die den Eltern der bP1 gehörte und die sich in der Nähe 

ihrer eigenen Wohnung befindet, behördlich gemeldet. Derzeit lebt der Bruder der bP1, zu 

dem die bP regelmäßig Kontakt haben, in der Wohnung. Darüber hinaus haben die bP1 und 

bP2 mehrere Cousins und Cousinen in Aserbaidschan und stehen mit diesen in regelmäßigem 

Kontakt.  

 

Bei den volljährigen bP1 und bP2 handelt es sich um mobile, junge, im Wesentlichen gesunde, 

arbeits- und anpassungsfähige Menschen. Einerseits stammen die bP aus einem Staat, auf 

dessen Territorium die Grundversorgung der Bevölkerung gewährleistet ist und andererseits 

gehören die bP keinem Personenkreis an, von welchem anzunehmen ist, dass er sich in Bezug 

auf seine individuelle Versorgungslage qualifiziert schutzbedürftiger darstellt als die übrige 

Bevölkerung, welche ebenfalls für ihre Existenzsicherung aufkommen kann. So war es den bP 

auch vor dem Verlassen ihres Herkunftsstaates möglich, dort ihr Leben zu meistern. 

 

Der bP1 und bP2 wurden psychiatrische Syndrome in Form einer posttraumatischen 

Belastungsstörung mit Angst und Insomnie attestiert und stehen bezüglich dieser 

gesundheitlichen Gebrechen in medikamentöser Behandlung; sie nehmen Antidepressiva und 

Schlafmittel ein. Es bestehen keine Hinweise, dass die bP1 und bP2 keinen Zugang zu 

Leistungen des aserbaidschanischen Gesundheitssystems finden. 

 

Die bP3 – bP5 leiden an keinen gesundheitlichen Beschwerden mit Krankheitswert.  

 

Die volljährigen bP haben Zugang zum aserbaidschanischen Arbeitsmarkt und es steht ihnen 

frei, eine Beschäftigung bzw. zumindest Gelegenheitsarbeiten anzunehmen. 

 

Ebenso haben die bP Zugang zum –wenn auch minder leistungsfähige als das österreichische– 

Sozialsystem ihres Herkunftsstaates und könnten dieses in Anspruch zu nehmen. 

 

Darüber hinaus ist es den bP unbenommen, Rückkehrhilfe in Anspruch zu nehmen und sich im 

Falle der Bedürftigkeit an eine im Herkunftsstaat karitativ tätige Organisation zu wenden und 

wird auf die Beratungs- und Unterstützungsleistungen für Rückkehrer vor Ort verwiesen. 
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Die Pflege und Obsorge der minderjährigen bP3 – bP5 ist durch deren Eltern (bP1 und bP2) 

gesichert. 

 

Die bP verfügen im Rahmen einer Gesamtschau in ihrem Herkunftsstaat über eine –wenn auch 

auf niedrigerem Niveau als in Österreich– gesicherten Existenzgrundlage. Aufgrund der oa. 

Ausführungen ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau davon auszugehen, dass die bP im 

Falle einer Rückkehr in ihren Herkunftsstaat ihre dringendsten Bedürfnisse befriedigen können 

und nicht in eine, allfällige Anfangsschwierigkeiten überschreitende, dauerhaft aussichtslose 

Lage geraten. 

 

Die bP haben in Österreich keine Verwandten und leben auch sonst mit keiner nahe stehenden 

Person zusammen, welche nicht zur Kernfamilie zu zählen ist. Die bP1 ist seit April 2022 

Inhaber der Gewerbeberechtigung „Güterbeförderung mit KFZ“ und arbeitet als 

selbstständiger Paketzusteller, zuvor war sie als Zeitungsausträger für ein Medien-

unternehmen tätig. Sie ist bei der Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen 

pflichtversichert. Die bP2 arbeitet seit Juni 2022 – aufgrund einer ihr vom AMS mit Bescheid 

vom 03.06.2022 erteilten Beschäftigungsbewilligung – in einem Restaurant als Küchenhilfe. 

Die bP1 und bP2 führen ein branchenübliches Einkommen ins Verdienen und sind 

selbsterhaltungsfähig. Die bP1 und bP2 haben im Juli 2021 die ÖIF-Integrationsprüfung auf 

Sprachniveau A1 bestanden und können sich auf dieser Referenzstufe in deutscher Sprache 

verständigen. Die bP3 hat die B1-Sprachdiplomprüfung am 06.08.2021 positiv absolviert. Sie 

hat das neunte Schuljahr an der Polytechnischen Schule in  XXXX abgeschlossen und befindet 

sich aktuell auf der Suche nach einer Lehrstelle als Elektrotechniker. Die bP4 besucht die 

Polytechnische Schule in XXXX . Die bP5 besucht die vierte Klasse Volksschule. Die bP4 und 

bP5 weisen altersübliche und ihrem Bildungsgrad entsprechende Deutschkenntnisse auf. Die 

bP verfügen über einen durch entsprechende Unterstützungsschreiben dokumentierten 

Freundes- bzw. Bekanntenkreis in Österreich. Die bP1 und bP2 haben während ihres hiesigen 

Aufenthalts gemeinnützige Arbeit verrichtet.  

 

Die bP halten sich seit ihrer Erstantragstellung, somit ca. 3,5 Jahre im Bundesgebiet auf. Sie 

reisten rechtswidrig in das Bundesgebiet ein und konnten ihren Aufenthalt lediglich durch die 

Stellung unbegründeter (Folge-)Anträge auf internationalen Schutz vorübergehend 

legalisieren. Hätten sie diese unbegründeten (Folge-)Anträge nicht gestellt, wären sie 

rechtswidrig im Bundesgebiet aufhältig und ist im Lichte dieses Umstandes davon auszugehen, 

dass der rechtswidrige Aufenthalt bereits durch entsprechende aufenthaltsbeendende 
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Maßnahmen in der Vergangenheit beendet worden wäre und sie sich nicht mehr im 

Bundesgebiet aufhalten würden. 

 

Die bP sind strafrechtlich unbescholten. 

 

Die Identität der bP steht fest. 

 

II.1.2. Die Lage im Herkunftsstaat Aserbaidschan 

II.1.2.1. Das ho. Gericht geht in Übereinstimmung mit den Ausführungen der bB in Bezug auf 

deren objektiven Aussagekern davon aus, dass in Aserbaidschan von einer unbedenklichen 

Sicherheitslage auszugehen und der aserbaidschanische Staat grundsätzlich gewillt und 

befähigt ist, auf seinem Territorium befindliche Menschen vor Repressalien Dritter wirksam zu 

schützen. In Bezug auf die Lage der Menschenrechte ist davon auszugehen, dass sich diese in 

manchen Bereichen als problematisch darstellt, die bP hiervon jedoch im Wesentlichen nicht 

betroffen sind. Korruption und polizeiliche bzw. behördliche Willkür können sich im Einzelfall 

als problematisch darstellen. Die Todesstrafe wurde in Aserbaidschan abgeschafft. Die 

Verfassung garantiert die Religions- und Bekenntnisfreiheit und so leben zahlreiche Religionen 

in Eintracht miteinander. Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass in der Republik 

Aserbaidschan die Grundversorgung der Bevölkerung gesichert ist, eine soziale Absicherung 

auf niedrigem Niveau besteht, die medizinische Grundversorgung flächendeckend 

gewährleistet ist, Rückkehrer mit keinen Repressalien zu rechnen haben und in die 

Gesellschaft integriert werden.  

 

II.1.2.2. In Bezug auf die aktuell weltweit herrschende Pandemie basierend auf die Präsenz des 

Virus COVID 19 setzte die Republik Aserbaidschan taugliche Mittel um die unkontrollierte 

Ausbreitung des Virus zu verhindern und finden Infizierte bei Bedarf Zugang zum 

aserbaidschanischen Gesundheitssystem. 

 

II.1.2.3. Abgestimmt auf das Vorbringen der bP hält das ho. Gericht weiters Folgendes fest: 

 

Die aserbaidschanische Verfassung sieht eine Republik mit einer präsidialen Regierungsform 

vor (USDOS 12.4.2022). Die Verfassung enthält den Grundsatz der Gewaltenteilung (Art. 7 Abs. 

3), wonach die Nationalversammlung („Milli Mejlis“) die gesetzgebende, der Staatspräsident 

die vollziehende und die Gerichte die rechtsprechende Gewalt ausüben. In den ländlichen 

Gebietsverwaltungskörperschaften (sog. „Rayons“) üben die vom Präsidenten eingesetzten 

lokalen Gouverneure die politische Macht aus (AA 25.3.2022). 
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In der Praxis dominiert der Staatspräsident das politische Leben. Er wird direkt für eine 

Amtsperiode von sieben Jahren gewählt und kann seit einer Verfassungsänderung unbegrenzt 

oft wiedergewählt werden. Er ernennt und entlässt mit Zustimmung der Nationalversammlung 

den Ministerpräsidenten; ohne Beteiligung der Nationalversammlung ernennt und entlässt er 

die Minister sowie die Gouverneure und Vize-Gouverneure der regionalen Verwaltungsbezirke 

(Rayons). Das Einkammerparlament besteht aus 125 nach absolutem Mehrheitswahlrecht 

gewählten Abgeordneten. Das legislative Vorschlagsrecht haben der Präsident, das Oberste 

Gericht, das Parlament der Autonomen Republik Nachitschewan und der Generalstaatsanwalt. 

In der Praxis gehen die von der Nationalversammlung verabschiedeten Gesetze oft auf 

Initiativen des Präsidialamtes zurück. Diskussionen zu streitigen Themen finden selten statt 

(AA 25.3.2022). 

 

Bei den Präsidentschaftswahlen vom 11. April 2018 wurde Präsident Aliyev erwartungsgemäß 

im Amt bestätigt (86,0 %) (AA 25.3.2022). 

 

2019 löste der Präsident die Nationalversammlung nach einem entsprechenden Aufruf der 

Nationalversammlung auf und kündigte für Februar 2020 vorgezogene Wahlen für das 

Gremium an. Einige Oppositionsparteien boykottierten die Wahlen unter Hinweis auf das 

restriktive Umfeld, während andere Oppositionsparteien und -gruppen an den Wahlen 

teilnahmen. Nach Angaben der Wahlbeobachtungsmission des Büros für demokratische 

Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) der Organisation für Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa (OSZE), verhinderten die restriktive Gesetzgebung und das 

politische Umfeld einen echten Wettbewerb bei den Wahlen im Februar 2020 (USDOS 

12.4.2022). Lediglich ein Vertreter der (echten) Opposition, in diesem Fall der REAL-Partei, 

wurde ins Parlament gewählt (AA 25.3.2022). 

 

Obwohl die Verfassung den Bürgern die Möglichkeit einräumt, ihre Regierung durch freie und 

faire Wahlen in geheimer Abstimmung und auf der Grundlage des allgemeinen und gleichen 

Wahlrechts zu wählen, schränkte die Regierung diese Möglichkeit weiterhin ein, indem sie den 

Wahlprozess behinderte (USDOS 12.4.2022). 

 

Die regierende Neue Aserbaidschanische Partei dominierte weiterhin das politische System. 

Einheimische Beobachter berichteten, dass Mitglieder der Regierungspartei Vorteile erhielten, 

z. B. Vorrang bei der Vergabe öffentlicher Ämter. Im Laufe des Jahres setzte ein Beamter der 

Präsidialverwaltung die direkte Kommunikation mit einigen der 58 registrierten politischen 
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Parteien und Gruppen des Landes fort. Der Beamte hielt das ganze Jahr über Treffen mit 

politischen Persönlichkeiten ab, darunter auch mit Vertretern ausgewählter 

Oppositionsparteien. Trotz des Dialogs gab es jedoch weiterhin Beschränkungen für die 

politische Beteiligung (USDOS 

12.4.2022) . 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- 

undabschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_Aserbaidschan_%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf. Zugriff 

23.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.html. Zugriff 24.5.2022 

 

Sicherheitslage 

Vor Reisen in die Region Bergkarabach (einschließlich der von Aserbaidschan kontrollierten 

Teile), die übrigen ehemaligen besetzten Gebiete und das gesamte Grenzgebiet zu Armenien 

wird gewarnt. Der bewaffnete Konflikt um die Region Bergkarabach sowie die im Südwesten 

und Westen Aserbaidschans gelegenen, bisher von armenischen Streitkräften besetzten 

Bezirke Agdam, Füsuli, Dschabrayil, Sangilan, Kubadli, Ladschin und Kalbadschar, ist durch den 

Waffenstillstand aufgrund der dreiseitigen Erklärung zwischen Aserbaidschan, Armenien und 

Russland vom 9. November 2020 zunächst zwar beendet, ein Befahren und Betreten dieser 

Bezirke ist ohne Genehmigung der aserbaidschanischen Behörden aus Sicherheitsgründen 

weiterhin untersagt (AA 27.5.2022; vgl. EDA 27.5.2022). (BMEIA 27.5.2022). Minen- und 

Sprengstoffgefahr gilt in gleichem Maße für die aserbaidschanisch-armenische Landesgrenze, 

einschließlich der Grenze zwischen der aserbaidschanischen Autonomen Republik 

Nachitschewan und Armenien (AA 27.5.2022). 

 

Demonstrationen und Proteste der Opposition finden in den übrigen Landesteilen gelegentlich 

statt und haben meist ein starkes Aufgebot von Sicherheitskräften zur Folge. Vereinzelte 

gewaltsame Auseinandersetzungen können insbesondere bei nicht genehmigten 

Protestaktionen nicht ausgeschlossen werden (AA 27.5.2022). 

 

Die Kriminalitätsrate ist niedrig (AA 27.5.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (27.5.2022): Aserbaidschan: Reise- und 

Sicherheitshinweise, Sicherheit, 

https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/laender/aserbaidschan-node/ 
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aserbaidschansicherheit/201888■ Zugriff 27.5.2022 

- BMEIA - Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten [Österreich] 

(27.5.2022): Aserbaidschan, aktuelle Hinweise, Sicherheit und Kriminalität, 

https://www■bmeia■gv■at/reise-services/reiseinformation/land/aserbaidschan/■ Zugriff 27.5.2022 

- EDA - Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten [Schweiz] (27.5.2022): Reisehinweise für 

Aserbaidschan, Spezifische regionale Risiken, https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/vertretungen-und-

reisehinweise/aserbaidschan/ 

reisehinweise-fueraserbaidschan.html#eda61e9c2. Zugriff 27.5.2022 

 

Rechtsschutz / Justizwesen 

Die Rechtsprechung wird durch den Verfassungsgerichtshof, den Obersten Gerichtshof, 

Berufungsgerichte, erstinstanzliche Bezirksgerichte und Gerichte mit Sonderzuständigkeiten 

ausgeübt. Das 1998 errichtete Verfassungsgericht besteht aus neun Richter, die von der 

Nationalversammlung auf Vorschlag des Staatspräsidenten ernannt werden. Es kann von 

verschiedenen Verfassungsorganen sowie von allen Personen angerufen werden, die sich von 

einem Akt hoheitlicher Gewalt in ihren Grundfreiheiten verletzt fühlen (AA 25.3.2022). 

Ungeachtet zahlreicher Gesetze, die sich an westlichen Standards orientieren, bleibt die 

Rechtsanwendung hinter den Standards des Europarats zurück. Die Rechtsprechung ist zwar 

formell unabhängig, steht aber faktisch unter dem Einfluss der Regierungsgewalt. 

Insbesondere in den Verfahren, die von politischer Bedeutung sind (wie z.B. Strafverfahren 

gegen kritische Journalisten und oppositionelle Menschenrechtsaktivisten), scheinen die 

Urteile politischen 

Vorgaben zu folgen. Bei Urteilen zulasten der Regierung sind Umsetzung bzw. Vollstreckung 

problematisch (AA 25.3.2022). 

In politisch relevanten Fällen wird der Grundsatz der Unschuldsvermutung, den die Verfassung 

in Art. 63 garantiert, regelmäßig nicht beachtet; Erklärungen der Staatsanwaltschaft und des 

Innenministeriums enthalten oft Vorverurteilungen (AA 25.3.2022). 

Eine Strafverfolgungs- oder Strafzumessungspraxis, die nach Merkmalen wie Ethnie, Religion, 

Nationalität oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe diskriminiert, lässt sich 

grundsätzlich nicht feststellen. Personen, die des Umsturzversuches oder des Terrorismus 

bezichtigt werden, müssen aber in besonderem Maße mit langjährigen Haftstrafen rechnen. 

Es gibt Anhaltspunkte für politisch motivierte Strafverfahren (AA 25.3.2022). 

Obwohl das Gesetz grundsätzlich rechtsstaatliche Bestimmungen und Verfahren (Zugang zu 

Rechtsbeistand und Rechtsmittel, Kontakt mit Angehörigen, Anhörung vor einem Richter, 

Unschuldsvermutung, begrenzte Untersuchungshaft etc.) garantiert, hielt sich die Regierung 

im Allgemeinen nicht immer an diese Vorgaben, insbesondere in allen Fällen, die als politisch 

motiviert galten (USDOS 12.4.2022). 
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Die Untersuchungshaft ist auf drei Monate begrenzt, kann aber von einem Richter auf bis zu 

18 Monate verlängert werden, je nach dem mutmaßlichen Verbrechen und den Erfordernissen 

der Ermittlungen (USDOS 12.4.2022). 

Es gab zwar ein formelles Kautionssystem, aber die Richter machten im Laufe des Jahres keinen 

Gebrauch davon (USDOS 12.4.2022). 

Das Gesetz sieht vor, dass Personen, die aus strafrechtlichen oder anderen Gründen 

festgenommen oder inhaftiert wurden, das Recht haben, die Rechtsgrundlage, die Dauer oder 

den willkürlichen Charakter ihrer Inhaftierung vor Gericht anzufechten und eine unverzügliche 

Freilassung und Entschädigung zu erwirken, wenn sich herausstellt, dass sie unrechtmäßig 

festgehalten wurden. Die Justiz entschied in solchen Fällen jedoch nicht unabhängig (USDOS 

12.4.2022) . 

Obwohl die Verfassung eine unabhängige Justiz vorsieht, waren die Richter funktionell nicht 

von der Exekutive unabhängig. Die Justiz war nach wie vor weitgehend korrupt und ineffizient. 

Glaubwürdigen Berichten zufolge nahmen Richter und Staatsanwälte insbesondere in politisch 

heiklen Fällen Anweisungen von der Präsidialverwaltung und dem Justizministerium entgegen. 

(USDOS 12.4.2022). 

Obwohl die Verfassung die Verwendung unrechtmäßig erlangter Beweise verbietet, gaben 

einige Angeklagte an, dass die Polizei und andere Behörden Zeugenaussagen durch Folter oder 

Missbrauch erlangt hätten. Menschenrechtsbeobachter berichteten außerdem, dass die 

Gerichte den Missbrauchsvorwürfen nicht nachgingen und es keinen unabhängigen 

gerichtsmedizinischen Sachverständigen gab, der die Behauptungen über den Missbrauch 

hätte bestätigen können. Die Ermittlungen konzentrierten sich häufig darauf, Geständnisse zu 

erlangen, anstatt physische Beweise gegen Verdächtige zu sammeln (USDOS 12.4.2022). 

Die Bürger haben das Recht, wegen Menschenrechtsverletzungen Schadenersatz oder die 

Beendigung von Menschenrechtsverletzungen einzuklagen. Alle Bürger haben das Recht, 

innerhalb von sechs Monaten nach Ausschöpfung aller innerstaatlichen Rechtsmittel, 

einschließlich einer Berufung beim Obersten Gerichtshof und dessen Entscheidung, den EGMR 

anzurufen (USDOS 12.4.2022). 

 

Das Justizministerium berichtete, dass die Behörden im Laufe des Jahres mehr als 2.500 

Bürgern die Verwendung von GPS-fähigen elektronischen Überwachungsarmbändern erlaubt 

haben, wodurch sie der Inhaftierung entgehen konnten (USDOS 12.4.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_ 

%C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_Aserbaidschan_ 
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%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf, Zugriff 23.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.html. Zugriff 23.5.2022 

 

Sicherheitsbehörden 

Das Innenministerium und der Staatssicherheitsdienst sind für die Sicherheit im Lande 

zuständig und unterstehen direkt dem Präsidenten (USDOS 12.4.2022; vgl. AA 25.3.2022). Das 

Innenministerium beaufsichtigt die lokalen Polizeikräfte und unterhält die internen 

Zivilschutztruppen. Der Staatssicherheitsdienst ist für inländische Angelegenheiten zuständig, 

und der Auslandsnachrichtendienst konzentriert sich auf Angelegenheiten des 

Auslandsnachrichtendienstes und der Spionageabwehr. Der Staatliche Migrationsdienst und 

der Staatliche Grenzdienst sind für die Migration und die Durchsetzung der Grenzkontrollen 

zuständig (USDOS 12.4.2022). 

Die zivilen Behörden behielten eine wirksame Kontrolle über die Sicherheitskräfte (USDOS 

12.4.2022) . 

Es gab weiterhin Berichte über willkürliche oder unrechtmäßige Tötungen in 

Polizeigewahrsam. Die Generalstaatsanwaltschaft ist befugt, zu untersuchen, ob die von den 

Sicherheitskräften begangenen Tötungen gerechtfertigt waren, und die Strafverfolgung zu 

betreiben (USDOS 

12.4.2022) . 

Das Land verfügt über ein Militärgerichtssystem mit zivilen Richtern. Das Militärgericht behält 

die ursprüngliche Zuständigkeit für alle Fälle im Zusammenhang mit Krieg oder Militärdienst 

(USDOS 

12.4.2022) . 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges Amt%2C Bericht 

%C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_Aserbaidschan_ 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf. Zugriff 23.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.html. Zugriff 23.5.2022 

 

Folter und unmenschliche Behandlung 

Obwohl die Verfassung und das Strafgesetzbuch derartige Praktiken verbieten und eine 

Verurteilung mit bis zu 10 Jahren Haft bestrafen, gab es weiterhin glaubwürdige Vorwürfe über 

Folter und andere Misshandlungen (USDOS 12.4.2022: vgl. AI 29.3.2022). Die meisten 

Misshandlungen fanden während des Polizeigewahrsams statt, wo die Behörden Berichten 
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zufolge missbräuchliche Methoden anwandten, um Geständnisse zu erzwingen (USDOS 

12.4.2022; vgl. AA 25.3.2022, HRW 13.1.2022). 

Es gibt Hinweise darauf, dass religiös-politische Häftlinge in Gefängnissen einem höheren 

Risiko von Misshandlungen und Folter im Vergleich zu den „weltlichen“ politischen 

Gefangenen ausgesetzt sind (AA 25.3.2022). 

Beweise für extralegale Tötungen oder Fälle von „Verschwindenlassen“ liegen dem 

Auswärtigen Amt nicht vor. Unmenschliche oder erniedrigende Strafen werden nach Kenntnis 

des Auswärtigen Amts nicht praktiziert (AA 25.3.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtig Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges Amt%2C Bericht 

%C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_Aserbaidschan_ 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf, Zugriff 23.5.2022 

- AI - Amnesty International (29.3.2022): Amnesty International Report 2021/22; The State of the 

World's Human Rights; Azerbaijan 2021, https://www■ecoi■net/de/dokument/2070289■html■ Zugriff 

25.5.2022 

- HRW - Human Rights Watch (13.1.2022): World Report 2022 - Azerbaijan, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2066481.htmL Zugriff 24.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.htmL Zugriff 23.5.2022 

 

Korruption 

Das Gesetz sieht strafrechtliche Sanktionen für Korruption durch Beamte vor, aber die 

Regierung setzte das Gesetz nicht wirksam um, so dass Beamte häufig ungestraft korrupte 

Praktiken ausübten. Die Regierung erzielte zwar einige Fortschritte bei der Bekämpfung der 

Korruption auf niedriger Ebene bei der Erbringung staatlicher Dienstleistungen, doch gab es 

immer wieder Berichte über Korruption durch Regierungsbeamte, auch auf höchster Ebene 

(USDOS 12.4.2022). Laut Corruption Perceptions Index von Transparency International belegte 

Aserbaidschan 2021 den 128. Platz von 180 gelisteten Staaten (TI 1.2022). 

Ähnlich wie in den Vorjahren bestraften die Behörden weiterhin Personen, die Korruption in 

der Regierung aufdeckten (USDOS 12.4.2022). 

Quellen: 

- TI - Transparency International (1.2022): Corruption Perceptions Index 2021, 

https://www.transparency.org/en/cpi/2021/index/aze, Zugriff 23.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.html. Zugriff 24.5.2022 

 

NGOs, Menschenrechtsaktivisten / Ombudsperson 
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Die Regierung schränkte die Tätigkeit inländischer und internationaler 

Menschenrechtsgruppen weiterhin stark ein. Die Anwendung restriktiver Gesetze zur 

Einschränkung der Aktivitäten von NRO und anderer Druckmittel blieb auf demselben hohen 

Niveau wie in den letzten Jahren. Aktivisten berichteten auch, dass die Behörden sich 

weigerten, ihre Organisationen zu registrieren oder Zuschüsse zu gewähren, und dass sie die 

Aktivitäten ihrer Organisationen weiterhin untersuchten. Einige Menschenrechtsverteidiger 

konnten aufgrund verschiedener staatlicher Hindernisse, wie den eingefrorenen Bankkonten, 

ihre beruflichen Aufgaben nicht wahrnehmen (USDOS 12.4.2022). 

Die Arbeit von Menschenrechtsverteidigern und Nichtregierungsorganisationen wird nach wie 

vor durch übermäßige gesetzliche und praktische Beschränkungen behindert. Im November 

empfahl der UN-Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte Aserbaidschan, 

"alle Rechtsvorschriften aufzuheben, die die Tätigkeit von Nichtregierungsorganisationen 

unangemessen einschränken" (AI 29.3.2022). 

Während die Regierung mit einigen internationalen Menschenrechts-NRO kommunizierte und 

auf deren Anfragen reagierte, kritisierte sie bei zahlreichen Gelegenheiten andere 

Menschenrechts- NRO und Aktivisten und schüchterte sie ein. Das Justizministerium 

verweigerte weiterhin die Registrierung oder erlegte Menschenrechts-NROs aus willkürlichen 

Gründen schwerwiegende administrative Beschränkungen auf (USDOS 12.4.2022). 

Führende Menschenrechtsorganisationen sahen sich einem feindlichen Umfeld gegenüber, 

wenn sie Menschenrechtsfälle untersuchten und ihre Erkenntnisse darüber veröffentlichten 

(USDOS 

12.4.2022) . 

Bürger können sich bei Verstößen des Staates oder von Einzelpersonen an die Ombudsperson 

für Menschenrechte für Aserbaidschan oder die Ombudsperson für Menschenrechte der 

Autonomen Republik Nachitschewan wenden. Die Ombudsperson kann die Annahme von 

Missbrauchsfällen verweigern, die mehr als ein Jahr alt oder anonym sind oder bereits von der 

Justiz bearbeitet werden. Menschenrechtsorganisationen kritisierten, dass es der 

Ombudsstelle in Fällen, die als politisch motiviert angesehen werden, an Unabhängigkeit und 

Wirksamkeit mangelt (USDOS 

12.4.2022) . 

Auch die Menschenrechtsbüros in der Nationalversammlung und im Justizministerium 

nahmen Beschwerden entgegen, führten Untersuchungen durch und gaben Empfehlungen an 

die zuständigen Regierungsstellen ab, wurden aber ebenfalls beschuldigt, Verstöße in politisch 

heiklen Fällen zu ignorieren (USDOS 12.4.2022). 

Quellen: 
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- AI - Amnesty International (29.3.2022): Amnesty International Report 2021/22; The State of the 

World's Human Rights; Azerbaijan 2021, https://www.ecoi.net/de/dokument/2070289.html. Zugriff 

25.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.html. Zugriff 24.5.2022 

 

Wehrdienst und Rekrutierungen / Wehrersatzdienst 

Die Wehrpflicht gilt allgemein für Männer zwischen 18 und 35 Jahren (USDOS 12.4.2022; vgl. 

CIA 

17.5.2022) . Die Dienstverpflichtung beträgt 18 Monate für Nicht-

Hochschulabsolventen oder 12 Monate für Hochschulabsolventen; 17 Jahre für den 

freiwilligen Dienst (Männer und Frauen). Diese gelten als aktive Wehrdienstleistende an 

Kadettenschulen (CIA 17.5.2022). 

Die Verfassung sieht in Art. 76 Abs. 1 die allgemeine Wehrpflicht vor. Artikel 76 Abs. 2 ergänzt, 

dass ein Wehrersatzdienst denen offen steht, deren Überzeugungen der Leistung eines aktiven 

Wehrdienstes entgegenstehen. Trotz wiederholter Mahnungen des Europarates wurde bis 

heute kein entsprechendes Gesetz verabschiedet, mit dem Hinweis auf den fortbestehenden 

Kriegszustand mit Armenien. Auch nach Rückeroberung der ehemals besetzten Gebiete ist 

kein entsprechendes Gesetz geplant (AA 25.3.2022). Es gibt verlässliche Berichte darüber, dass 

ein Freikauf vom Militärdienst bzw. Erwirkung einer Versetzung auf „angenehmere“ 

Verwendungsposten durch Zahlung von Schmiergeldern weit verbreitet ist (AA 25.3.2022; vgl. 

USDOS 12.4.2022). 

Es gab Berichte, dass Männer, die bei medizinischen Untersuchungen für die Einberufung 

zugaben oder verdächtigt wurden, LGBTQI+ zu sein, manchmal rektalen Untersuchungen 

unterzogen wurden und oft mit der Begründung, sie seien psychisch krank, für den 

Militärdienst nicht geeignet waren (USDOS 12.4.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_ 

%C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_Aserbaidschan_ 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf, Zugriff 23.5.2022 

- CIA - Central Intelligence Agency [USA] (17.5.2022): The World Factbook, Azerbaijan, Military and 

Security, https://www.cia.goV/the-world-factbook/countries/azerbaijan/#military-and-security. Zugriff 

25.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.html. Zugriff 24.5.2022 
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Allgemeine Menschenrechtslage 

Die Verfassung enthält in den Art. 24 bis 71 einen umfassenden Menschenrechtskatalog (AA 

25.3.2022) . 

Die Verfassung garantiert die Gleichheit der Rechte und Freiheiten für alle, ungeachtet der 

Rasse, der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion, der Sprache, des Geschlechts, der Herkunft, 

des Vermögens, des Berufs, der Überzeugungen oder der Zugehörigkeit zu politischen 

Parteien, Gewerkschaften oder anderen öffentlichen Vereinigungen. Einschränkungen von 

Rechten und Freiheiten aus Gründen der Rasse, der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion, 

der Sprache, des Geschlechts, der Herkunft, der Weltanschauung oder der politischen oder 

sozialen Zugehörigkeit sind verboten (USDOS 12.4.2022). 

Allerdings gab es laut USDOS-Bericht glaubwürdige Berichte über unterschiedliche 

Menschenrechtsprobleme wie: rechtswidrige oder willkürliche Tötung; Folter harte und 

mitunter lebensbedrohliche Haftbedingungen; willkürliche Inhaftierung; politische 

Gefangene; weit verbreitete Probleme mit der Unabhängigkeit der Justiz; willkürliche Eingriffe 

in die Privatsphäre; schwerwiegende Misshandlungen in Konflikten, einschließlich des 

Verschwindenlassens von Personen, Folter und anderer körperlicher Misshandlungen; 

schwerwiegende Einschränkungen der freien Meinungsäußerung und der Medien und des 

Internets, ein faktisches Verbot des Rechts, sich friedlich zu versammeln, und erhebliche 

Eingriffe in die Vereinigungsfreiheit; Einschränkungen der Bewegungsfreiheit; 

schwerwiegende Einschränkungen der politischen Partizipation; systemische Korruption in der 

Regierung; polizeiliche Brutalität gegen Personen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung; 

erhebliche Einschränkungen der Vereinigungsfreiheit von Arbeitnehmern; und schlimmste 

Formen der Kinderarbeit (USDOS 12.4.2022). 

Nach Ansicht unabhängiger Beobachter und Menschenrechtsverteidiger, hat sich die 

Menschenrechtslage speziell im Bereich der politischen Rechte (Meinungs- und 

Versammlungsfreiheit) nach deutlicher Verschlechterung 2013 bis 2015 nicht wieder 

grundsätzlich verbessert. In den Bereichen wie Frauenrechte und Inklusion von Menschen mit 

Behinderung zeigt Aserbaidschan allerdings Interesse (AA 25.3.2022). 

Jeder Staatsangehörige, der sich durch einen Akt staatlicher Gewalt in diesen Grundrechten 

verletzt sieht, kann im Wege einer Individualbeschwerde den Rechtsweg zum 

Verfassungsgericht beschreiten (AA 25.3.2022). 

Die Schätzungen zu der Anzahl politischer Gefangener in aserbaidschanischen Gefängnissen 

variieren in der Größenordnung zwischen 20 (laut Europarat) und über 100 (NRO-Listen) (AA 

25.3.2022) . 
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Die Regierung hat die meisten Beamten, die Menschenrechtsverletzungen und 

Korruptionshandlungen begangen haben, nicht strafrechtlich verfolgt oder bestraft; 

Straffreiheit ist nach wie vor ein Problem (USDOS 12.4.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_ 

%C3%Bcber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Aserbaidschan 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf, Zugriff 23.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.html. Zugriff 23.5.2022 

 

Opposition 

Parteien sind in Aserbaidschan nur rudimentär ausgeprägt und in der Regel Wahlvereine für 

eine (oder mehrere) Führungspersönlichkeiten, mit fehlender oder kaum formulierter 

Programmatik, unklarer Mitgliedschaft sowie geringem Wirkungsgrad außerhalb eigener 

Klientelzirkel (AA 25.3.2022). 

Die Betätigungsmöglichkeiten der politischen Opposition sind eingeschränkt. Mitglieder und 

Sympathisanten regierungskritischer Oppositionsparteien und -bewegungen (insbesondere 

Volksfront, „Musavat“, REAL, Jugendbewegung NIDA) können im Alltag Benachteiligungen 

ausgesetzt werden. Diese richten sich insbesondere gegen Funktionäre bzw. politisch aktive 

Parteimitglieder. 2020 verlautbarte die Regierung, dass sie mit dem „kooperativen“ Teil der 

Opposition in Dialog treten will (gemeint ist vor allem die mit einem Abgeordneten im 

Parlament vertretene REAL-Partei), die „dialogunwillige“ außerparlamentarische Opposition, 

vor allem Musavat und Volksfront-Partei, wird rhetorisch und in Taten bedrängt (AA 

25.3.2022). 

Oppositionsmitglieder waren im Allgemeinen häufiger als andere Bürger von behördlichen 

Schikanen sowie willkürlichen Festnahmen und Inhaftierungen betroffen. Die Polizei nahm 

regelmäßig Oppositionelle und andere Aktivisten wegen administrativer Anschuldigungen wie 

Ungehorsam gegenüber der Polizei fest und brachte sie anschließend vor die örtlichen 

Gerichte, wo sie von Richtern zu Verwaltungshaft von 10 bis 30 Tagen verurteilt wurden 

(USDOS 

12.4.2022) . 

Die Oppositionsparteien hatten nach wie vor Schwierigkeiten, Büroräume zu mieten, da die 

Eigentümer angeblich Vergeltungsmaßnahmen der Behörden befürchteten. Die Mitglieder 

regionaler Oppositionsparteien mussten oft den Zweck ihrer Versammlungen verschleiern und 

trafen sich in Teehäusern und anderen abgelegenen Orten. Die Oppositionsparteien stießen 
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auch auf formelle und informelle Finanzierungshindernisse. So schränkten die Behörden die 

finanziellen Ressourcen der Oppositionsparteien ein, indem sie diejenigen bestraften, die sie 

materiell unterstützten, Mitglieder der Oppositionsparteien entließen und wirtschaftlichen 

Druck auf ihre Familienangehörigen ausübten (USDOS 12.4.2022). 

Die aserbaidschanische Diaspora erscheint wenig konsolidiert und kaum politisch aktiv. Es 

muss davon ausgegangen werden, dass die aserbaidschanischen Behörden die Aktivitäten 

ihrer Kritiker im Exil beobachten. Dabei scheinen sie nach den bisherigen Beobachtungen in 

ihren Reaktionen zwischen Führungspersönlichkeiten, Aktivisten und bloßen Unterstützern zu 

unterscheiden (AA 25.3.2022). 

Aktuell sind noch keine Auswirkungen des neuen Mediengesetzes auf exilpolitische Aktivitäten 

bekannt geworden. Das neue Mediengesetz erfasst jedoch auch exterritoriale, auf 

Aserbaidschan zielende Medien (AA 25.3.2022). 

Die Verfassung verbietet Hassreden. Propaganda, Verleumdung und Hassreden wurden jedoch 

ungestraft gegen Oppositionsführer, Blogger, unabhängige Journalisten und Dissidenten 

eingesetzt (USDOS 12.4.2022). 

Führende Vertreter der Oppositionsparteien berichteten, dass ihre Mitglieder Schwierigkeiten 

hatten, eine Anstellung als Lehrer an Schulen und Universitäten zu finden und zu behalten 

(USDOS 12.4.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_ 

%C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_Aserbaidschan_ 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf, Zugriff 23.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.html. Zugriff 23.5.2022 

 

Haftbedingungen 

Es gab zahlreiche glaubwürdige Berichte über grausame, unmenschliche oder erniedrigende 

Behandlung in der Haft. Menschenrechtsanwälte berichteten, dass die Wärter Gefangene 

manchmal mit Schlägen bestraften oder sie in Einzelhaft setzten .Laut der von einer 

angesehenen Organisation vor Beginn von COVID-19 durchgeführten Gefängnisbesuchs waren 

die Haftbedingungen mitunter hart und potenziell lebensbedrohlich, da die Gefängnisse 

überbelegt waren, die Inhaftierten unzureichend ernährt wurden, Heizung, Belüftung und 

sanitäre Anlagen unzureichend waren und die medizinische Versorgung mangelhaft war 

(USDOS 12.4.2022). 
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Beobachter von Nichtregierungsorganisationen (NRO) vor Ort berichteten, dass weibliche 

Gefangene in der Regel unter besseren Bedingungen lebten, häufiger überwacht wurden und 

besseren Zugang zu Schulungen und anderen Aktivitäten hatten. Dieselben NRO stellten 

jedoch fest, dass die Frauengefängnisse unter vielen der gleichen Probleme litten wie die 

Männergefängnisse (USDOS 12.4.2022). 

Die Haftbedingungen in den Gefängnissen des Landes werden durch Europarat und OSZE 

beobachtet. Die Bedingungen haben sich in zahlreichen Gefängnissen durch Renovierungen 

und Neubauten, wie etwa in Sheki, weiter verbessert. Es gibt jedoch beträchtliche 

Niveauunterschiede (AA 25.3.2022). Eine Menschenrechtsgruppe zur Überwachung der 

Gefängnisse, das so genannte „Öffentliche Komitee“, erhielt Zugang zu den Gefängnissen, 

ohne dass die Strafvollzugsbehörde vorher informiert wurde (USDOS 12.4.2022). 

Die Behörden gestatteten dem IKRK im Allgemeinen den Zugang zu Gefangenen, die im 

Zusammenhang mit dem Bergkarabach-Konflikt inhaftiert sind. Das IKRK führte das ganze Jahr 

über regelmäßige Besuche durch, um den Schutz der Gefangenen, einschließlich der 

Einhaltung des humanitären Völkerrechts, zu fördern, und erleichterte regelmäßig den 

Austausch von Nachrichten zwischen den Gefangenen und ihren Familien, um ihnen zu helfen, 

den Kontakt wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten (USDOS 12.4.2022). 

Während die meisten Gefangenen berichteten, dass sie ohne Zensur Beschwerden bei den 

Justizbehörden und der Ombudsstelle einreichen konnten, lasen die Gefängnisbehörden 

regelmäßig die Korrespondenz der Gefangenen, überwachten Treffen zwischen Anwälten und 

Mandanten und hinderten einige Anwälte daran, Dokumente in die Hafteinrichtungen und aus 

diesen heraus zu bringen. Die Ombudsstelle gab an, dass sie systematische Besuche und 

Untersuchungen von Beschwerden durchführe, aber Aktivisten behaupteten, dass die 

Ombudsstelle Beschwerden von Gefangenen in politisch heiklen Fällen regelmäßig abwies 

(USDOS 12.4.2022). 

Es gibt keine Hinweise darauf, dass die Haftbedingungen für politische Häftlinge härter sind als 

die für andere Häftlinge (AA 25.3.2022). 

Strafgefangene haben die Möglichkeit, sich an die Ombudsfrau zu wenden (AA 25.3.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges Amt%2C Bericht 

%C3%Bcber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Aserbaidschan 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf. Zugriff 23.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.html. Zugriff 23.5.2022 
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Todesstrafe 

Die Todesstrafe wurde mit Gesetz vom 28.Oktober 1998 abgeschafft. Die bis zu diesem 

Zeitpunkt verhängten Todesurteile sind in lebenslange Haft umgewandelt worden (AA 

25.3.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_ 

%C3%Bcber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Aserbaidschan 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf. Zugriff 23.5.2022 

 

Bewegungsfreiheit 

Nach zuverlässigen Angaben von NROs sind staatliche Repressionen in den Regionen 

außerhalb der Hauptstadt tendenziell eher stärker ausgeprägt als im Großraum Baku. Als 

besonders streng gilt in dieser Hinsicht die autonome Exklave Nachitschewan (AA 25.3.2022). 

Das Gesetz sieht Freizügigkeit von Reisen im Inland, Auslandsreisen, Auswanderung und 

Repatriierung vor. Die Regierung respektierte im Allgemeinen viele dieser Rechte, schränkte 

jedoch weiterhin die Bewegungsfreiheit einiger prominenter Oppositioneller, Aktivisten und 

Journalisten ein. Familienangehörige und Verwandte von politischen Gefangenen berichteten 

über Reiseverbote aufgrund der politischen Aktivitäten ihrer Familienmitglieder (USDOS 

12.4.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_ 

%C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_Aserbaidschan_ 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf. Zugriff 23.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.html. Zugriff 24.5.2022 

 

Grundversorgung und Wirtschaft 

Die Wirtschaft Aserbaidschans ist abhängig von der Entwicklung des Ölpreises. Um die hohe 

Abhängigkeit von der Ölindustrie zu verringern, investiert der Staat seit ein paar Jahren in die 

Entwicklung des Nicht-Energiesektors und in den Ausbau der Infrastruktur, um eine 

Diversifizierung der Wirtschaft zu erreichen. In den letzten Jahren setzt man einen verstärkten 

Fokus unter anderem auf die Entwicklung der Landwirtschaft, Tourismus, Logistik und 

Umwelttechnik (WKO 4.2022). 

Die Grundversorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln ist gewährleistet (AA 25.3.2022). 
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Die Armut ist in den letzten Jahren durch die stark angestiegenen Einkommen der Bevölkerung 

erheblich zurückgegangen (AA 25.3.2022). Als Armutsgrenze gilt ein Einkommen unterhalb 

von 160 Aserbaidschan Manat [ca 88 €] (IOM 2021). 

Die Arbeitslosenquote im Jahr 2021 lag bei rund 5,95 % (WKO 4.2022; vgl. statista 4.2022). Die 

Inflation für das Jahr 2021 wurde mit 6,7 % errechnet (WKO 4.2022; vgl. laenderdaten.info 

ohne Datum). 

Das offizielle Existenzminimum liegt nach offiziellen Berechnungen derzeit bei 196 AZN 

(Aserbaidschan Manat) pro Kopf und Monat. Für Angestellte ist das monatliche 

Durchschnittseinkommen 2020 auf 890 AZN gestiegen. Nach Erkenntnissen des Auswärtigen 

Amts gibt es unter den Arbeitgebern die verbreitete Praxis, neben einem offiziellen, 

versteuerten Gehalt einen monatlichen Barbetrag auszuzahlen (AA 25.3.2022). 

Das Gesetz sieht eine 40-Stunden-Woche vor. Beschäftigte in gefährlichen Berufen dürfen 

nicht mehr als 36 Stunden pro Woche arbeiten, jedoch hat die Regierung die Gesetze über 

annehmbare Arbeitsbedingungen nicht wirksam durchgesetzt (USDOS 12.4.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_ 

%C3%Bcber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Aserbaidschan 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf, Zugriff 23.5.2022 

- IOM - Internationale Organisation für Migration (2021): Aserbaidschan, Länderinformationsblatt 

2021, 

https://m ilo.bamf.de/OTCS/cs.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698614/18364272/-/ 

Aserbaidschan_%2D_Country_Fact_Sheets_2021%2C_deutsch.pdf? 

nodeid=23477839&vernum=-2. Zugriff 25.5.2022 

- Laenderdaten.info (ohne Datum): Aserbaidschan, Inflation, 

https://www■laenderdaten■info/Asien/Aserbaidschan/inflationsraten■php■ Zugriff 27.5.2022 

- statista (4.2022): Aserbaidschan: Arbeitslosenquote von 2000 bis 2021 und Prognosen bis 

2027, https://de.statista.com/statistik/daten/studie/225802/umfrage/arbeitslosenquote-in- 

aserbaidschan/, Zugriff 27.5.2022 

- USDOS - US Department of State [USA] (12.4.2022): 2021 Country Report on Human Rights Practices: 

Azerbaijan, https://www.ecoi.net/de/dokument/2071162.htmL Zugriff 24.5.2022 

- WKO - Wirtschaftskammer Österreich (4.2022): Außenwirtschaft, Wirtschaftsbericht 

Aserbaidschan, https://www.wko.at/service/aussenwirtschaft/aserbaidschan- 

wirtschaftsbericht.pdf. Zugriff 27.5.2022 

 

Medizinische Versorgung 

Die Gesundheitsversorgung in Aserbaidschan wird von öffentlichen und privaten 

Gesundheitseinrichtungen erbracht und durch das Ministerium für Gesundheitswesen 
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geregelt (BTI 2022). Die öffentlichen Krankenhäuser in Aserbaidschan werden staatlich geführt 

und bieten eine kostenlose medizinische Versorgung für aserbaidschanische Bürger an. Zu den 

öffentlichen Einrichtungen gehören Polikliniken, die ambulante Leistungen anbieten sowie 

Krankenhäuser, Ambulanzen und Spezialkliniken, die sowohl ambulante als auch stationäre 

Leistungen anbieten (IOM 2021). Die medizinische Versorgung entspricht nicht überall 

westeuropäischem Standard und ist außerhalb der Stadt Baku oft unzureichend (AA 27.5.2022; 

vgl. BMEIA 27.5.2022, EDA 

27.5.2022) . 

In den letzten Jahren hat die Regierung erhebliche Investitionen im Gesundheitswesen 

vorgenommen. Nach wie vor befinden sich die größten staatlichen Krankenhäuser und 

Spezialkliniken wie Kinderkrankenhäuser, Herzkliniken und psychiatrische Einrichtungen in 

Baku. Doch wurden in den letzten Jahren auch zentrale Krankenhäuser in den Regionen 

gebaut. Problematisch ist nach wie vor der relativ niedrige Ausbildungsstand der lokalen Ärzte 

(AA 

25.3.2022) . 

Am 1. April 2021 wurde die wegen der Covid-19-Pandemie verschobene allgemeine 

Krankenversicherung eingeführt (AA 25.3.2022; vgl. IOM 2021) . Alle ärztlichen Behandlungen 

und die Versorgung mit Medikamenten sollen damit abgedeckt werden. 

Behandlungsbedürftige Personen sollen sich an die Polyklinik an Ihrem Wohnort wenden und 

erhalten dort die notwendigen Medikamente und (fach-)ärztliche Versorgung (AA 25.3.2022). 

Dringende medizinische Hilfe wird in Notfällen gewährt (was den Krankentransport und die 

Aufnahme in ein staatliches Krankenhaus einschließt); mittellose Patienten wurden in der 

Vergangenheit minimal versorgt, dann aber nach einigen Tagen „auf eigenen Wunsch“ 

entlassen, wenn sie die Behandlungskosten und „Zuzahlungen“ an die Ärzte und das 

Pflegepersonal nicht aufbringen können. In diesem Fall erfolgt dann die weitere Behandlung 

ambulant oder nach Kostenübernahme durch Dritte (AA 25.3.2022). 

Neben der staatlichen Gesundheitsversorgung bildete sich in den vergangenen Jahren ein 

florierender privater medizinischer Sektor heraus (AA 25.3.2022; vgl. IOM 2021), der gegen 

Barzahlung medizinische Leistungen auf annähernd europäischem Standard bietet und mit 

privaten Krankenversicherungen kooperiert (AA 25.3.2022). 

Die einschlägigen auf dem europäischen Markt registrierten Medikamente sind i. d. R. 

erhältlich sowie die Behandlung von regelmäßigen Krankheitsbildern wie z. B. Bluthochdruck, 

Diabetes, Depressionen usw. in Aserbaidschan möglich. Seit der Einführung der 

administrativen Preisobergrenzen nach der ersten Währungsabwertung im Zuge der 

Wirtschaftskrise im Februar 2015 wird regelmäßig von Engpässen bei einigen Medikamenten 

berichtet. Kostengünstigere Ersatzmedikation wird aus Russland, der Türkei oder Pakistan 
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eingeführt, soll aber teilweise von minderwertiger Qualität sein (AA 25.3.2022). Die Kosten für 

staatlich registrierte Medikamente sind durch den so genannten Tarif-Rat der Republik 

Aserbaidschan vorgegeben (IOM 2021). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges Amt%2C Bericht %C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_Aserbaidschan_ 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf. Zugriff 23.5.2022 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (27.5.2022): Aserbaidschan: Reise- und 

Sicherheitshinweise, LGBTIQ, 

https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/laender/aserbaidschan-node/ 

aserbaidschansicherheit/201888#content_7. Zugriff 27.5.2022 

- BMEIA - Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten [Österreich] 

(27.5.2022): Aserbaidschan, Gesunheit und Impfungen, 

https://www.bmeia.gv.at/reise-services/reiseinformation/land/aserbaidschan/. Zugriff 27.5.2022 

- EDA - Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten [Schweiz] (27.5.2022): 

Reisehinweise für Aserbaidschan, Medizinische Versorgung, 

https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/vertretungen-und-reisehinweise/aserbaidschan/ 

reisehinweise-fueraserbaidschan■html#eda1d40c3■ Zugriff 27.5.2022 

- IOM - Internationale Organisation für Migration (2021): Aserbaidschan, Länderinformationsblatt 

2021, 

https://m ilo.bamf.de/0TCS/cs.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698614/18364272/-/ 

Aserbaidschan_%2D_Country_Fact_Sheets_2021%2C_deutsch.pdf? 

nodeid=23477839&vernum=-2■ Zugriff 24.5.2022 

 

Rückkehr 

Rückgeführte und freiwillig zurückreisende aserbaidschanische Staatsangehörige müssen 

wegen ihrer Asylanträge im Ausland bei ihrer Rückkehr in der Regel nicht mit staatlichen 

Zwangsmaßnahmen rechnen. Es gibt jedoch immer wieder Berichte, wonach Rückkehrende zu 

den Gründen für ihren Asylantrag befragt wurden (AA 25.3.2022). 

Es gibt keine staatlichen oder sonstigen Aufnahmeeinrichtungen für Rückkehrer. 

Abgeschobene Personen erhalten bei Ankunft am Flughafen lediglich eine Beratung zu 

Ansprechpartnern u. ä., die Erstaufnahme nach Rückkehr erfolgt üblicherweise im 

Familienverband (AA 25.3.2022). 

Quellen: 

- AA - Auswärtig Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevantese Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_ 

%C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_Aserbaidschan_ 
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%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf, Zugriff 23.5.2022 

 

Dokumente 

Das Urkundenwesen hat sich in den vergangenen Jahren erheblich verbessert. 

Aserbaidschanische Personenstandsurkunden (auch alte sowjetische Urkunden, die auf dem 

Gebiet der ASSR ausgestellt wurden) können seit Mai 2019 wieder legalisiert werden (AA 

. 

Die Ausstellung von unechten Pässen, Personalausweisen oder Personenstandsurkunden kann 

nicht gänzlich ausgeschlossen werden, ist jedoch durch die zentrale Registrierung der Daten 

über die ASAN-Bürgerzentren deutlich erschwert. Auch falsche Parteiausweise sind im Umlauf. 

Funktionäre der Oppositionsparteien sollen in Einzelfällen gegen Entgelt bereit sein, über das 

politische Engagement von Personen Gefälligkeitsbescheinigungen auszustellen (AA 

25.3.2022) . 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (25.3.2022): Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2070754/Ausw%C3%A4rtiges Amt%2C Bericht 

%C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_Aserbaidschan_ 

%28Stand Juni 2021%29%2C 25.03.2022.pdf. Zugriff 23.5.2022 

 

Die diplomatischen Beziehungen zwischen der Republik Österreich und der Republik 

Aserbaidschan stellen sich als spannungsfrei dar. Es bestehen keine Hinweise, dass Rückkehrer 

aus Österreich schlechter behandelt werden, als die Rückkehrer aus sonstigen Staaten, mit 

denen Aserbaidschan spannungsfreie Beziehungen unterhält (siehe Anfragebeantwortung der 

Staatendokumentation der bB vom 1.9.2022 mwN; oder auch https://www.bmeia.gv.at/oeb-

baku). 

 

II.1.3. Behauptete Ausreisegründe aus dem bzw. Rückkehrhindernisse in den Herkunftsstaat 

In Bezug auf die individuelle Lage der bP im Herkunftsstaat trat im Vergleich zu den 

Ausführungen im ho. Erkenntnis vom 13.07.2021, Zl. W242 2235971-1/15E (bP1), W242 

2235974-1/15E (bP2), W242 2235973-1/13E (bP3), W242 2235969-1/11E (bP4) und W242 

2235975-1/11E (bP5) keine relevante Änderung ein.  

 

Die bP waren nicht den von ihnen behaupteten Gefährdungen ausgesetzt bzw. sind sie auch 

im Falle einer Rückkehr mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einer solchen Gefahr nicht 

ausgesetzt. 
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Alleine aus dem Grund der Antragstellung auf internationalen Schutz in Österreich ergibt sich 

keine Bedrohungslage im Herkunftsstaat der bP. 

 

Die bP verfügt im Falle einer Rückkehr in die Republik Aserbaidschan über eine ausreichende 

Existenzgrundlage. 

 

2. Beweiswürdigung 

Beweis erhoben wurde im gegenständlichen Beschwerdeverfahren durch Einsichtnahme in 

den Verfahrensakt der bB unter zentraler Berücksichtigung der niederschriftlichen Angaben 

der bP, der von ihr vorgelegten Beweismittel, der bekämpften Bescheide und der 

Beschwerdeschriftsätze. Darüber hinaus wurde ho. ein ergänzendes Ermittlungsverfahren 

geführt und erfolgte ein Erhebungsgesuch an den Verbindungsbeamten des BMI in Georgien 

und Aserbaidschan samt entsprechender Beantwortung durch diesen, welche gleichermaßen 

als Erkenntnisquelle herangezogen wurden. Auch wurde eine Beschwerdeverhandlung 

durchgeführt, wobei die bP jeweils einer Einvernahme unterzogen sowie deren Angaben und 

zur Vorlage gebrachten Bescheinigungsmittel in Bezug auf ihren objektiven Aussagekern dem 

ho. Beweisverfahren zugrunde gelegt wurden. 

 

Der Verfahrensgang ergibt sich aus dem Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes der bB sowie 

des vorliegenden Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes, insbesondere dem ho. 

ergänzenden Ermittlungsverfahren. Der Inhalt dieser Akte wurde von den Verfahrensparteien 

nicht in Zweifel gezogen bzw. stellt sich im wiedergegebenen Umfang als unstrittig dar, wobei 

die entsprechenden Fundstellen auch im Verfahrensgang bezeichnet sind. 

 

II.2.1. Die personenbezogenen Feststellungen hinsichtlich der bP ergeben sich aus ihren in 

diesem Punkt nicht widerlegten Angaben sowie ihren Sprach- und Ortskenntnissen und den 

seitens der bP vorgelegten Bescheinigungsmitteln in Form nationaler Identitätsdokumente. 

Zudem erfolgte eine Einsichtnahme in das ZMR, das GVS, das IZF und den SA, woraus sich u. a. 

ergab, dass die bP strafrechtlich unbescholten sind. Bei einer abwägenden Gesamtbetrachtung 

ihrer diesbezüglichen Angaben stellen sich diese im Wesentlichen als unstrittig dar und 

konnten diese daher den Feststellungen im wiedergegebenen Umfang zugrunde gelegt 

werden. 

 

Die Feststellungen zur Beschaffenheit ihrer privaten und familiären Verhältnisse in Österreich, 

zu ihren Lebensumständen in Aserbaidschan sowie zur Ausreise aus Aserbaidschan und der 

Einreise in Österreich ergaben sich aus ihren diesbezüglich einheitlichen, daher glaubhaften 
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Angaben sowohl in den Erstbefragungen vor den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 

und den Einvernahmen vor der bB als auch aus jenen vor dem erkennenden Gericht im 

Rahmen der Beschwerdeverhandlung und den in diesem Rahmen seitens der bP 

beigebrachten Bescheinigungsmitteln. Zudem waren die herkunftsstaatsbezogenen 

Lebensumstände der bP dem Inhalt des rechtskräftigen Erkenntnisses des ho. Gerichts vom 

13.07.2021, Zl. W242 2235971-1/15E (bP1), W242 2235974-1/15E (bP2), W242 2235973-

1/13E (bP3), W242 2235969-1/11E (bP4) und W242 2235975-1/11E (bP5), zu entnehmen, 

dessen Richtigkeit seitens der bP im vorliegenden Verfahren nicht bestritten wurde.  

 

Die Feststellungen zu den Deutschkenntnissen der bP gründen auf dem persönlichen Eindruck, 

den der erkennende Richter von den bP im Rahmen der Beschwerdeverhandlung gewinnen 

konnte und dem Umstand der erfolgten Zertifikatsvorlage im wiedergegebenen 

Niveaurahmen.  

 

II.2.3 Zu der getroffenen Auswahl der Quellen, welche zur Feststellung der asyl- und 

abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat herangezogen wurden, ist anzuführen, dass 

es sich hierbei aus der Sicht des erkennenden Gerichts um eine ausgewogene Auswahl 

verschiedener Quellen handelt, welche es ermöglichen, sich ein möglichst umfassendes Bild 

von der Lage im Herkunftsstaat zu machen. Auch kommt den Quellen im Rahmen einer 

Gesamtschau ausreichende Aktualität zu. 

 

Die bP trat auch den Quellen und deren Kernaussagen nicht konkret und substantiiert 

entgegen.  

 

II.2.4. Das ho. Gericht ist im Lichte der Erhebungen der bB in Verbindung mit den im 

Beschwerdeverfahren durchgeführten Ermittlungen und den in der Beschwerdeverhandlung 

erörterten Umständen in der Lage, sich vom maßgeblichen Sachverhalt (§ 37 AVG) ein 

umfassendes und abgerundetes Bild zu machen. 

 

Im Wesentlichen begründeten die bP ihre nunmehrigen Asylanträge mit jenem 

Verfolgungssachverhalt, wie er sich bereits zum Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des 

ho. Erkenntnis vom 13.07.2021, Zl. W242 2235971-1/15E (bP1), W242 2235974-1/15E (bP2), 

W242 2235973-1/13E (bP3), W242 2235969-1/11E (bP4) und W242 2235975-1/11E (bP5), 

darstellte, und wiederholten sie ihre Einschätzung, wonach die bP1 in ihrem Herkunftsstaat 

aufgrund ihrer Mitgliedschaft in der Partei Musavat willkürlicher Verfolgung durch staatliche 

Behörden ausgesetzt sei.  
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Darüber hinaus brachte die bP1 einen Nachfluchtgrund über eine in Aserbaidschan –

behauptetermaßen– erfolgte Verurteilung zu 13 Jahren Freiheitsstrafe vor; überdies würde ihr 

nunmehr ein Bestätigungsschreiben der Musavat-Partei vorliegen, das umfangreiche 

Parteiaktivitäten der bP1 bescheinigen und den Sachverhalt der zuletzt ergangenen 

Entscheidung des ho. Gerichts vom 13.07.2021 insoweit widerlegen würde, als eine 

einschlägige Parteimitgliedschaft der bP1 seinerzeit für nicht glaubhaft befunden wurde.  

 

Dazu ist festzuhalten, dass bereits die bB hinsichtlich der beigebrachten Unterlagen vom 

Vorliegen mehrerer Fälschungsmerkmale ausging und diesbezüglich ihre Beweisergebnisse 

wie folgt zusammenfasste: 

 

„Sie geben als Asylgrund an, dass es der gleiche Grund wie beim Erstverfahren sei, dieser wurde 

Ihnen jedoch schon beim Erstverfahren nicht geglaubt. Laut Ihren Angaben wäre noch dazu 

gekommen, dass Sie zu einer 13-jährigen Haft verurteilt worden wären. Sie geben bei der 

Einvernahme an, das Kuvert mit dem das Schreiben des Bezirksgerichts  XXXX der Stadt Baku 

Ihnen hier in Österreich am 21.02.2022 zugestellt worden wäre, wäre am 17.02.2022 in 

Istanbul/Türkei aufgegeben worden. Ihre Vertretung gibt an, laut Aktenvermerk der Kanzlei 

Weh wäre das Kuvert der Kanzlei Weh ungeöffnet übergeben worden. 

Sie geben an, das Kuvert wäre drei bis fünf Tage vor dem 17.02.2022 bei Ihrem Bruder 

angekommen. 

Sie geben an, das Kuvert wäre in der Türkei von Frau  XXXX aufgegeben worden. Nachdem der 

Brief bei Ihrem Bruder in Baku, bei dem Sie früher gewohnt hätten, angekommen wäre, hätte 

Ihr Bruder den Brief einem Freund namens XXXX , ukrainischer Staatsangehöriger, mitgegeben, 

der ihn dann seiner Freundin  XXXX gegeben hätte, die den Brief dann an Sie nach Österreich 

geschickt hätte. 

Sie hätten jedenfalls schon früher, und zwar von Ihrem Bruder und von der öffentlichen 

Verhandlung, nicht also erst nach Öffnen des Briefes, erfahren müssen, dass Sie angeblich 

verurteilt worden wären. Zudem wäre dieses Urteil noch nicht rechtskräftig gewesen, da 

binnen 10 (zehn) Tagen nach Zustellung des Beschlusses eine Appellationsbeschwerde oder 

Protest an das Bezirkgsgericht oder das Appelationsgericht der Stadt Baku eingebracht hätte 

werden können. 

In dem Schreiben vom 25.01.2022 steht u.a., dass Sie in der öffentlichen Sitzung vom 

25.01.2022 beschuldigt würden, die aserbaidschanische Regierung mehrfach kritisiert zu 

haben, im Ausland leben würden und einige Terrororganisationen finanziert hätten und über 

Sie das Protokoll Nr.  XXXX über Verwaltungsübertretung erstellt worden wäre. Nach § 214-1 
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StGB der Republik Aserbaidschan wäre für Sie Verwaltungshaft vorgesehen. Sie wären nach 

den vorgeworfenen Taten mit einer Freiheitsstrafe von zehn bis vierzehn Jahren unter 

Beschlagnahme von Eigentum zu bestrafen. So wären Sie zu einer Verwaltungshaft von 13 

Jahren verurteilt worden. 

Laut Homepage des Bezirksgerichts  XXXX steht fest, dass es diesen Richter gibt. 

Laut Anfragebeantwortung vom 16.08.2021 zu Musavat-Partei gibt es keine Berichte von 

Enteignungen. Dies steht im Widerspruch zum Schreiben von Ihrer Verurteilung vom 

25.01.2022, wonach Sie mit einer Freiheitsstrafe von zehn bis vierzehn Jahren unter 

Beschlagnahme von Eigentum zu bestrafen wären. 

Bei Ihren vorgelegten Dokumenten des Erstverfahrens, zu Beweismittel Nr. 2, ausgestellt am 

15. September 2019 steht jedenfalls die Email-Adresse: contact@ XXXX  Das widerspricht Ihren 

Erklärungen bei der Einvernahme bezüglich der wechselnden Email-Adressen. 

Entgegen Ihrer Stellungnahme bezüglich des Emblems und der Email-Adresse des Schreibens 

vom Bezirksgericht  XXXX hat dies sehr wohl entscheidungswesentlich oder ein Indiz für die 

Unglaubwürdigkeit. 

Anzumerken ist, dass nicht nachvollzogen werden kann, dass bei dem Schreiben des Gerichts 

als Email: contact@ XXXX  steht und nicht wie offiziell auf der Homepage: contact@ XXXX . 

Auch Ihre Erklärung bei der Einvernahme, dass alle drei Jahre die Email-Adressen wie auch die 

Straßennamen geändert würden, kann nicht nachvollzogen werden. 

Auch kann die Behörde nicht nachvollziehen, dass die GZ des Gerichtsschreibens im Januar 

schon eine so hohe Zahl aufweist. 

Ihre Vertretung brachte in der Stellungnahme vom 31.05.2022 vor, dass jeder Rechtspraktikant 

beim Landesgericht Feldkirch eine Diskette hatte, auf der Muster des Bundesadlers 

abgespeichert waren, um Beschlüsse, Schreiben oder Urteile, die im Auftrag der Richter 

vorzubereiten waren, zu entwerfen. 

Anzumerken ist, dass die Farbe des Staatswappens auf Ihrem vorgelegten Gerichtsschreibens 

rechts von der unteren Spitze beim Korn zu viel Grün aufweist. 

Aufgrund dieser Diskrepanzen geht die Behörde nicht davon aus, dass es sich bei dem auch im 

Original vorgelegten Schreiben des Gerichts um ein echtes Urteil handelt. 

Wenn Ihre Vertretung in der Stellungnahme vorbringt, dass die Gerichtsorganisation in 

Aserbaidschan kompliziert sei, so ist jedenfalls festzuhalten, dass auch laut aktuellem LIB beim 

Kapitel Sicherheitsbehörden steht, dass sich das Militärgericht die ursprüngliche Zuständigkeit 

für alle Fälle im Zusammenhang mit Krieg und Militärdienst vorbehält. Das ergibt sich auch aus 

Ihren Recherchen. 

Laut vorgelegtem Psychiatrischen Befund von Dr. med.  XXXX vom 31.03.2022 gaben Sie beim 

Arzt selbst an, am Gericht tätig gewesen und mit problematischen Fällen beschäftigt gewesen 
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zu sein. Ihr Beruf hätte mit Ihren zwei Studien (Geschichte und Sportwissenschaften) eigentlich 

nichts zu tun. Von Ihrer Tätigkeit bei Gericht haben Sie bei der Behörde nichts erwähnt, nur Ihr 

Sohn  XXXX erwähnte bei seiner Einvernahme beim Erstverfahren, dass Sie u.a. im Problemamt 

tätig gewesen wären und mit dem Bezirksgericht zusammengearbeitet hätten. 

Zu Ihrer Erklärung, weshalb Sie gleichzeitig zum Folgeantrag einen Antrag auf 

Wiederaufnahme gestellt hätten, wurde vorgebracht, dass beim Erstverfahren keine 

Beweismittel vorgelegt worden wären und deshalb jetzt bei diesem Verfahren ein Beweismittel 

von der Musavat-Partei vorgelegt wurde, ist anzumerken, dass Sie beim Erstverfahren sogar 

einen Mitgliedausweis der Partei im Original vorgelegt haben. 

Bei der vorgelegten Bestätigung der Musavat Partei, ausgestellt am 05.01.2022, Nr. 322, ist 

anzuführen, dass die Behörde davon ausgeht, dass das handschriftlich ausgefüllte Datum, 

sowie die Nummer die gleiche Handschrift aufweisen wie die bereits beim Erstverfahren 

vorgelegten Papiere vom Bezirksgericht und dem Krankenhaus. Auch weist das neue Schreiben 

vom Bezirksgericht Nasimi und das Schreiben der Musavat-Partei die gleiche Papierqualität 

auf. 

Für die Behörde ist nicht nachvollziehbar, wie das vorgelegte Originalschreiben in so gutem 

Zustand war, trotz der langen Reise, wenn man die Kuverts sieht und anzunehmen ist, dass 

diese Kuverts durch viele Hände gehen. 

Aufgrund dieser hier angeführten Kriterien geht die Behörde nicht von der Echtheit der 

vorgelegten Dokumente aus. 

Auffallend ist auch der zeitliche Zusammenhang von Ihrer Kenntnisnahme des neuen 

Beweismittels nach der Inanspruchnahme aller Rechtsmittel des Erstverfahrens und dem 

Rückkehrberatungsgespräch vom 25.02.2022, bei dem Sie nicht rückkehrwillig waren. 

Zusammengefasst hat das Bundesamt festgestellt, dass Sie in der Aserbaidschan weder eine 

Verfolgung durch den Staat noch durch Dritte zu befürchten haben. 

Des Weiteren wird auf Ihre niederschriftlichen Angaben verwiesen.“ 

 

Dem trat die Beschwerde dadurch entgegen, dass es offenkundig unterschiedliche 

Schreibweisen, Kontakt- und Emailadressen und Homepages gäbe und diese Umstände nicht 

als Indizien für eine vermeintliche Unglaubwürdigkeit herangezogen werden könnten. Auch 

die Frage des Layouts der Gerichtsbeschlüsse sei diesbezüglich nicht von Relevanz. Nach 

Wikipedia sei die Gerichtsorganisation in Aserbaidschan kompliziert. Es würden Amtsgerichte, 

Bezirksgerichte, Militärgerichte, Gerichte für schwere Verbrechen der Republik Aserbaidschan, 

ein Gerichtshof für schwere Verbrechen der autonomen Republik Nachitschewan, 

Verwaltungsgerichte, zwei Oberste Gerichtshöfe, Berufungsgerichte und das 

Verfassungsgericht existieren. Eine Abfrage auf der Homepage www.courts.gov.atz weise in 
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Baku eine große Zahl verschiedenster Gerichte vom Berufungs- über Verwaltungs- und 

Handelsgerichten bis hin zu Militärgerichten, Bezirks- oder Stadtgerichten aus. Auf der 

Homepage der aserbaidschanischen Gerichtsorganisation scheine jedenfalls jener Richter als 

existent auf, der den Beschluss vom 25.01.2022 erlassen habe.  

 

Mit Note des ho. Gerichts vom 23.02.2023 wurde dem Verbindungsbeamten des BMI in 

Georgien und Aserbaidschan ein Erhebungsersuchen unter Anhang des von der bP1 

vorgelegten Urteils des Bezirksgerichts  XXXX vom  XXXX GZ: XXXX , sowie der Bestätigung der 

Partei MUSAVAT vom 05.11.2022, Nr. 322, jeweils mit Übersetzung, zum Zweck der 

Überprüfung der Authentizität übermittelt.  

 

Am 13.03.2023 langte die entsprechende Anfragebeantwortung ein, aus der –in 

Übereinstimmung mit den Schlussfolgerungen der bB– hervorgeht, dass es sich bei den von 

der bP1 vorgelegten Schreiben um Totalfälschungen handelt. Als wesentliche Gründe wurden 

angeführt: Das Urteil sei widersprüchlich und schlecht gefälscht. Das Gerichtsurteil beziehe 

sich auf einen bestimmten Artikel des Strafgesetzbuches, obwohl der Angeklagte wegen einer 

Ordnungswidrigkeit/Verwaltungsübertretung verurteilt worden wäre. Die Entscheidung des 

Gerichts sei nicht als Urteil bezeichnet worden. Gemäß dem Gesetzbuch über 

Ordnungswidrigkeiten/Verwaltungsstrafen sei es nicht möglich, zu einem Verwaltungsarrest in 

der Dauer von 13 Jahren verurteilt zu werden. Es seien nur 3 Monate möglich. Das Urteil 

entspreche nicht der juristischen/gerichtlichen Diktion und sei sein Umfang für ein solches 

Urteil zu gering. Eine derartige Strafe könne nicht vom Bezirksgericht verhängt werden. Die 

verwendete Geschäftszahl sei nicht dem genannten Gericht zugeordnet, die genannte 

fortlaufende Zahl könne schließlich nicht schon im Jänner erreicht worden sein. Überdies 

wurde in der Beantwortung zu dem von der bP1 vorgelegten Bestätigungsschreiben der 

Musavat-Partei angeführt, dass dies gleichermaßen als Fälschung zu qualifizieren und die bP1 

nicht unter den Mitgliedern der Musavat-Partei auffindbar sei.  

 

Diese Beweisergebnisse wurden der bP1 im Rahmen ihrer Einvernahme vor ho. Gericht 

vorgehalten und sie zudem auch auf das aserbaidschanische Strafgesetzbuch in Bezug auf 

seine (im vorgelegten Urteil als Straftatbestände tenorierten) Art. 214.1 und Art. 214-1 

hingewiesen, wonach das Verbrechen der Terrorismusfinanzierung –entgegen der im Urteil 

ausgewiesenen Freiheitsstrafe von 13 Jahren– lediglich mit Freiheitsstrafe von 8 bis 12 Jahren 

Freiheitsstrafe bedroht und eine Sanktion in Form der Einziehung des Vermögens rechtlich 

nicht vorgesehen sei.  
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Die bP1 vermochte die Schlussfolgerungen des Gerichts auf Grundlage der 

Anfragebeantwortung durch den VB in der Beschwerdeverhandlung nicht zu entkräften, 

sondern erschöpfte sich ihre diesbezügliche Verantwortung in einem bloß unsubstantiierten 

Bestreiten der angeführten Beweisergebnisse.  

 

Ebenso wenig vermochten die bP, die Schlussfolgerungen des ho. Gerichts in ihrer 

Stellungnahme vom 22.05.2023 zu entkräften, zumal sich das dort erstattete Gegenvorbringen 

in Bezug auf die beschriebenen Möglichkeiten von –geringeren formalen Kriterien 

entsprechenden– Urteilsformen, welche im gegenständlichen Fall nach Dafürhalten der bP 

vorliegen könnten, als rein spekulativ darstellt und dieses inhaltlich insbesondere nicht auf die 

in der Anfragebeantwortung sowie Beschwerdeverhandlung erörterten Punkte bzw. 

Ungereimtheiten (Verwaltungsübertretung, Ausmaß der Freiheitsstrafe, Urteilsdiktion, (Un-

)Zuständigkeit des Bezirksgerichts, Unzuordenbarkeit der Geschäftszahl, Höhe der 

Eingangszahl usw.) eingeht. Auch wird mit keinem Wort auf die zutage getretenen 

Fälschungsmerkmale beim vermeintlichen Bestätigungsschreiben der Musavat-Partei 

eingegangen.  

 

In Bezug auf den in der Stellungnahme gestellten Beweisantrag, „in den (Anm.: 

aserbaidschanischen) Akt Einsicht zu nehmen und zu verifizieren, um was es sich konkret 

handelt.“, wird festgehalten, dass hier kein tauglicher Beweisantrag vorliegt. Ein tauglicher 

Beweisantrag liegt nach der Rsp des VwGH nur dann vor, wenn darin sowohl das Beweisthema 

(= die Bezeichnung jener Behauptungen bzw. Tatsachen, die mit der begehrten 

Beweisaufnahme erwiesen werden sollen) als auch das Beweismittel genannt sind und sich 

das Beweisthema als sachverhaltserheblich darstellt (VwGH 24.1.1996, 94/13/0152; Thienel, 

Verwaltungsverfahrensrecht, 3. Auflage, S 174). Das ho. Gericht ist bereits aus dem Grund 

nicht verhalten, dem Beweisantrag zu entsprechen, weil darin kein Beweisthema angeführt 

wird. Auch handelt es sich hierbei sichtlich um einen als unzulässig zu erachtenden 

Erkundungsbeweis. Erkundungsbeweise sind Beweise, die nicht konkrete Behauptungen, 

sondern lediglich unbestimmte Vermutungen zum Gegenstand haben. Sie dienen also nicht 

dazu, ein konkretes Vorbringen der Partei zu untermauern, sondern sollen es erst ermöglichen, 

dieses zu erstatten. Nichts Anderes beabsichtigen die bP jedoch mit dem hier erörterten 

Beweisantrag. Nach der Rsp des Verwaltungsgerichtshofes sind Erkundungsbeweise im 

Verwaltungsverfahren – und somit auch im asylgerichtlichen Verfahren - unzulässig. Daher ist 

die Behörde [das ho. Gericht] nicht gem. §§ 37 iVm 39 Abs 2 AVG zur Durchführung eines 

solchen Beweises (zur Entsprechung eines dahin gehenden Antrages) verpflichtet, sodass 
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deren Unterlassung keinen Verfahrensmangel bedeutet. (Hengstschläger – Leeb, Allgemeines 

Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, Rz 16 zu § 46 mwN).  

 

Ferner ist festzuhalten, dass nicht in jedem Fall einzelfallspezifische Ermittlungen im 

Herkunftsstaat durchzuführen sind bzw. diese in bestimmten Fallkonstellationen auch 

unzulässig sein können. In seinem Erk. 15.12.2015, Ra 2015/18/0100-0101 führte der VwGH 

aus, dass Recherchen vor Ort einen probaten Ermittlungsschritt darstellen können. Die 

Grenzen hierfür werden jedoch an dem Punkt erreicht, an dem diese Ermittlungen die 

Antragsteller oder sonstigen Personen im Herkunftssaat aufgrund dieser Ermittlungen 

relevanten Gefährdungen aussetzen würden. Aber auch aufgrund des Umstandes, dass 

förmliche Beweiserhebungen vor Ort in die Souveränität des Staates, auf dessen Territorium 

die begehrte Beweisaufnahme durchgeführt werden soll, eingreifen [vgl. Reinisch (Hrsg), 

Handbuch des Völkerrechts5 (2013), Rz 891], erweisen sich pauschal auf die Durchführung 

konkreter Ermittlungsschritte gerichtete Beweisanträge, wie hier die begehrte Einsichtnahme 

österreichischer Staatsorgane in einen aserbaidschanischen Gerichtsakt, als nicht zulässig. Es 

sei auch anzumerken, dass der VwGH im genannten Erkenntnis auch ausführte, dass derartige 

Beweisanträge unzulässig sind. 

 

Es sei auch darauf hingewiesen, dass die rechtsfreundliche Vertretung –zweifelsfrei ein höchst 

qualifizierter Kenner des österreichischen Rechts– ihrem aserbaidschanischen Kollegen nicht 

auf gleichem fachlichem Niveau entgegentrat, zumal keine Hinweise bestehen, dass der 

Rechtvertreter Absolvent des Studiums der aserbaidschanischen Rechtswissenschaften ist. 

Ebenso zeigte sie in den Ausführungen des Vertrauensanwaltes keine Ungereimtheiten und 

Widersprüche auf und gelang es ihr nicht, schlüssig darzulegen, welche Fragen die 

Ausführungen des Vertrauensanwaltes offen gelassen hätten, die noch einer weiteren Klärung 

zuzufügen gewesen wären. Weitere Ermittlungen waren letztlich nicht zu führen. 

 

Soweit sich das ergänzende Ermittlungsverfahren neben der Befragung in der Beschwerde-

verhandlung zu einem erheblichen Teil auch auf die Ausführungen des herangezogenen 

Vertrauensanwalts stützt, wird festgehalten, dass der VwGH in seinem Erk. vom 15.12.2015, 

Ra 2015/18/0100-0101, feststellte, dass eine derartige Recherche vor Ort eine taugliche 

Erkenntnisquelle darstellt, welche regelmäßig der freien Beweiswürdigung unterliegt. 

Obgleich es sich bei den entsprechenden Ausführungen des Vertrauensanwaltes nach ho. 

Ansicht nicht um ein Gutachten im eigentlichen Sinne, sondern um ein "sonstiges 

Beweismittel" handelt, welches der freien Beweiswürdigung unterliegt, wird ihm dennoch 

gewichtige Beweiskraft zugemessen. Einerseits ergibt sich aus dem Qualifikationsprofil des 



- 77 - 

Anwalts (welches in der Verhandlung erörtert wurde), dass es sich hierbei um eine Person mit 

hoher fachlicher Reputation handelt, welche in einem Aufgabenfeld tätig ist und war, das eine 

hohe Fähigkeit zu analytischem Denken und Handeln, sowie die Fähigkeit, verschiedene, auch 

sich widersprechende Informationen auszuwerten und hieraus Schlüsse zu ziehen, sowie 

verlässliche Personen und Quellen zur Informationsbeschaffung heranzuziehen, erfordert. 

 

Ebenso steht der Anwalt sichtlich weder in einer qualifiziert engen Verbindung, noch in einer 

Gegnerschaft zum aserbaidschanischen Staat, sondern steht er diesem neutral gegenüber. 

Auch ist dem erkennenden Gericht kein Fall bekannt, in dem sich ho. in Auftrag gegebene 

Recherchen oder Einschätzungen im Nachhinein als nicht den Tatsachen entsprechend 

herausgestellt hätten und erstatteten die bP kein konkretes Vorbringen, welche Zweifel an 

der fachlichen Qualifikation des Sachverständigen im beschriebenen Umfang hervorkommen 

ließen. 

 

Über die Arbeit des Vertrauensanwaltes machen sich vor Ort auch die ÖB Baku und der 

Kontaktbeamte des BMI für Georgien und Aserbaidschan ein Bild. 

 

Beim Vertrauensanwalt handelt es sich um einen Rechtsanwalt und gebürtigen 

Aserbaidschaner. 

 

Der Anwalt ist nach wie vor in Aserbaidschan ansässig und spricht sein Beruf ebenfalls für die 

Annahme, dass er mit der allgemeinen Lage im Land und der Beweiskraft aus Aserbaidschan 

stammender Quellen vertraut ist. Insbesondere ist davon auszugehen, dass er über die 

Authentizität von jenen Dokumenten, welche behauptetermaßen von aserbaidschanischen 

Institutionen ausgestellt sind, Auskünfte geben kann. 

 

Der Anwalt hat kein Interesse am Ausgang des Asylverfahrens, ganz egal in welche Richtung 

auch immer. Gegenteiliges ist von Asylwerbern zu behaupten, welche ein vitales Interesse am 

Verfahrensausgang in ihrem Sinne haben. 

 

Aufgrund der oa. Ausführungen geht das erkennende Gericht davon aus, dass der Anwalt 

befähigt ist, seine fallbezogenen Aussagen auf verlässliche Quellen zu stützen (er teilte in der 

Anfragebeantwortung nichts über eine allfällige Zweifelhaftigkeit der von ihm 

herangezogenen Quellen mit), diese Quellen einer entsprechenden inneren Analyse zu 

unterziehen sowie hieraus die richtigen Schlüsse abzuleiten, und wird das Rechercheergebnis 
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deshalb nicht angezweifelt, selbst wenn es von den bP naturgemäß bestritten wird. Hier wird 

auf die bereits getroffenen Ausführungen verwiesen. 

 

Das ho. Gericht geht daher aufgrund der oa. Umstände davon aus, dass die vom 

Vertrauensanwalt mitgeteilten Umstände den Tatsachen entsprechen.  

 

Es sei an dieser Stelle auch darauf hingewiesen, dass sich der im Verfahren ergebende Diskurs 

in Bezug auf die Schreibweise bestimmter Eigennamen mit „a“ oder „e“ sichtlich auf den 

Umstand zurückführen lässt, dass der in der aserbaidschanischen Sprache existierende Buch-

stabe „ə“ in der deutschen Sprache kein Pendant findet und teilweise mit „a“ oder „e“ (die 

Aussprache liegt zwischen den beiden Buchstaben) transkribiert wird. Die einschlägigen sich 

mit den vermeintlich verschiedenen Schreibweisen befassenden Ausführungen und die 

hieraus abgeleiteten Schlussfolgerungen, vorwiegend im Administrativverfahren waren zur 

Findung des maßgeblichen Sachverhalts allenfalls untergeordnet hilfreich, bedürfen aber im 

Lichte des Ergebnisses des ergänzenden gerichtlichen Beweisverfahrens keiner weiteren 

Ausführungen. 

 

Ganz allgemein –ohne hierdurch das Vorbringen der bP1 in Bezug auf die Authentizität des 

Bestätigungsschreibens der Musavat-Partei als glaubhaft zu würdigen– sei ferner anzumerken, 

dass auch bei einer unterstellten Glaubhaftigkeit ihrer Mitgliedschaft bei der Musavat-Partei 

allfällige Sympathien gegenüber dieser Partei bzw. die Art und Weise, wie sich die bP1 

behauptetermaßen für die angeführte Partei zu engagieren pflegte, keine begründete Furcht 

vor Verfolgung im Sinne der GFK darstellt. Sympathisanten oder einfache Mitglieder der 

Musavat-Partei sind allein aufgrund der einfachen Parteimitgliedschaft keiner relevanten 

Verfolgung durch aserbaidschanische Behörden ausgesetzt, sondern bedarf es hierzu einer 

prominenten Stellung, durch die die jeweiligen Anhänger aus der Zahl der Sympathisanten und 

Mitglieder heraustreten und damit in das Blickfeld der staatlichen Behörden rücken könnten. 

Eine herausgehobene Stellung der bP1 in der Musavat-Partei wurde im nunmehrigen 

Verfahren ohnehin nicht behauptet und zudem im rechtskräftigen Erkenntnis des ho. Gerichts 

vom 13.07.2021, Zl. W242 2235971-1/15E (bP1), W242 2235974-1/15E (bP2), W242 2235973-

1/13E (bP3), W242 2235969-1/11E (bP4) und W242 2235975-1/11E (bP5) bereits für nicht 

glaubhaft befunden. Dadurch kann jedenfalls keine besondere Vulnerabilität der Person der 

bP1 abgeleitet werden, um damit als profilierte Zielperson in den Fokus der 

aserbaidschanischen Behörden zu geraten. 
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Es wird weiters nicht verkannt, dass – entsprechend der nicht in Zweifel gezogenen 

Länderfeststellungen – auf die Musavat-Partei sowie auch auf andere Oppositionsparteien ein 

erheblicher Druck ausgeübt wird, wobei vorrangig versucht wird, die Parteispitzen bzw. 

Amtsträger im Rahmen der Gesetze abzusetzen, um so die Parteien nachhaltig zu schwächen. 

Dieses Vorgehen zeigt jedoch auch, dass das von der bP1 Vorgebrachte, nämlich, Verhaftungen 

und Misshandlungen aufgrund bloßer Parteimitgliedschaft befürchten zu müssen, in den 

Länderberichten in dieser Form keine Deckung findet. Nicht jedes (einfache) Mitglied der 

Musavat-Partei ist per se von staatlicher Verfolgung bedroht, sondern bedarf es hierzu einer 

besonders hervorgehobenen Position innerhalb der Partei. Solch eine Stellung vermochte die 

bP1 jedoch in keiner Weise darzutun bzw. wurde diesem Vorbringen der bP1 bereits durch die 

angeführte Entscheidung des ho. Gerichts vom 13.07.2021 aus den dort wiedergegebenen 

Erwägungen nachvollziehbar und schlüssig entgegengetreten. Daraus kann jedenfalls unter 

keinen Umständen eine besondere Vulnerabilität der Person der bP1 abgeleitet werden, um 

damit in den Fokus der aserbaidschanischen Behörden zu geraten. 

 

Vor dem Hintergrund der hier insgesamt getroffenen Ausführungen geht das erkennende 

Gericht in Übereinstimmung mit der bB von gefälschten Schriftstücken und damit von –in 

ihrem Kern– nicht glaubhaften (Nach-)Fluchtgründen der bP aus. Es können jedoch auch bei 

teilweiser Wahrunterstellung des Vorbringens der bP diesem keine besonderen Umstände 

entnommen werden, aus denen hervorginge, dass die bP in Aserbaidschan einer 

asylrelevanten Verfolgung iSd GFK ausgesetzt waren bzw. im Falle der Rückkehr ausgesetzt 

wären. Die bP vermochten im Lichte obiger Ausführungen weder eine konkrete und 

individuelle Bedrohung oder Verfolgung aus einem asylrelevanten Grund, noch eine 

maßgeblich geänderte Sachlage in Bezug auf den vorgebrachten Verfolgungssachverhalt 

darzulegen.  

 

3. Rechtliche Beurteilung 

II.3.1. Zuständigkeit, Entscheidung durch den Einzelrichter, anzuwendendes Verfahrensrecht, 

sicherer Herkunftsstaat 

 

II.3.1.1. Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen 

über das Verfahren vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zur Gewährung von 

internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln aus berücksichtigungswürdigen 

Gründen, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen 

sowie zur Ausstellung von österreichischen Dokumenten für Fremde geregelt werden (BFA-
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Verfahrensgesetz – BFA-VG), BGBl I 87/2012 idgF) entscheidet das Bundesverwaltungs-gericht 

über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl. 

 

II.3.1.2. Gemäß § 6 des Bundesgesetzes über die Organisation des 

Bundesverwaltungsgerichtes (Bundesverwaltungsgerichtsgesetz – BVwGG), BGBl I 10/2013 

idgF entscheidet im gegenständlichen Fall der Einzelrichter. 

 

II.3.1.3. Gem. § 17 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG, BGBl. I 33/2013 idF BGBl I 

122/2013 hat das ho. Gericht das AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und 

jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß 

anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 

vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 

 

§ 1 BFA-VG bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine Verfahrensbestimmungen 

beinhaltet, die für alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl, vor Vertretungsbehörden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor 

dem Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG 

bleiben unberührt. Gem. §§ 16 Abs. 6, 18 Abs. 7 BFA-VG sind für Beschwerdevorverfahren und 

Beschwerdeverfahren, die §§ 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VwGVG nicht anzuwenden. 

 

II.3.1.4. Gemäß § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit 

wegen Unzuständigkeit der Behörde gegeben findet, es den angefochtenen Bescheid, auf 

Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den Umfang 

der Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu überprüfen. 

 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das ho. primär in der Sache selbst entscheiden. Hierzu zählt 

auch die Beurteilung der Frage, ob die bB zu Recht von entschiedener Sache ausging. 

 

II.3.2. Entschiedene Sache 

Einleitend sei festgehalten, dass der Verwaltungsgerichtshof bereits weiderholt aussprach, 

dass das Verwaltungsgericht dann, wenn der bei ihm in Beschwerde gezogene verwaltungs-

behördliche Bescheid zu Unrecht eine Sachentscheidung beinhaltete, im Rahmen seiner Prüf- 

und Entscheidungsbefugnis einen Antrag zurückzuweisen hat (vgl. etwa VwGH 6.4.2023, Ra 

2023/14/0064 mwN). Wenn das ho. Gericht im vorliegenden Fall die Anträge auf inter-

nationalen Schutz zurückweist, obwohl die angefochtenen Bescheide eine Sachentscheidung 
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beinhalten, steht daher - bei weiterer Beachtung des Verfahrensgrundsatzes zu § 68 Abs. 1 

AVG - im Einklang mit der höchstgerichtlichen Rechtsprechung. 

 

II.3.2.1. Prüfungsumfang der „Entschiedenen Sache“ 

Einleitend ist festzustellen, dass gem. dem. Erk. des VwGH vom 24.11.2000, Zahl 96/19/3212 

für die Beurteilung des Charakters eines Anbringens sein wesentlicher Inhalt, der sich aus den 

gestellten Antrag erkennen lässt und die Art des in diesem gestellten Begehrens maßgebend 

ist. Im gegenständlichen Fall liegt der klar erkennbare Wille der rechtsfreundlich vertretenen 

bP in der Einbringung weiterer Anträge auf internationalen Schutz. 

 

Im gegenständlichen Fall behaupten die bP, es liege weiterhin ein Sachverhalt vor, welcher die 

Rückverbringung in ihren Herkunftsstaat nicht zulässig erscheinen ließe. Hierzu wird im Lichte 

des Erk. d. VwGH vom 19.2.2009, Zl. 2008/01/0344 (vgl. aber auch VfGH U 1533/10-12, U 

1534/10-12; VfGH U 1518/11-15) Folgendes erwogen: 

 

Die bP stellten Anträge auf internationalen Schutz. Als Antrag auf internationalen Schutz ist 

das – auf welche Weise auch immer artikulierte – Ersuchen eines Fremden in Österreich, sich 

dem Schutz Österreichs unterstellen zu dürfen; der Antrag gilt als Antrag auf Zuerkennung des 

Status des Asylberechtigten und bei Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigten als 

Antrag auf Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 2 Z. 13 AsylG). Im 

gegenständlichen Fall ist daher neben dem asylrelevanten Sachverhalt gem. Art. 1 Abschnitt 

A Ziffer 2 der GFK (Verfolgung aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu 

einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen der politischen Gesinnung) als auch im Hinblick 

auf subsidiäre Schutzgründe gem. Art. 15 RL 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über 

Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder 

Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz 

benötigen („wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in 

seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder 

der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson 

eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im 

Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde“), zu 

prüfen, ob entschiedene Sache im Sinne des § 68 Abs. 1 AVG vorliegt. 

 

Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69 und 71 

AVG die Abänderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides 
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begehren, wegen entschiedener Sache zurückzuweisen, wenn die Behörde nicht Anlass zu 

einer Verfügung gemäß § 68 Abs. 2 bis 4 AVG findet. Diesem ausdrücklichen Begehren auf 

Abänderung steht ein Ansuchen gleich, das bezweckt, eine Sache erneut inhaltlich zu 

behandeln, die bereits rechtskräftig entschieden ist (VwGH 30.9.1994, 94/08/0183; 

30.5.1995, 93/08/0207; 9.9.1999, 97/21/0913; 7.6.2000, 99/01/0321). 

 

„Entschiedene Sache“ iSd § 68 Abs. 1 AVG liegt vor, wenn sich gegenüber dem Vorbescheid 

weder die Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt geändert hat und sich das neue 

Parteibegehren im Wesentlichen mit dem früheren deckt (VwGH 9.9.1999, 97/21/0913; 

27.9.2000, 98/12/0057; 25.4.2002, 2000/07/0235).  

 

Einem zweiten Antrag auf internationalen Schutz, der sich auf einen vor Beendigung des 

Verfahrens über den ersten Asylantrag verwirklichten Sachverhalt stützt, steht die Rechtskraft 

des Vorbescheides entgegen (VwGH 10.6.1998, 96/20/0266). Selbiges gilt, wenn sich das neue 

Parteibegehren mit dem früheren deckt (etwa das Begehren der Gewährung von 

internationalem Schutz), die Partei dieses Begehren bei gleich gebliebener Sach- und 

Rechtslage jedoch anders begründet (vgl. ho. Erk. v. 6.10.2011, Zl. E10 417.640-2/2011/3E, 

E10 417.639-2/2011/3E, Zl. E10 417.641-2/2011/3E). 

 

Im Rahmen einer Zusammenschau des Unionsrechts (Art. 40 Abs. 2 -3  der Richtlinie 

2013/32/EU – Verfahrens-RL) und des nationalen Rechts (§ 68 Abs. 1 AVG) liegt im Falle eines 

Folgeantrags auf internationalen Schutz keine entschiedene Sache vor, wenn neue Umstände 

vorliegen und diese relevant sind (EuGH 9.9.2021, C-18/20; VwGH 19.10.2021, Ro 

2019/14/006, insbesondere Rn. 75-78): 

 

1. “Neue Umstände” liegen vor, wenn nachträglich (seit der Rechtskraft der früheren 

Entscheidung) neue Tatsachen entstanden sind bzw. der maßgebliche Sachverhalt sich 

geändert hat (nova producta) oder wenn nachträglich neue Tatsachen oder Beweismittel 

hervorgekommen sind (nova reperta), die sich auf einen früheren Sachverhalt beziehen (vgl. 

Art. 40 Abs. 2 Verfahrens-RL; EuGH 9.9.2021, C-18/20, insbesondere Rn. 34; VwGH 

19.10.2021, Ro 2019/14/0006, insbesondere Rn. 75f). Umgekehrt liegen keine neuen 

Umstände vor, wenn sich weder die Rechtslage im Vergleich zur früheren Entscheidung 

geändert hat noch neue Tatsachen oder Beweismittel hervorgekommen oder entstanden 

sind. 
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2. Liegen neue Umstände vor, so müssen sie auch erheblich zur Wahrscheinlichkeit beitragen, 

dass internationaler Schutz zuzuerkennen ist (vgl. Art. 40 Abs. 3 Verfahrens-RL; EuGH 

9.9.2021, C-18/20, insbesondere Rn. 34; VwGH 19.10.2021, Ro 2019/14/0006, insbesondere 

Rn. 76f). Ein neues Vorbringen muss somit einen glaubhaften Kern haben und wesentlich und 

relevant sein (vgl. etwa VwGH 21.8.2020, Ra 2020/18/0157, Rn. 16; 23.6.2021, Ra 

2021/18/0087, Rn. 14; 19.2.2009, 2008/01/0344, Punkt 2.3.). 

 

Werden nur Nebenumstände modifiziert, die für die rechtliche Beurteilung der Hauptsache 

unerheblich sind, so ändert dies nichts an der Identität der Sache. Nur eine wesentliche 

Änderung oder ein wesentliches Hervorkommen von Tatsachen – nicht bloß von 

Nebenumständen – kann zu einer neuerlichen Entscheidung führen (vgl. zB VwGH 27.9.2000, 

98/12/0057). Liegt keine relevante Änderung der Rechtslage oder des Begehrens vor und hat 

sich der für die Entscheidung maßgebliche Sachverhalt nicht geändert, so steht die Rechtskraft 

des Vorbescheides einer inhaltlichen Erledigung des neuerlichen Antrages entgegen. Hierbei 

ist zu berücksichtigten, dass die Entscheidung über den Antrag auf internationalen Schutz 

hinsichtlich des Status des Asylberechtigten (§ 3 AsylG) und hinsichtlich des Status des 

subsidiär Schutzberechtigten (§ 8 AsylG) trennbare Entscheidungen sind. 

 

„Sache" des Rechtsmittelverfahrens ist nur die Frage der Rechtmäßigkeit der Zurückweisung, 

die Rechtsmittelbehörde darf demnach nur darüber entscheiden, ob die Vorinstanz den 

Antrag zu Recht zurückgewiesen hat oder nicht. Sie hat daher entweder – falls entschiedene 

Sache vorliegt – das Rechtsmittel abzuweisen oder – falls dies nicht zutrifft – den bekämpften 

Bescheid ersatzlos zu beheben, dies mit der Konsequenz, dass die erstinstanzliche Behörde, 

gebunden an die Auffassung der Rechtsmittelbehörde, den Antrag nicht neuerlich wegen 

entschiedener Sache zurückweisen darf. Die Rechtsmittelbehörde darf aber über den Antrag 

nicht selbst meritorisch entscheiden (VwGH 30.5.1995, 93/08/0207). 

 

Sache des vorliegenden Beschwerdeverfahren ist somit nur die Frage, ob die bB zu Recht den 

neuerlichen Antrag gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückgewiesen hat. 

 

Wird die seinerzeitige Behauptung aufrecht erhalten und bezieht sich der Asylwerber auf sie, 

so liegt nicht ein wesentlich geänderter Sachverhalt vor, sondern es wird der Sachverhalt 

bekräftigt (bzw. sein „Fortbestehen und Weiterwirken" behauptet; vgl. VwGH 20.3.2003, 

99/20/0480), über den bereits rechtskräftig abgesprochen worden ist. Mit dem zweiten 

Asylantrag wird daher im Ergebnis die erneute sachliche Behandlung einer bereits 

rechtskräftig entschiedenen Sache bezweckt (vgl. VwGH 7.6.2000, 99/01/0321). 
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Ob ein neuerlicher Antrag wegen geänderten Sachverhaltes zulässig ist, darf nur anhand jener 

Gründe geprüft werden, welche die Partei in erster Instanz (bzw. nunmehr im 

Administrativverfahren) zur Begründung ihres Begehrens geltend gemacht hat (bzw. welche 

als allgemein bekannt anzusehen sind, vgl. z.B. VwGH 07.06.2000, 99/01/0321); in der 

Berufung gegen den Zurückweisungsbescheid dürfen derartige Gründe nicht neu vorgetragen 

werden (vgl. zB VwSlg. 5642 A/1961; 23.05.1995, 94/04/0081; 15.10.1999, 96/21/0097; 

04.04.2001, 98/09/0041; 25.04.2002, 2000/07/0235), wobei für die Prüfung der Zulässigkeit 

des Zweitantrages von der Rechtsanschauung auszugehen ist, auf die sich die rechtskräftige 

Erledigung des Erstantrages gründete (VwGH 16.7.2003, 2000/01/0237, mwN). 

 

Bei der Prüfung der Identität der Sache ist von dem rechtskräftigen Vorbescheid auszugehen, 

ohne die sachliche Richtigkeit desselben - nochmals - zu überprüfen (Hinweis EB E 26.4.1995, 

92/07/0197, VwSlg 14248 A/1995); die Rechtskraftwirkung besteht gerade darin, dass die von 

der Behörde einmal untersuchte und entschiedene Sache nicht neuerlich untersucht und 

entschieden werden darf. Entschiedene Sache liegt dann vor, wenn sich gegenüber dem 

früheren Bescheid weder die Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt geändert hat und 

sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen mit dem früheren deckt. Eine neue 

Sachentscheidung ist nicht nur bei identem Begehren auf Grund desselben Sachverhaltes, 

sondern, wie sich aus § 69 Abs 1 Z 2 AVG bzw. 32 Abs. 1 Z 2 VwGVG ergibt, auch im Fall 

desselben Begehrens auf Grund von Tatsachen und Beweismitteln, die schon vor Abschluss 

des Vorverfahrens bestanden haben, ausgeschlossen. Der Begriff "Identität der Sache" muss 

in erster Linie aus einer rechtlichen Betrachtungsweise heraus beurteilt werden, was bedeutet, 

dass den behaupteten geänderten Umständen Entscheidungsrelevanz zukommen muss. Erk. 

d. VwGH v.26.2.2004, 2004/07/0014; 12.12.2002, 2002/07/0016; 15.10.1999; 9621/9997). 

Identität der Sache i.S.d. § 68 Abs. 1 AVG liegt selbst dann vor, wenn die Behörde in einem 

bereits rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren etwa eine Rechtsfrage auf Grund eines 

mangelhaften Ermittlungsverfahrens oder einer unvollständigen oder unrichtigen rechtlichen 

Beurteilung entschieden hätte (vgl. etwa das Erkenntnis des VwGH vom 08.04.1992, Zl. 

88/12/0169, ebenso Erk. d. VwGH v. 15.11.2000, 2000/01/0184). 

 

Nimmt die belangte Behörde eine inhaltliche Prüfung des Antrages vor, steht es dem ho. 

Gericht offen, die Beschwerde mit der im Spruch nachzulesenden Maßgabe abzuweisen, wenn 

es zur Einschätzung gelangt, dass entschiedene Sache vorliegt. 

 

II.3.2.1.1. Entschiede Sache in Bezug auf den asylrelevanten Sachverhalt 
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Im gegenständlichen Fall ergab sich vor dem Hintergrund der oa. Ausführungen weder eine 

maßgebliche Änderung in Bezug auf die die bP betreffende asyl- und abschiebungsrelevante 

Lage im Herkunftsstaat, noch auf die sonstigen in den Personen der bP gelegenen Umstände. 

Ebenso wenig ergab sich ein sonstiger unter die Tatbestandsmerkmale des Art. 1 Abschnitt A 

Ziffer der der GFK zu subsumierender Sachverhalt.  

Das seitens der bP1 erstattete „neue“ Vorbringen in Bezug auf die vermeintlich erfolgte 

Verurteilung der bP1 einerseits und das Bestätigungsschreiben der Musavat-Partei 

andererseits weist im Lichte der oa. Ausführungen keinen glaubhaften Kern auf und vermag 

damit vor dem Hintergrund der zitierten Rechtsprechung die Wahrscheinlichkeit, 

internationalen Schutz zuzuerkennen, nicht maßgeblich zu erhöhen.  

Eine Änderung der Rechtslage konnte ebenfalls nicht festgestellt werden. 

Weitere Hinweise auf das Bestehen eines Sachverhaltes, welcher die inhaltliche Prüfung der 

vorliegenden Anträge gebieten würde (insbes. gem. §§ 32, 33 VwGVG), kamen bei 

Berücksichtigung sämtlicher Tatsachen nicht hervor, weshalb eine inhaltliche Prüfung der 

gegenständlichen Anträge ausscheidet.  

 

II.3.2.1.2.  Entschiedene Sache in Bezug auf den zur Prüfung der Voraussetzung der 

Zuerkennung des Statuts des subsidiär Schutzberechtigten relevanten Sachverhalt. 

 

Weder aus dem Vorbringen der bP noch aus dem sonstigen Ermittlungsergebnis ergaben sich 

konkrete Hinweise auf einen vor diesem Hintergrund relevanten Sachverhalt. 

 

Insbesondere ist nach wie vor davon auszugehen, dass die bP in ihrem Herkunftsstaat über 

eine Existenzgrundlage verfügen und dass keine medizinischen Abschiebehindernisse 

vorliegen (vgl. die  Beschlüsse des VwGH vom 21. Februar 2017, Ro 2016/18/0005 und Ra 

2017/18/0008 bis 0009, unter Hinweis auf das Urteil des EGMR vom 13. Dezember 2016, Nr. 

41738/10, Paposhvili gegen Belgien; auch Beschluss des VwGH vom 23.3.2017, Ra 

2017/20/0038; siehe auch Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 [„St. Kitts-Fall“]; Erk. 

d. VfGH 06.03.2008, Zl: B 2400/07-9). Bloß spekulative Überlegungen über einen fehlenden 

Zugang zu medizinischer Versorgung sind ebenso unbeachtlich wie eine Minderung der 

Lebensqualität (Urteil des EGMR (Große Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United 

Kingdom, Nr. 26.565/05). 

 

Ebenso ist nach wie vor davon auszugehen, dass Österreich als Abschiebestaat in der Lage ist, 

im Rahmen aufenthaltsbeendender Maßnahmen ausreichende medizinische Begleitmaß-
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nahmen zu setzen (VwGH 25.4.2008, 2007/20/0720 bis 0723, VfGH v. 12.6.2010, Gz. U 

613/10-10 und die bereits zitierte Judikatur; ebenso Erk. des AsylGH vom 12.3.2010, B7 

232.141-3/2009/3E mwN). 

 

Aufgrund der getroffenen Ausführungen ist nach wie vor davon auszugehen, dass die 

beschwerdeführenden Parteien nicht vernünftiger Weise (VwGH 9.5.1996, Zl.95/20/0380) 

damit rechnen müssen, in ihrem Herkunftsstaat mit einer über die bloße Möglichkeit (z.B. 

VwGH vom 19.12.1995, Zl. 94/20/0858, VwGH vom 14.10.1998. Zl. 98/01/0262) 

hinausgehenden maßgeblichen Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VwGH 05.06.1996, Zl. 

95/20/0194) Gefahr im Sinne des § 8 AsylG ausgesetzt zu sein. 

 

Soweit die bP ihre bisherigen behaupteten subsidiären Schutzgründe wiederholen bzw. 

bekräftigen, wird auf die entsprechenden rechtlichen Ausführungen unter II.3.3. ff. verwiesen.  

 

II.3.3. Rückkehrentscheidung 

§ 55 AsylG lautet: 

„Aufenthaltstitel aus Gründen des Art. 8 EMRK 

§ 55. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen oder auf 

begründeten Antrag eine „Aufenthaltsberechtigung plus“ zu erteilen, wenn 

1.dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne 

des Art. 8 EMRK geboten ist und 

2.der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG 

erfüllt hat oder zum Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren 

Einkommen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines 

Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 189/1955) erreicht wird. 

(2) Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist eine „Aufenthaltsberechtigung“ zu 

erteilen.“ 

 

§ 57 AsylG lautet 

„Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz 

§ 57. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen oder 

auf begründeten Antrag eine „Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz“ zu erteilen: 

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a 

Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die 

Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige 

stellt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder 
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wurde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) 

rechtskräftig verurteilt. Einer Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine 

Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen 

des § 73 StGB entspricht, 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen 

oder zur Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im 

Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder 

Opfer von Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig 

aufhältig oder nicht niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige 

Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen wurde oder erlassen 

hätte werden können und der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die 

Erteilung der „Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz“ zum Schutz vor weiterer 

Gewalt erforderlich ist. 

(2) - (4) …“ 

 

§ 10 AsylG lautet: 

„Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme 

§ 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Rückkehrentscheidung oder 

einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu 

verbinden, wenn 

1. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß §§ 4 oder 4a zurückgewiesen wird, 

2. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 5 zurückgewiesen wird, 

3. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des 

Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten abgewiesen wird, 

4. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es 

zur Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten kommt oder 

5. einem Fremden der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt wird 

und in den Fällen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 nicht 

erteilt wird sowie in den Fällen der Z 1 bis 5 kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt. 

(2) Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in 

den Anwendungsbereich des 6. Hauptstückes des FPG fällt, von Amts wegen ein 

Aufenthaltstitel gemäß § 57 nicht erteilt, ist diese Entscheidung mit einer 

Rückkehrentscheidung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu verbinden. 
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(3) Wird der Antrag eines Drittstaatsangehörigen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels 

gemäß §§ 55, 56 oder 57 abgewiesen, so ist diese Entscheidung mit einer 

Rückkehrentscheidung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu verbinden. Wird ein solcher 

Antrag zurückgewiesen, gilt dies nur insoweit, als dass kein Fall des § 58 Abs. 9 Z 1 bis 3 

vorliegt.“ 

 

§ 9 BFA-VG lautet: 

„Schutz des Privat- und Familienlebens 

§ 9. (1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur 

Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein 

Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen, 

so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 

EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind 

insbesondere zu berücksichtigen: 

1.die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des 

Fremden rechtswidrig war, 

2.das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 

3.die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 

4.der Grad der Integration, 

5.die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 

6.die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 

7.Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- 

und Einwanderungsrechts, 

8.die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem 

sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 

9.die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden 

zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist. 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, 

insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, 

abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann 

auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf 

Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 

insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf 

Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder 

Personen, die über ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes 
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Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), 

BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre. 

(4) – (6) …“ 

 

§ 52 FPG lautet: 

„Aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen Drittstaatsangehörige 

Rückkehrentscheidung 

§ 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine 

Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn er sich 

1. nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält oder 

2. nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das 

Rückkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen ab Ausreise eingeleitet wurde. 

(2) - (8) … 

(9) Das Bundesamt hat mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass 

eine Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte 

Staaten zulässig ist, es sei denn, dass dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden 

Gründen nicht möglich sei. 

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 kann auch über andere als 

in Abs. 9 festgestellte Staaten erfolgen. 

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rückkehrentscheidung 

deren Unzulässigkeit gemäß § 9 Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im 

Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer solchen Entscheidung neuerlich eine 

Abwägung gemäß § 9 Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der Zwischenzeit 

wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer Rückkehrentscheidung rechtfertigen 

würde.“ 

 

§ 55 FPG lautet: 

„Frist für die freiwillige Ausreise 

§ 55. (1) Mit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 wird zugleich eine Frist für die freiwillige 

Ausreise festgelegt. 

(1a) Eine Frist für die freiwillige Ausreise besteht nicht für die Fälle einer zurückweisenden 

Entscheidung gemäß § 68 AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens 

gemäß § 18 BFA-VG durchführbar wird. 

(2) – (5) …“ 

 

Art. 8 EMRK lautet: 
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„Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 

(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung 

und seines Briefverkehrs. 

(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts ist nur statthaft, 

insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 

demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, 

das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 

strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte 

und Freiheiten anderer notwendig ist.“ 

 

II.3.3.1. Einzelfallspezifische Überlegungen 

Die bB erteilte den bP zurecht kein Aufenthaltsrecht gem. § 57 AsylG, zumal der Aufenthalt 

der bP nicht gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist 

und die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, dies nicht zur Gewährleistung der 

Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und 

Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit solchen strafbaren 

Handlungen, insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder 

grenzüberschreitendem Prostitutionshandel erforderlich ist und die bP auch nicht Opfer von 

Gewalt wurden, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, 

erlassen wurde oder erlassen hätte werden können und die bP auch nicht glaubhaft machten, 

dass die Erteilung der „Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz“ zum Schutz vor weiterer 

Gewalt erforderlich ist. 

 

In weiterer Folge ist zu prüfen, ob im gegenständlichen Fall im Vergleich zu jenen privaten und 

familiären Bindungen der bP, wie sie im Erkenntnis vom 13.07.2021, Zl. W242 2235971-1/15E 

(bP1), W242 2235974-1/15E (bP2), W242 2235973-1/13E (bP3), W242 2235969-1/11E (bP4) 

und W242 2235975-1/11E (bP5), festgestellt wurden, relevante Änderungen eintraten, welche 

nunmehr im Rahmen der Interessensabwägung gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK zu einem 

anderslautenden Ergebnis führen würden. 

 

II.3.3.2. Bei folgenden Konstellationen ging der VwGH von keiner wesentlichen Änderung des 

Sachverhalts im Sinne der oa. Erwägungen aus (exemplarische und auszugsweise Zitierung der 

Judikatur ohne Anspruch auf Vollständigkeit): 

 

- Erk. vom 27.1.2015, Ra 2014/22/0094: Weder ein Zeitablauf von ca. zwei Jahren  (vgl. 

auch VwGH Ra 29.3.2021, Ra 2017/22/0196: ca. 3 Jahre) oder auch bis zu 5 Jahre (VwGH 
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19.3.2023, Ra 2022/17/0226-13) zwischen der rechtskräftigen [damals] Ausweisung und 

dem Zurückweisungsbeschluss der Behörde noch verbesserte Deutschkenntnisse und 

Arbeitsplatzzusagen stellen eine maßgebliche Sachverhaltsänderung iSd § 44b NAG 

2005 idF vor 2012/I/087 dar (Hinweis E 22. Juli 2011, 2011/22/0138; E 9. September 

2013, 2013/22/0215). 

  

- Erk. vom 27.1.2015, Ra 2014/22/0108: Ein arbeitsrechtlicher Vorvertrag (dem im 

Hinblick darauf, dass der Fremde mangels entsprechender Deutschkenntnisse keinen 

Zugang zum Arbeitsmarkt hat, die Relevanz abgesprochen wurde) und auch der bloße 

Besuch eines Deutschkurses durch die Fremde können keine umfassende 

Neubeurteilung iSd Art 8 MRK nach sich ziehen (vgl. E 10. Dezember 2013, 

2013/22/0362;  

E 29. Mai 2013, 2011/22/0013). 

  

- Erk. vom 19.11.2014, 2012/22/0056: Die Behörde hat die Sprachkenntnisse des 

Fremden und die Einstellungszusage ihrer Entscheidung zugrunde gelegt. Es ist  im 

Ergebnis nicht zu beanstanden, dass die Behörde in diesen Umständen keine  solche 

maßgebliche Änderung des Sachverhalts sah, die eine Neubeurteilung  im Hinblick auf 

Art. 8 MRK erfordert hätte (vgl. E 13. Oktober 2011, 2011/22/0065). 

  

- Er. vom 19.11.2014, 2013/22/0017: Mit Patenschaftserklärungen wird letztlich  nur die 

finanzielle Unterstützung des Fremden dokumentiert und keine iSd Art. 8 MRK 

relevante Integration dargelegt (vgl. E 22. Juli 2011, 2011/22/0112). 

  

- Erk. vom 30.7.2014: 2013/22/0205: Aus den vom Fremden neu vorgebrachten 

Umständen - den vorgelegten Empfehlungsschreiben und seinem sozialen 

Engagement beim Roten Kreuz - allein musste die Behörde nicht auf eine maßgebliche 

Änderung des Sachverhaltes schließen (vgl. E 11. November 2013, 2013/22/0250, und 

2013/22/0217). 

II.3.3.3. Im gegenständlichen Fall traten seit der letztmaligen inhaltlichen und in Rechtskraft 

erwachsenen Entscheidung keine Änderungen zu Gunsten der bP ein, welche die von der 

zitierten höchstgerichtlichen Judikatur umrissenen Grenzen überschreiten würden und ist 

somit nach wie vor von keinen privaten oder familiären Umständen auszugehen, welche einer 

Neubeurteilung nach der letztmaligen rechtskräftigen Entscheidung hierüber bedürften. Dies 
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gilt insbesondere in Bezug auf jenen Sachverhalt, welcher sich aus den im gegenständlichen 

Verfahren vorgelegten Unterlagen ergibt. 

Der bB ist beizupflichten, wenn sie davon ausgeht, dass kein schützenswertes Privat- oder 

Familienleben der bP in Österreich feststellbar ist. An den privaten und familiären 

Verhältnissen hat sich seit der letztmals rechtskräftigen Entscheidung in Bezug auf Art. 8 EMRK 

zu Gunsten der bP nichts (rechtlich) Relevantes geändert. 

Nach Ansicht des ho. Gericht haben sich die öffentlichen Interessen durch den Umstand 

verstärkt, dass die bP nach rechtkräftigem Abschluss des Erstverfahrens ihrer gesetzlichen 

Obliegenheit zum Verlassen des Bundesgebietes nicht nachkamen und in weiterer Folge 

rechtswidrig in diesem verharrten und nunmehr nach ho. Ansicht rechtsmissbräuchliche 

Folgeanträge auf internationalen Schutz unter Vorlage gefälschter Urkunden stellten. Zur 

Integration des bP1 und der bP2 in Österreich ist zwar auszuführen, dass sie während ihres 

Aufenthaltes Deutschkenntnisse erworben und ehrenamtliche Tätigkeiten verrichtet haben. 

Auch haben sie im Gefolge ihres weiteren rechtswidrigen Aufenthaltes 

Beschäftigungsverhältnisse aufgenommen, die sie aktuell in die Lage versetzen, die den 

Lebensverhältnissen der Familie angemessenen Bedürfnisse –ohne auf staatliche 

Zuwendungen angewiesen zu sein– aus eigenen Einkünften abzudecken. Zudem verfügen sie 

über einen durch Unterstützungsschreiben dokumentierten Bekanntenkreis. Ihre 

Integrationsbemühungen werden allerdings dadurch maßgeblich relativiert, dass sie sich 

während sämtlicher ihrer Integrationsschritte ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst 

waren (vgl. VwGH 28.02.2020, Ra 2019/14/0545, mwN). 

 

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass sich aus einer Zusammenschau der 

Erkenntnisse des VfGH vom 12.6.2010 U 614/10, U613/10 und den Beschluss des selben Tages 

U615/10 ua ergibt, dass sich die Kinder das Verhalten der Eltern im gegenständlichen 

zurechnen lassen müssen. Obwohl die dort genannten minderjährigen Beschwerdeführer auf 

das Verhalten ihrer 1962 geborenen Mutter und 1992 geborenen Schwester keinerlei Einfluss 

hatten und ihnen deren Verhalten, insbesondere jenes der Mutter, nicht subjektiv 

vorgeworfen werden konnte, wurde die Behandlung ihrer Beschwerden dennoch mit 

Beschluss U615/10 ua. abgewiesen. Im Lichte der Erk. des VfGH B 950-954/10-08, S. 19, bzw. 

v. 10.03.2011, B1565/10, wo die Aufenthaltsdauer der Beschwerdeführer in Österreich 

aufgrund den Beschwerdeführern nicht zurechenbarer Dauer der Asylverfahren als 

wesentliches Argument für eine Interessensabwägung zu Gunsten der Beschwerdeführer 

herangezogen wurde, ist ableitbar, dass in den in Beschluss U615/10 genannten Fällen trotz 

fehlender subjektiver Vorwerfbarkeit des Verhaltens der Beschwerdeführer im Hinblick auf die 
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Verfahrensdauer aufgrund deren Minderjährigkeit und des Verhaltens der Mutter gerade 

dieses Verhalten der Mutter im Rahmen der Interessensabwägung in Bezug auf die 

minderjährigen Kinder dennoch eine Rolle spielte, sie sich dieses zwar nicht vorwerfen aber in 

einem gewissen Umfang zurechnen lassen mussten, da ansonsten davon auszugehen gewesen 

wäre, dass ein mit den in den Erk. des VfGH B 950-954/10-08, S. 19, bzw. v. 10.03.2011, 

B1565/10 beschriebenen Fällen vergleichbarer Fall vorliegen würde und zu einer 

vergleichbaren Entscheidung geführt hätte.  

Entsprechend der höchstgerichtlichen Judikatur darf bei der Gewichtung der für den Fremden 

sprechenden Umstände iSd § 9 Abs. 2 Z 8 BFA-VG 2014 maßgeblich relativierend einbezogen 

werden, dass sich der Fremde (spätestens nach Abweisung des Antrags auf internationalen 

Schutz im Administratvverfahren) seines unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst sein musste 

(vgl. VwGH 15.3.2018, Ra 2018/21/0034; VwGH 22.12.2009, 2009/21/0348). Wenngleich 

minderjährigen Kindern dieser Vorwurf nicht zu machen ist, muss das Bewusstsein der Eltern 

über die Unsicherheit ihres Aufenthalts auch auf die Kinder durchschlagen (vgl. VwGH 

29.2.2012, 2009/21/0251), wobei diesem Umstand allerdings bei ihnen im Rahmen der 

Gesamtabwägung im Vergleich zu anderen Kriterien weniger Gewicht zukommt (vgl. VwGH 

30.8.2017, Ra 2017/18/0070 bis 0072; 28.02.2020, Ra 2019/14/0545; 23.10.2019, Ra 

2019/19/0405). 

Im Lichte der beschriebenen Ausführungen verkennt das ho. Gericht zwar nicht, dass sich die 

bP3 – bP5 das Verhalten der Eltern (bP1 und bP2) im Rahmen der Interessensabwägung gemäß 

Ar. 8 EMRK nicht im vollen Umfang subjektiv vorwerfen lassen müssen, doch ist dieses 

Verhalten im Rahmen einer objektiven Zurechnung dennoch nicht unbeachtlich und gelten die 

Ausführungen in Bezug auf die bP1 und bP2 –wenn auch in abgeschwächter Form– auch für 

die bP3 – bP5. 

II.3.3.4. Im Rahmen der Interessensabwägung gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK ist das Kindeswohl zu 

berücksichtigen. Nach der Rechtsprechung des VwGH sind gemäß § 9 Abs. 1 und 2 BFA-VG 

2014 bei einer Rückkehrentscheidung, von welcher Kinder bzw. Minderjährige betroffen sind, 

die besten Interessen und das Wohlergehen dieser Kinder, insbesondere das Maß an 

Schwierigkeiten, denen sie im Heimatstaat begegnen, sowie die sozialen, kulturellen und 

familiären Bindungen sowohl zum Aufenthaltsstaat als auch zum Herkunftsstaat zu 

berücksichtigen (Hinweis Urteile des EGMR vom 18. Oktober 2006, Üner gegen die 

Niederlande, Beschwerde Nr. 46410/99, Randnr. 58, und vom 6. Juli 2010, Neulinger und 

Shuruk gegen die Schweiz, Beschwerde Nr. 41615/07, Randnr. 146). Maßgebliche Bedeutung 

kommt hinsichtlich der Beurteilung des Kriteriums der Bindungen zum Heimatstaat nach § 9 

Abs. 2 Z 5 BFA-VG 2014 dabei den Fragen zu, wo die Kinder geboren wurden, in welchem Land 



- 94 - 

und in welchem kulturellen und sprachlichen Umfeld sie gelebt haben, wo sie ihre 

Schulbildung absolviert haben, ob sie die Sprache des Heimatstaats sprechen, und 

insbesondere, ob sie sich in einem anpassungsfähigen Alter befinden ("adaptable age"; 

Hinweis Urteile des EGMR vom 31. Juli 2008, Darren Omoregie und andere gegen Norwegen, 

Beschwerde Nr. 265/07, Randnr. 66, vom 17. Februar 2009, Onur gegen das Vereinigte 

Königreich, Beschwerde Nr. 27319/07, Randnr. 60, und vom 24. November 2009, Omojudi 

gegen das Vereinigte Königreich, Beschwerde Nr. 1820/08, Randnr. 46; siehe dazu auch das 

hg. Erkenntnis vom 17. Dezember 2007, Zlen. 2006/01/0216 bis 0219) befinden (vgl. VwGH 

30.8.2017, Ra 2017/18/0070 bis 0072, mwN zur diesbezüglichen Rechtsprechung des EGMR; 

24.09.2019, Ra 2019/20/0274; Führt die Überprüfung des Kriteriums nach § 9 Abs. 2 Z 5 BFA-

VG 2014 zu dem Ergebnis, dass eine Minderjährige zum Heimatland keine oder nur mehr 

äußerst geringe Bindungen aufweist, wird das - vorausgesetzt, sie ist unbescholten und hat in 

Österreich einen ausreichenden Grad an Integration erreicht - in der Regel dafür sprechen, ihr 

den weiteren Aufenthalt im Bundesgebiet zu ermöglichen, und zwar jedenfalls dann, wenn 

nicht - in zumutbarer Weise - erwartet werden kann, dass sie sich im Falle einer Rückführung 

an die Verhältnisse im Heimatland, etwa das Erlernen der dortigen Sprache, den Aufbau neuer 

Kontakte, die Fortsetzung einer begonnenen Ausbildung, usw., wieder anpassen. In einem 

solchen Fall kommt auch bei einer verhältnismäßig kurzen Aufenthaltsdauer in Österreich den 

fehlenden Bindungen der Minderjährigen zum Heimatstaat im Rahmen der vorzunehmenden 

Gesamtabwägung großes Gewicht zu (VwGH 30.08.2017, Ra 2017/18/0070; VwGH 

21.05.2019, Ra 2019/19/0136).  

 

Allfällige ungünstigere Entwicklungsbedingungen im Ausland begründen für sich allein noch 

keine Gefährdung des Kindeswohls, vor allem dann nicht, wenn die Familie von dort stammt 

(OGH 08.07.2003, Zl. 4Ob146/03d unter Verweis auf Coester in Staudinger, BGB13 § 1666 Rz 

82 mwN). Zudem gehören die sozioökonomischen Verhältnisse der Eltern grundsätzlich zum 

Schicksal und Lebensrisiko eines Kindes (ebd.).  

 

Entsprechend der höchstgerichtlichen Judikatur kommt im Rahmen der im Rahmen des § 9 

Abs. 1 BFA-V vorzunehmenden Interessensabwägung den Kriterien des in § 138 ABGB 

definierten Kindeswohles lediglich die Funktion eines „Orientierungsmaßstabes“ zu. Die 

Berücksichtigung des Kindeswohls stellt im Kontext aufenthaltsbeendender Maßnahmen 

lediglich einen Aspekt im Rahmen der vorzunehmenden Gesamtbetrachtung dar; das 

Kindeswohl ist daher bei der Abwägung des öffentlichen Interesses an einer 

Aufenthaltsbeendigung mit gegenläufigen Interessen von Fremden nicht das einzig 

ausschlaggebende Kriterium. Die konkrete Gewichtung des Kindeswohles im Rahmen der 
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nach § 9 BFA-VG vorzunehmenden Gesamtbetrachtung hängt von den Umständen des 

jeweiligen Einzelfalles ab (VwGH 2.3.2022, Ra 2021/20/0156-10, Ra 202/20/0358 bis 0361-7; 

VwGH 8.9.2021, Ra 2021/20/0166 bis 0170 mwN). Somit stellt das Kindeswohl im Kontext der 

Prüfungsschritte der Zulässigkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen lediglich einen Aspekt 

im Rahmen der vorzunehmenden Gesamtbetrachtung dar und ist nicht das einzige 

ausschlaggebende Kriterium.  

 

Grundsätzlich ist im gegenständlichen Fall festzuhalten, dass die Eltern (bP1 und bP2) sowie 

die bP3 – bP5 aserbaidschanische Staatsangehörige sind, es sind sämtliche bP im selben 

Umfang von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen bedroht und gehören die 

sozioökonomischen Lebensverhältnisse der bP1 und bP2 zum von den bP3 – bP5 

hinzunehmenden Lebensrisiko, weshalb aus dem Umstand der Beendigung des Aufenthaltes 

per so noch kein relevanter Eingriff in das Kindeswohl ableitbar ist. Aufgrund ihres 

Lebensalters ist davon auszugehen, dass sich erhebliche und prägende Anknüpfungspunkte 

überwiegend aus dem Umfeld der Kernfamilie - insbesondere der Eltern (bP1 und bP2) - 

ergeben. Die minderjährigen bP3 – bP5 befinden sich in einem Alter erhöhter 

Anpassungsfähigkeit und beobachtete der erkennende Richter im Rahmen seiner 

langjährigen Laufbahn, dass minderjährige Fremde, welche in einem vergleichbaren Alter 

nach Österreich einreisten, sich innerhalb kürzester Zeit in ihr Lebensumfeld umfassend 

eingliederten und bestehen für das ho. Gericht keine Hinweise, dass Derartiges nicht auch im 

hier vorliegenden spiegelbildlichen Fall einer Rückkehr nach Aserbaidschan stattfinden 

würde. Es wäre den minderjährigen bP3 – bP5 gemeinsam mit den Eltern (bP1 und bP2) 

jedenfalls möglich, sich in die aserbaidschanische Gesellschaft zu integrieren und das dortige 

Schul- und Ausbildungssystem jeweils –soweit erforderlich– für sich in Anspruch zu nehmen, 

und erscheint eine Fortführung sowohl ihrer schulischen als auch beruflichen Laufbahn im 

Herkunftsstaat jedenfalls als nicht unzumutbar. 

 

Es sei an dieser Stelle auch darauf hingewiesen, dass die aktuelle Situation durch das 

Verhalten der bP1 und bP2 herbeigeführt wurde und es nunmehr an ihnen liegt, die 

Eingliederung der bP3 – bP5 in die aserbaidschanische Gesellschaft nicht weiterhin durch 

deren rechtswidriges Verhalten zu verzögern. 

 

Im gegenständlichen Fall ist im Rahmen der Rückkehr der minderjährigen bP3 – bP5 

gemeinsam mit den Eltern davon auszugehen, dass die Betreuung, Erziehung und 

Beaufsichtigung der Minderjährigen durch ihre Eltern sichergestellt ist. Im Verfahren wurde 

darüber hinaus nie behauptet und ergaben sich auch im Rahmen der amtswegigen 
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Ermittlungen keine Hinweise auf einen Umstand, welcher den Schluss zuließe, dass die Eltern 

der minderjährigen bP ein Verhalten an den Tag legen würden, welches dem Kindeswohl 

widerstreiten würde und sie diesem Verhalten in Aserbaidschan schutzlos ausgesetzt wären. 

Die bP1 und bP2 vermittelten den Eindruck, am Wohlergehen ihrer Kinder interessiert zu sein. 

Die erwachsenen bP brachten auch keine von Verwandten oder sonstigen Personen im 

Herkunftsstaat potentiell ausgehenden Gewalttätigkeiten oder sonstige befürchtete 

Verhaltensweisen, welche dem Kindeswohl widersprechen würden, vor bzw. wurde ihr 

entgegen gerichtetes Vorbringen bereits im Rahmen ihres Erstverfahrens im angeführten 

Vorerkenntnis rechtskräftig für nicht glaubhaft befunden. 

 

Im vorliegenden Fall war für das ho. Gericht festzustellen, dass aufgrund der (Aus-)Bildung 

und Arbeitsfähigkeit der Eltern von deren Selbsterhaltungsfähigkeit und Bewältigung des 

Lebensunterhalts der gesamten Familie ausgegangen werden kann. Darüber hinaus herrscht 

in Aserbaidschan kein generelles Umfeld, welches einer positiven Persönlichkeitsentwicklung 

der minderjährigen bP3 – bP5 entgegenstehen würde. 

 

Ausgehend von den persönlichen Profilen der bP und den Erwägungen zur Lebensgrundlage 

im Herkunftsstaat geht das ho. Gericht davon aus, dass die minderjährigen bP3 – bP5 im Wege 

der Versorgung durch ihre Eltern, nicht nur eine hinreichende Absicherung im Hinblick auf die 

Güter des täglichen Bedarfs, sondern insbesondere auch im Hinblick auf ihre altersgerechten 

Bedürfnisse erfahren werden. 

 

Außerdem ist nach wie vor von einer engen Bindung der bP1 und bP2 zu Aserbaidschan 

auszugehen, zumal sie dort den Großteil ihres bisherigen Lebens verbracht haben. Sie wurden 

in Aserbaidschan sozialisiert und bestritten dort ihre gesamte schulische und berufliche 

Ausbildung. Hinzu kommt, dass sie nach wie vor familiäre Anknüpfungspunkte in 

Aserbaidschan haben und die bP1 umfangreiche Berufserfahrung im Herkunftsstaat 

sammelte. Demgegenüber halten sie sich mit knapp 3,5 Jahren eine verhältnismäßig kurze 

Zeit in Österreich auf. Es besteht daher nach wie vor eine größere Bindung der bP1 und bP2 

zu ihrem Herkunftsstaat als zu Österreich und ist davon auszugehen, dass sie mit den dort 

herrschenden Gepflogenheiten nach wie vor vertraut sind. Die minderjährigen bP3, bP4 und 

bP5 wurden in Aserbaidschan geboren und verbrachten dort auch ihre überwiegende 

Lebenszeit. Ferner haben sie in ihrem Herkunftsstaat die Schule besucht, woraus abzuleiten 

ist, dass sie ihre schulische Ausbildung auch im Herkunftsstaat fortsetzen können und mit den 

dort herrschenden Sitten und Gebräuchen vertraut sind. Darüber hinaus geht das ho. Gericht 

davon aus, dass sie über ihr Umfeld bzw. ihre Eltern die aserbaidschanische Kultur vermittelt 
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bekommen, die Sprache ihres Herkunftsstaates beherrschen und ihnen die 

aserbaidschanischen Gepflogenheiten nicht gänzlich unbekannt sind. Wenngleich die 

minderjährigen bP3, bP4 und bP5 im Falle der Rückkehr nach Aserbaidschan ihre in Österreich 

hinzugewonnenen Freunde zurücklassen, sich wieder an ihr früheres soziales Umfeld 

gewöhnen müssten und die Rückkehr für sie daher mit einer anfänglichen Umstellungsphase 

verbunden ist, so wird ihre Wiedereingliederung jedenfalls dadurch erleichtert, dass sie ihre 

grundlegende Sozialisation im Herkunftsstaat erfahren haben (vgl. VwGH 05.03.2020, Ra 

2020/19/0010, Rn. 15, mwN).  

 

Aus den oa. Ausführungen ergibt sich, dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen auch aus der 

Sicht des Kindeswohles zulässig sind. 

 

II.3.3.5. Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die öffentliche 

Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Ausübung ihres Rechts nach anerkanntem 

internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und 

den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich müssen insoweit, 

als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschütztes Recht eingreifen, in einer demokratischen 

Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedürfnis gerechtfertigt und va. 

dem verfolgten legitimen Ziel gegenüber verhältnismäßig sein.  

 

Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, kommt aus der Sicht des 

Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2 EMRK) ein 

hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, Zl. 2000/18/0251, uva) und stellt beharrliches 

illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens bzw. 

ein länger dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefährdung der öffentlichen 

Ordnung im Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen dar, was eine Ausweisung [nunmehr 

„Rückkehrentscheidung“] als dringend geboten erscheinen lässt (VwGH 31.10.2002, Zl. 

2002/18/0190) und wird im gegenständlichen Fall nochmals darauf hingewiesen, dass die 

Verpflichtung zum Verlassen des Bundesgebietes bereits mit der Erlassung des das 

Erstverfahen beendende ho. Erkenntnisses bzw. spätestens mit Erlassung des Beschluss des 

VwGH vom 4.11.2021, Ra2021/14/0333 bis 0334-7 in Bezug auf die Nichtzuerkennung der 

aufschiebenden Wirkung der eingebrachten Beschwerde eintrat. 

 

Ebenso wird durch die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das 

nur für die Dauer des Asylverfahrens erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche 

Maßnahmen nach (negativer) Beendigung des Asylverfahrens vorhersehbar erscheinen lässt, 
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die Interessensabwägung anders als in jenen Fällen, in welchen der Fremde aufgrund eines 

nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu 

Lasten des (abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst (vgl. Feßl/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 

348).  

 

Es ist nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes für die Notwendigkeit einer 

[damals] Ausweisung von Relevanz, ob der Fremde seinen Aufenthalt vom Inland her 

legalisieren kann. Ist das nicht der Fall, könnte sich der Fremde bei der Abstandnahme von der 

[damals] Ausweisung [nunmehr Rückkehrentscheidung] so wie im gegenständlichen Fall unter 

Umgehung der aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen den tatsächlichen (illegalen) Aufenthalt 

im Bundesgebiet auf Dauer verschaffen, was dem öffentlichen Interesse an der 

Aufrechterhaltung eines geordneten Fremdenrechts zuwiderlaufen würde.  

 

Zur Gewichtung der öffentlichen Interessen sei ergänzend das Erkenntnis des VfGH  17. 3. 

2005, G 78/04 ua  erwähnt, in dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der öffentlichen 

Interessen im Verhältnis zu den Interessen des Fremden bei der Ausweisung [bzw. nunmehr 

Rückehrentscheidung] von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Österreich aufgehalten 

haben, und Asylwerbern, die an sich über keinen Aufenthaltstitel verfügen und denen bloß 

während des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt, unterschiedlich zu beurteilen sind.  

 

In seinem Erkenntnis Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Jänner 

2006, Zahl 50435/99 führte der EGMR unter Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. 

eine wichtige Überlegung darstellt, ob das Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an 

dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der Aufenthaltsstatus eines 

Familienmitgliedes derart war, dass der Fortbestand des Familienlebens im Gastland vom 

vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines ausländischen 

Familienmitgliedes in solchen Fällen nur unter ganz speziellen Umständen eine Verletzung 

von Art. 8 EMRK bewirkt. 

Der GH führte weiters –wiederum auf seine Vorjudikatur verweisend- aus, dass Personen, 

welche die Behörden eines Vertragsstaates ohne die geltenden Rechtsvorschriften zu erfüllen, 

als fait accompli mit ihrem Aufenthalt konfrontieren, grundsätzlich keinerlei Berechtigung 

haben, mit der Ausstellung eines Aufenthaltstitels zu rechnen.  

 

Könnte sich ein Fremder nunmehr in einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und 

Familienleben berufen, würde dies darüber hinaus dazu führen, dass Fremde, welche die 

unbegründete bzw. rechtsmissbräuchliche Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz  
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allenfalls in Verbindung mit einer illegalen Einreise in das österreichische Bundesgebiet in 

Kenntnis der Unbegründetheit bzw. Rechtsmissbräuchlichkeit des Antrag  unterlassen, letztlich 

schlechter gestellt wären, als Fremde, welche genau zu diesen Mitteln greifen um sich ohne 

jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in Österreich legalisieren, was in letzter 

Konsequenz zu einer verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung der Fremden 

untereinander führen würde (vgl. hierzu auch das Estoppel-Prinzip [„no one can profit from 

his own wrongdoing“], auch den allgemein anerkannten Rechtsgrundsatz, wonach aus einer 

unter Missachtung der Rechtsordnung geschaffenen Situation keine Vorteile gezogen werden 

dürfen [VwGH 11.12.2003, 2003/07/0007]). 

 

Nach Maßgabe einer Interessensabwägung im Sinne des § 9 BFA-VG ist davon auszugehen, 

dass das öffentliche Interesse an der Beendigung des unrechtmäßigen Aufenthalts der bP im 

Bundesgebiet die persönlichen Interessen der bP am Verbleib im Bundesgebiet deutlich 

überwiegt und daher durch die angeordnete Rückkehrentscheidung eine Verletzung des Art. 

8 EMRK nicht vorliegt.  

 

Auch sonst sind keine Anhaltspunkte hervorgekommen (und auch in den Beschwerden nicht 

vorgebracht worden), dass im gegenständlichen Fall eine Rückkehrentscheidung auf Dauer 

unzulässig wäre.  

 

Im Rahmen der Umsetzung der Rückkehrentscheidung ist darauf zu achten, dass die Obsorge 

der minderjährigen bP3 – bP5 nicht verunmöglicht wird. 

 

II.3.4. Zulässigkeit der Abschiebung 

II.3.4.1. Gemäß § 50 FPG ist die Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch 

Art. 2 oder Art. 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde 

oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 

infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts 

verbunden wäre, die bP dort der Gefahr einer Verfolgung aus einem Art. 1 Abschnitt A Ziffer 

2 der GFK bestünde oder eine Abschiebung die Empfehlung einer vorläufigen Maßnahme 

durch den EGMR entgegenstünde. 

 

II.3.4.2. Im gegenständlichen Fall sind im Hinblick auf die von der belangten Behörde im 

angefochtenen Bescheid gemäß § 52 Abs. 9 iVm. § 50 FPG getroffenen Feststellungen keine 

konkreten Anhaltspunkte dahingehend hervorgekommen, dass die Abschiebung in den 
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Herkunftsstaat unzulässig wäre. Derartiges wurde auch in gegenständlichen Beschwerden 

nicht schlüssig dargelegt und wurden bzw. werden hierzu bereits zu den Ausführungen des 

Erkenntnisses vom 13.07.2021, Zl. W242 2235971-1/15E (bP1), W242 2235974-1/15E (bP2), 

W242 2235973-1/13E (bP3), W242 2235969-1/11E (bP4) und W242 2235975-1/11E (bP5), 

entsprechende Feststellungen getätigt, welche auch die in § 50 Abs. 1 und 2 FPG erforderlichen 

Subsumtionen bereits vorwegnehmen, zumal in diesem Punkt keine relevante Änderung 

eintrat. 

 

II.3.4.3. Eine im § 50 Abs. 3 FPG genannte Empfehlung des EGMR liegt ebenfalls nicht vor. 

 

II.3.4.4. Aufgrund der oa. Ausführungen ist im Rahmen einer Gesamtbetrachtung davon 

auszugehen, dass die Abschiebung der bP in ihren Herkunftsstaat nach wie vor zulässig ist. 

 

II.3.5. Die Verhältnismäßigkeit der seitens der belangten Behörde getroffenen 

fremdenpolizeilichen Maßnahme der Rückkehrentscheidung ergibt sich aus dem Umstand, 

dass es sich hierbei um das gelindeste fremdenpolizeiliche Mittel handelt, welches zur 

Erreichung des angestrebten Zwecks geeignet erschien. 

 

II.3.6. Eine Frist zu freiwilligen Ausreise besteht gem. § 55 Abs. 1a FPG nicht, da der Antrag 

zurückzuweisen war und kamen keine exzeptionellen Umstände hervor, welche im konkreten 

Einzelfall eine anderslautende Feststellung gebieten würden. 

Da sich das im VwGVG genannte Verschlechterungsverbot nur auf das Verwaltungsstraf-

verfahren bezieht, kann das ho. Gericht im Beschwerdeverfahren auch eine für die bP 

nachteiligere Entscheidung treffen, als dies die bB vornahm, welche von der Existenz einer Frist 

von 14 Tagen für die freiwillige Ausreise ausging. 

 

II.3.7. Familienverfahren 

Da in Bezug auf alle bP eine spruchgemäß identische Entscheidung erging, kann auch aus dem 

Titel des Familienverfahrens im Inland kein anderslautendes Erkenntnis erlassen werden. 

 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen.  
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Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltung-

sgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung, weiters ist die vorliegende 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch 

liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 

Rechtsfrage vor. 

 

Aus den dem gegenständlichen Erkenntnis entnehmbaren Ausführungen geht hervor, dass das 

ho. Gericht in seiner Rechtsprechung im gegenständlichen Fall nicht von der bereits zitierten 

einheitlichen Rechtsprechung des VwGH, insbesondere zur Auslegung des Begriffs des 

internationalen Schutzes, des durch Art. 8 EMRK geschützten Recht auf ein Privat- und 

Familienlebens, bzw. zur Bindungswirkung bereits rechtskräftig vorliegender Entscheidungen 

im Allgemeinen bzw. im Asylrecht im Besonderen abgeht. Ebenso löst das ho. Gericht die 

Frage, ob eine Verhandlung stattzufinden hatte im Lichte der höchstgerichtlichen Judikatur. 

 

Aufgrund der oa. Ausführungen war die Revision nicht zuzulassen. 


